
* Wird nach Vorliegen der lektorierten Druckfassung durch diese ersetzt.

ele
ktr

on
isc

he
 Vora

b-F
as

su
ng

*

Deutscher Bundestag Drucksache 17/11190

17. Wahlperiode 24. 10. 2012

Beschlussempfehlung*)

des Finanzausschusses (7. Ausschuss)

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung

– Drucksachen 17/10000, 17/10604 –

Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2013

A. Problem

In verschiedenen Bereichen des deutschen Steuerrechts besteht fachlich notwen-
diger Gesetzgebungsbedarf. Hierzu gehören Anpassungen an Recht und Recht-
sprechung der Europäischen Union - insbesondere an die EU-Amtshilferichtlinie
(Richtlinie 2011/16/EU) - sowie Maßnahmen zur Sicherung des Steueraufkom-
mens.

B. Lösung

Mit dem Jahressteuergesetz 2013 strebt die Bundesregierung an, den aus ihrer
Sicht fachlich notwendigen Gesetzgebungsbedarf umzusetzen. Der Regelungs-
bedarf bestehe insbesondere zur Anpassung des Steuerrechts an Recht und
Rechtsprechung der Europäischen Union. Weitere Maßnahmen greifen Empfeh-
lungen des Bundesrechnungshofes auf und sollen der Sicherung des Steuerauf-
kommens oder der Verfahrensvereinfachung im Besteuerungsverfahren dienen.

Darüber hinaus empfiehlt der Finanzausschuss insbesondere folgende Verände-
rungen des Gesetzentwurfs:

– Verlängerung der bereits bestehenden Übergangsregelung (§ 34 Absatz 10b
Satz 3 KStG) zur Auflösung von Rückstellungen für Beitragsrückerstattun-
gen (RfB) (§ 21 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 KStG) bis 2015,

– Ausweitung der Umsatzsteuerbefreiung auf Heilbehandlungsleistungen im
Rahmen der hausarztzentrierten und besonderen ambulanten Versorgung
(§ 4 Nummer 14 Buchstabe c UStG),

– Ausweitung der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers auf Liefe-
rungen von Gas über das Erdgasnetz und von Elektrizität durch einen im
Inland ansässigen Unternehmer an einen anderen Unternehmer, der selbst
derartige Leistungen erbringt (§ 13b Absatz 2 Nummer 5 Buchstabe b und
Absatz 5 Satz 2 UStG), sowie Herausnahme von Personenbeförderungsleis-

*) Der Bericht wird gesondert verteilt.
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tungen mit allen Landfahrzeugen aus der Steuerschuldnerschaft des Leis-
tungsempfängers (§ 13b Absatz 6 Nummer 2 UStG),

– Änderung des § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 UStG, sodass der Unter-
nehmer die Einfuhrumsatzsteuer für Gegenstände, die für sein Unterneh-
men nach § 1 Absatz 1 Nummer 4 UStG eingeführt worden sind, bereits
mit ihrer Entstehung abziehen kann,

– Rückwirkende Gleichstellung von eingetragenen Lebenspartnern mit Ehe-
gatten für alle noch nicht bestandskräftigen Altfälle ab Inkrafttreten des
Lebenspartnerschaftsgesetzes am 1. August 2001 im Grunderwerbsteuer-
recht (§ 23 Absatz 9 GrEStG),

– Klarstellung zum Begriff „Ruhegehälter“ für den automatischen Informati-
onsaustausch im EU-Amtshilfegesetz (§ 7 EUAHiG) und Klarstellung bei
der Verwendung von Informationen und Dokumenten (§ 15 EUAHiG),

– Klarstellung der Regelung zur Ermittlung des anschaffungsnahen Herstel-
lungsaufwandes bei der Einnahmenüberschussrechnung,

– Sicherstellung eines zutreffenden Ansatzes steuerfreier Erstattungen und
Zuschüsse zu Beiträgen zu einer Renten-, Kranken- und/oder Pflegeversi-
cherung in der Einkommensteuerveranlagung (§ 10 Absatz 4b Satz 4 bis 6
EStG),

– Regelung zum Verlustabzug bei gewerblicher Tierzucht (§ 15 Absatz 4
Satz 2 und 7 EStG),

– Einführung einer Verschonungsregelung für den Unterhaltsempfänger: Ein
angemessenes Hausgrundstück bleibt bei der Ermittlung des eigenen Ver-
mögens im Rahmen von § 33a Absatz 1 EStG unberücksichtigt.

– Einführung einer Pauschalbesteuerung von überlassenen Datenverarbei-
tungsgeräten (§ 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 EStG).

– Einführung einer Bestimmung in § 45a EStG zur Erteilung von Steuerbe-
scheinigung in den Fällen des Steuereinbehalts gemäß § 44 Absatz 1a
EStG,

– Einschränkung der Steuerabstandnahme aufgrund von Freistellungsaufträ-
gen bei Gewinnausschüttungen von GmbHs (§ 44a Absatz 1 EStG),

– Redaktionelle Folgeänderung in der Sonderregelung des § 19 GewStDV an
die für bestimmte Zahlungsinstitute geänderten kreditaufsichtsrechtlichen
Vorschriften,

– Erweiterung des Rückausschlusses des Vorsteuerabzugs nach § 15 Ab-
satz 3 UStG um die Steuerbefreiungsvorschriften § 4 Nummer 10 Buchsta-
be b und Nummer 11 UStG: Einräumung des Rechts auf Vorsteuerabzug
aus Eingangsleistungen für befreite Versicherungs- und Finanzumsätze,
wenn sich diese befreiten Versicherungs- und Finanzumsätze unmittelbar
auf Gegenstände beziehen, die in das Drittlandsgebiet ausgeführt werden,
oder der Leistungsempfänger im Drittlandsgebiet ansässig ist (§ 15 Ab-
satz 3 Nummer 1 Buchstabe b und Nummer 2 Buchstabe b UStG),

– Streichung der Abrundung bei der Aufteilung einer Gesamtschuld, da diese
Regelung, die seinerzeit als Verwaltungsvereinfachung eingeführt wurde,
keine Vereinfachung mehr darstellt (§ 275 AO),

– Haftungsfreistellung des Sitzlandes der Börse durch den Börsenträger (§ 5
Absatz 6 BörsG),
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– Steuerbefreiung des Gehaltsbestandteils „Wehrsold“ von freiwilligen
Wehrdienstleistenden, der Bezüge von Reservisten, des Taschengeldes
beim Bundesfreiwilligendienst, Jugendfreiwilligendienst und anderen zivi-
len Freiwilligendiensten (§ 3 Nummer 5 EStG),

– Nachteilsausgleich bei der Dienstwagenbesteuerung auch für Brennstoff-
zellenfahrzeuge (§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 und 3 EStG),

– Verluste, die dem Progressionsvorbehalt unterliegen: Bei der Ermittlung
des besonderen Steuersatzes Berücksichtigung von Anschaffungs-
/Herstellungskosten für Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens erst im
Zeitpunkt der Veräußerung/Entnahme (§ 32b Absatz 2 Satz 1 Nummer 2
Satz 2 Buchstabe c – neu -EStG),

– Einführung einer Lohnsteuer-Nachschau (§ 42g – neu – EStG),

– Verbesserung des Verfahrens für den automatischen Einbehalt von Kir-
chensteuer auf Abgeltungsteuer und Verschiebung des Starttermins um ein
Jahr auf den 1. Januar 2015 (§ 51a Absatz 2c Nummer 3 und Absatz 2e so-
wie § 52a Absatz 18 Satz 2 EStG),

– Schaffung der Regelungen zur gestreckten Einführung des Verfahrens der
elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale ELStAM sowie für den Über-
gangszeitraum (§ 52b – neu - EStG),

– Ausweitung der bei der Zerlegung des Gewerbesteuermessbetrags von
Windkraftanlagenbetreibern bestehenden Sonderregelung auf solare Strah-
lungsenergie (§ 29 Absatz 1 Nummer 2 GewStG),

– Redaktionelle Klarstellung, dass der im Gesetz geregelte Vorrang eines
Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung bereits bei der Steu-
ererklärung zu berücksichtigen ist (§ 1 Absatz 5 AStG), sowie Änderung
der Anwendungsregelung zur Vermeidung einer unechten Rückwirkung
(§ 21 Absatz 20 AStG),

– Berücksichtigung europarechtlicher Bedenken: Änderung der vorgesehenen
Vorschrift, sodass eine Zurechnung von Einkünften nach den neu eingefüg-
ten Absätzen 9 und 10 bei Stiftungen mit Sitz und Geschäftsleitung in der
EU/EWR ebenfalls nur in Betracht kommt, wenn die vorgesehenen Nach-
weise zur Existenz einer echten Stiftung nicht erbracht werden (§ 15 Ab-
satz 6 AStG),

– Erweiterung des Anwendungsbereichs der Umsatzsteuerbefreiung für eng
mit der Sozialfürsorge und der sozialen Sicherheit verbundene Leistungen
auch auf privat-gewerbliche Sozialleistungserbringer, sowie Einführung ei-
ner umfassenden Umsatzsteuerbefreiung für rechtliche Betreuungsleistun-
gen (§ 4 Nummer 16, Nummer 18 und Nummer 25 Satz 3),

– Streichung der Neufassung zur Umsatzsteuerbefreiung für Bildungsleistun-
gen mit Folgeänderungen (§ 4 Nummer 21 und 22 UStG),

– Änderungen im Bereich des ermäßigten Umsatzsteuersatzes für Kunstge-
genstände und Sammlungsstücke, Einführung einer Pauschalmarge für
Kunstgegenstände (§ 12 Absatz 2 und § 25a Absatz 3 Satz 2 – neu –
UStG),

– Streichung der vorgesehenen Regelung über die Voraussetzungen für die
Aberkennung der Gemeinnützigkeit extremistischer Gruppierungen (§ 51
Absatz 3 Satz 2 AO),

– Herstellung eines Gleichlaufs der Festsetzungsfristen beim Steuerschuldner
und dem Steuerentrichtungspflichtigen: Hierdurch bleibt z. B. der Erlass
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eines Haftungsbescheides bis zum Ablauf der für den Steuerentrichtungs-
pflichtigen geltenden Festsetzungsfrist zulässig (§ 171 Absatz 15 – neu –
AO),

– Fortbestand der Beratungsbefugnis von Lohnsteuerhilfevereinen bei Mit-
gliedern, die im Zusammenhang mit der Kinderbetreuung Arbeitgeberauf-
gaben wahrnehmen, nach Neuregelung des Abzugs der Kinderbetreuungs-
kosten im Steuervereinfachungsgesetz 2011 (§ 4 Nummer 11 Satz 3
StberG),

– Regelung des § 164c StBerG zur Zuordnung der Beamten zum gehobenen
und höheren Dienst nach Neuregelung der Laufbahnstruktur im Rahmen
der Föderalismusreform (§ 164s StBerG),

– Änderung des Kindergeldanspruchs beim freiwilligen Wehrdienst (§ 32
Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 EstG, § 2 Absatz 2 BKGG, § 61 Absatz 2 Be-
amtVG, § 59 Absatz 2 SVG),

– Berücksichtigung der Gebührenabrechnungsergebnisse bei der beauftragten
Flugsicherungsorganisation (§ 31b Absatz 3 und § 37 Absatz 2a – neu –
LuftVG).

– Weitere rechtstechnische Änderungen und redaktionelle Folgeänderungen.

Annahme des Gesetzentwurfs in geänderter Fassung mit den Stimmen der
Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion
DIE LINKE.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung wirkt sich in der vom Ausschuss geän-
derten Fassung auf die öffentlichen Haushalte der Gebietskörperschaften wie
folgt aus:

(Steuermehr- (+)/Mindereinnahmen (-) in Mio. Euro)

Gebiets-
körperschaft

Volle Jahres-
wirkung1)

Kassenjahr

2012 2013 2014 2015 2016

Insgesamt -165 ∙ -245 -215 -1 015 -1 035 

Bund -72 ∙ -115 -98 -471 -480 

Länder -68 ∙ -102 -86 -413 -421 

Gemeinden -25 ∙ -28 -31 -131 -134 

1) Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten

Die Aufteilung auf die einzelnen Vorschriften ist als Anlage dem Ausschussbe-
richt beigefügt.
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E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Für Bürgerinnen und Bürger ändert sich der Erfüllungsaufwand durch

– die zweijährige Geltungsdauer der im Lohnsteuerabzugsverfahren zu be-
rücksichtigenden Freibeträge,

– die Begrenzung der vorübergehenden völligen Steuerfreistellung des Wehr-
solds für freiwillig Wehrdienstleistende sowie

– die erforderlichen Rückmeldungen an die Anbieter von Produkten nach
dem Fünften Vermögensbildungsgesetz im Rahen der Einführung der elekt-
ronischen Vermögensbildungsbescheinigung.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Für die Wirtschaft ändert sich der Erfüllungsaufwand durch

– die neu geregelte gesetzliche Verpflichtung, die Bezeichnung „Gutschrift“
aufzunehmen, wenn eine Rechnung durch den Leistungsempfänger ausge-
stellt wird,

– die elektronische Anmeldung der Feuerschutzsteuer,

– die Einführung der elektronischen Vermögensbildungsbescheinigung sowie

– die Verkürzung der Aufbewahrungsfristen nach der Abgabenordnung, dem
Umsatzsteuergesetz und dem Handelsgesetzbuch.

Hierdurch entsteht einmaliger Umstellungsaufwand von insgesamt
rd. 13,3 Mio. Euro, bei einer dauerhaften Entlastung von weniger als
100 000 Euro im Hinblick auf die Erfüllung von Informationspflichten bei der
Anmeldung der Feuerschutzsteuer.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Für die Verwaltung ändert sich der Erfüllungsaufwand durch

– das neue EU-Amtshilfegesetz,

– die zweijährige Geltungsdauer der im Lohnsteuerabzugsverfahren zu be-
rücksichtigenden Freibeträge,

– die Neuregelung des Entlastungsverfahrens für hybride ausländische Ge-
sellschaftsformen,

– die Umstellung des Abstandnahmeverfahrens beim Steuerabzug von Kapi-
talerträgen,

– die Umstellung des Erstattungsverfahrens bei Gesamthandsgemeinschaften,

– die Einführung eines Umsatzsteuer-Vergütungsverfahrens für Leistungen
an europäische Forschungsinfrastrukturkonsortien,

– die Änderungen bei der Steuerstatistik,

– die Änderungen bei der Verwaltung der Kraftfahrzeugsteuer,

– die Einführung der elektronischen Vermögensbildungsbescheinigung sowie
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– die Einführung der elektronischen Feuerschutzsteueranmeldung.

Der beim Bundeszentralamt für Steuern durch das EU-Amtshilfegesetz entste-
hende Vollzugsaufwand ist bereits im Haushaltsaufstellungsverfahren 2012
berücksichtigt worden. Der Vollzugsaufwand für die Luftverkehrsteuer wurde
bereits im Haushaltsbegleitgesetz 2011 berücksichtigt.

Das zukünftig für die Verwaltung der Kraftfahrzeugsteuer durch die Zollverwal-
tung erforderliche Personal soll nach Maßgabe des Beschlusses des Haushalt-
sauschusses des Deutschen Bundestages (Ausschussdrucksache 17(8)2952 vom
23. März 2011) aus den Personalüberhängen anderer Bundesbehörden gewon-
nen werden. Die Länder erhalten nach § 18a Absatz 2 des Finanzverwaltungsge-
setzes für die Verwaltung der Kraftfahrzeugsteuer im Zeitraum der Organleihe
zur pauschalen Erstattung der Verwaltungskosten vom Bund für die Jahre 2010
bis 2013 jährlich 170 Mio. Euro und für die Jahre 2009 und 2014 jeweils
85 Mio. Euro. Mit Ende der Organleihe entfällt diese Erstattung. Bei der Zoll-
verwaltung werden zukünftig Verwaltungskosten in vergleichbarer Höhe anfal-
len.

Im Haushaltsaufstellungsverfahren 2013 wird geprüft, ob die zur Deckung des
Vollzugsaufwands für die künftige Übermittlung der steuerrelevanten Daten der
Zulassungsbehörden zur Kraftfahrzeugsteuer über das Kraftfahrt-Bundesamt hin
zu der Zollverwaltung zusätzlich erforderlichen Haushaltsmittel (3 Stellen der
Entgeltgruppe E 11 einschließlich Ausgabemittel) für den Einzelplan 12 zur
Verfügung gestellt werden können.

Sämtlicher ggf. beim Bund darüber hinaus entstehender Mehrbedarf an Sach-
und Personalmitteln, der noch nicht in der geltenden Finanzplanung enthalten
ist, soll finanziell und stellenmäßig im Einzelplan 08 ausgeglichen werden.

F. Weitere Kosten

Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischen Unternehmen, entstehen keine
direkten sonstigen Kosten.

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Ver-
braucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschließen,

den Gesetzentwurf auf Drucksachen 17/10000, 17/10604 in der aus der nachste-
henden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen.

Berlin, den 24. Oktober 2012

Der Finanzausschuss

Dr. Birgit Reinemund
Vorsitzende

Olav Gutting
Berichterstatter

Lothar Binding (Heidelberg)
Berichterstatter

Dr. Daniel Volk
Berichterstatter

Lisa Paus
Berichterstatterin
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Zusammenstellung

Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2013
– Drucksachen 17/10000, 17/10604 –
mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuss)

Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses

Entwurf eines Jahressteuergesetzes
2013*)

Entwurf eines Jahressteuergesetzes
2013*)

Der Bundestag hat mit Zustimmung des
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

Der Bundestag hat mit Zustimmung des
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

I n h a l t s ü b e r s i c h t I n h a l t s ü b e r s i c h t

Artikel 1 Gesetz über die Durchführung der
gegenseitigen Amtshilfe in Steuersa-
chen zwischen den Mitgliedstaaten
der Europäischen Union (EU-
Amtshilfegesetz – EUAHiG)

Artikel 1 u n v e r ä n d e r t

Artikel 2 Änderung des Einkommensteuerge-
setzes

Artikel 2 u n v e r ä n d e r t

Artikel 3 Änderung des Körperschaftsteuerge-
setzes

Artikel 3 u n v e r ä n d e r t

Artikel 4 Änderung des Gewerbesteuergeset-
zes

Artikel 4 u n v e r ä n d e r t

Artikel 5 Änderung der Gewerbesteuer-
Durchführungsverordnung

Artikel 5 Änderung des Außensteuergesetzes Artikel 6 u n v e r ä n d e r t

Artikel 6 Änderung der Gewinnabgrenzungs-
aufzeichnungsverordnung

Artikel 7 u n v e r ä n d e r t

Artikel 7 Änderung des Investmentsteuerge-
setzes

Artikel 8 u n v e r ä n d e r t

Artikel 8 Änderung des Umwandlungssteuer-
gesetzes

Artikel 9 u n v e r ä n d e r t

Artikel 9 Änderung des Umsatzsteuergesetzes Artikel 10 u n v e r ä n d e r t

Artikel 10 Änderung der Abgabenordnung Artikel 11 u n v e r ä n d e r t

Artikel 11 Änderung des Einführungsgesetzes
zur Abgabenordnung

Artikel 12 u n v e r ä n d e r t

Artikel 12 Änderung des Steuerberatungsgeset- Artikel 13 u n v e r ä n d e r t

*) Artikel 1 dieses Gesetzes dient der Umsetzung der Richtlinie 2011/16/EU des Rates vom 15.
Februar 2011 über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteuerung
und zur Aufhebung der Richtlinie 77/799/EWG (ABl. L 64 vom 11.3.2011, S. 1). Artikel 10
Nummer 2 Buchstabe b dieses Gesetzes dient der Umsetzung von Artikel 4 der Richtlinie
2008/8/EG des Rates vom 12. Februar 2008 zur Änderung der Richtlinie 2006/112/EG bezüg-
lich des Ortes der Dienstleistung (ABl. L 44 vom 20.2.2008, S. 11). Artikel 10 Nummer 7 und
8 dient der Umsetzung der Richtlinie 2010/45/EU des Rates vom 13. Juli 2010 zur Änderung
der Richtlinie 2006/112/EG über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem hinsichtlich der
Rechnungsstellungsvorschriften (ABl. L 189 vom 22.7.2010, S. 1).
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Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses

zes

Artikel 13 Änderung des Feuerschutzsteuerge-
setzes

Artikel 14 u n v e r ä n d e r t

Artikel 14 Änderung des Bundeskindergeldge-
setzes

Artikel 15 u n v e r ä n d e r t

Artikel 15 Änderung des Gesetzes über Steuer-
statistiken

Artikel 16 u n v e r ä n d e r t

Artikel 16 Änderung des Finanzverwaltungsge-
setzes

Artikel 17 u n v e r ä n d e r t

Artikel 17 Änderung des Fünften Vermögens-
bildungsgesetzes

Artikel 18 u n v e r ä n d e r t

Artikel 18 Änderung der Verordnung zur
Durchführung des Fünften Vermö-
gensbildungsgesetzes

Artikel 19 u n v e r ä n d e r t

Artikel 19 Änderung des Bewertungsgesetzes Artikel 20 u n v e r ä n d e r t

Artikel 20 Änderung des EU-
Beitreibungsgesetzes

Artikel 21 u n v e r ä n d e r t

Artikel 21 Änderung der Zivilprozessordnung Artikel 22 u n v e r ä n d e r t

Artikel 22 Änderung der Finanzgerichtsord-
nung

Artikel 23 u n v e r ä n d e r t

Artikel 23 Änderung der Funktionsverlage-
rungsverordnung

Artikel 24 u n v e r ä n d e r t

Artikel 24 Änderung des Beamtenversorgungs-
gesetzes

entfällt

Artikel 25 Änderung des Soldatenversorgungs-
gesetzes

entfällt

Artikel 26 Änderung des Zerlegungsgesetzes Artikel 25 u n v e r ä n d e r t

Artikel 26 Änderung des Grunderwerb-
steuergesetzes

Artikel 27 Änderung des Handelsgesetzbuches Artikel 27 u n v e r ä n d e r t

Artikel 28 Änderung des Einführungsgesetzes
zum Handelsgesetzbuch

Artikel 28 u n v e r ä n d e r t

Artikel 29 Änderung der Altersvorsorge-
Durchführungsverordnung

Artikel 30 Änderung des Börsengesetzes

Artikel 31 Änderung des Luftverkehrsgeset-
zes

Artikel 29 Änderungen zur weiteren Verkür-
zung der Aufbewahrungsfristen nach
dem Handelsgesetzbuch, der Abga-
benordnung und dem Umsatzsteuer-

Artikel 32 u n v e r ä n d e r t
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Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses

gesetz

Artikel 30 Inkrafttreten, Außerkrafttreten Artikel 33 u n v e r ä n d e r t

Anlage zu Artikel 2 Nummer 30 Anla-
ge 2 (zu § 43b)

Anlage u n v e r ä n d e r t

Artikel 1 Artikel 1

Gesetz über die Durchführung der
gegenseitigen Amtshilfe in Steuer-
sachen zwischen den Mitgliedstaa-

ten der Europäischen Union

Gesetz über die Durchführung der
gegenseitigen Amtshilfe in Steuer-
sachen zwischen den Mitgliedstaa-

ten der Europäischen Union

(EU-Amtshilfegesetz – EUAHiG) (EU-Amtshilfegesetz – EUAHiG)

I n h a l t s ü b e r s i c h t u n v e r ä n d e r t

A b s c h n i t t 1

A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n

§ 1 Anwendungsbereich und anzuwendendes
Recht

§ 2 Begriffsbestimmungen

§ 3 Zuständigkeit und Prüfungsbefugnisse

A b s c h n i t t 2

Ü b e r m i t t l u n g v o n I n f o r m a t i o -

n e n a u f E r s u c h e n

§ 4 Ersuchen von anderen Mitgliedstaaten

§ 5 Fristen

§ 6 Ersuchen an andere Mitgliedstaaten

A b s c h n i t t 3

W e i t e r e Ü b e r m i t t l u n g v o n I n -

f o r m a t i o n e n

§ 7 Automatische Übermittlung von Informa-
tionen

§ 8 Spontane Übermittlung von Informatio-
nen an andere Mitgliedstaaten

§ 9 Spontane Übermittlung von Informatio-
nen durch andere Mitgliedstaaten
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A b s c h n i t t 4

S o n s t i g e F o r m e n d e r V e r w a l -

t u n g s z u s a m m e n a r b e i t

§ 10 Anwesenheit von Bediensteten anderer
Mitgliedstaaten im Inland

§ 11 Anwesenheit von inländischen Bedienste-
ten in anderen Mitgliedstaaten

§ 12 Gleichzeitige Prüfung

§ 13 Zustellungsersuchen an andere Mitglied-
staaten

§ 14 Zustellungsersuchen von anderen Mit-
gliedstaaten

A b s c h n i t t 5

W e i t e r e V o r s c h r i f t e n

§ 15 Verwendung von Informationen und
Dokumenten

§ 16 Rückmeldungen

§ 17 Standardformblätter und Kommunikati-
onsmittel

§ 18 Informationsübermittlung an Drittstaaten

§ 19 Datenschutz und Zweckbestimmung

§ 20 Anwendungsbestimmung

A b s c h n i t t 1 A b s c h n i t t 1
u n v e r ä n d e r t

A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n u n v e r ä n d e r t

§ 1

Anwendungsbereich und anzuwendendes
Recht

(1) Dieses Gesetz regelt den Austausch von
voraussichtlich erheblichen Informationen in
Steuersachen zwischen Deutschland und den an-
deren Mitgliedstaaten der Europäischen Union
(Mitgliedstaaten). Es ist anzuwenden für jede Art
von Steuern, die von einem oder für einen Mit-
gliedstaat oder dessen Gebiets- oder Verwaltungs-
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einheiten einschließlich der örtlichen Behörden
erhoben werden.

(2) Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden auf

1. die Umsatzsteuer, einschließlich der Ein-
fuhrumsatzsteuer,

2. Zölle,

3. harmonisierte Verbrauchsteuern, sofern diese
in Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie
2008/118/EG des Rates vom 16. Dezember
2008 über das allgemeine Verbrauchsteuer-
system und zur Aufhebung der Richtlinie
92/12/EWG (ABl. L 9 vom 14.1.2009,
S. 12), die zuletzt durch die Richtlinie
2010/12/EU (ABl. L 50 vom 27.2.2010, S. 1)
geändert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung genannt werden,

4. Beiträge und Umlagen sowie damit verbun-
dene Abgaben und Gebühren nach dem So-
zialgesetzbuch, den in § 68 des Ersten Bu-
ches Sozialgesetzbuch genannten Gesetzen,
dem Aufwendungsausgleichsgesetz und

5. Gebühren.

(3) Dieses Gesetz berührt nicht

1. die Vorschriften über die Rechtshilfe in
Strafsachen und

2. die Wahrnehmung der Rechte und die Erfül-
lung der Pflichten, die Deutschland in Bezug
auf eine umfassendere Zusammenarbeit der
Verwaltungen aus anderen Rechtsinstrumen-
ten erwachsen, einschließlich bi- oder multi-
lateraler Abkommen.

(4) Für die Amtshilfe nach diesem Gesetz
gelten die Vorschriften der Abgabenordnung ent-
sprechend, soweit dieses Gesetz nichts anderes
bestimmt.

§ 2

Begriffsbestimmungen

(1) Person im Sinne dieses Gesetzes ist

1. eine natürliche Person,

2. eine juristische Person,

3. eine Personenvereinigung, der die Rechtsfä-
higkeit zuerkannt wurde, die aber nicht über
die Rechtsstellung einer juristischen Person
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verfügt oder

4. jede andere Rechtsform gleich welcher Art,
mit oder ohne allgemeine Rechtsfähigkeit,
die Vermögensgegenstände besitzt oder ver-
waltet, welche einschließlich der daraus er-
zielten Einkünfte einer der von § 1 erfassten
Steuern unterliegen.

(2) Amtshilferichtlinie im Sinne dieses Ge-
setzes sowie des Einkommensteuergesetzes, der
Abgabenordnung, des Außensteuergesetzes, des
Körperschaftsteuergesetzes, des Gewerbesteuer-
gesetzes, des Investmentsteuergesetzes und sons-
tiger Steuergesetze bezeichnet die Richtlinie
2011/16/EU des Rates vom 15. Februar 2011 über
die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im
Bereich der Besteuerung und zur Aufhebung der
Richtlinie 77/799/EWG (ABl. L 64 vom
11.3.2011, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung.
Die auf Grund der Amtshilferichtlinie erlassenen
europarechtlichen Durchführungsbestimmungen
gelten in der im jeweiligen Besteuerungszeitraum
aktuellen Fassung.

(3) Auf elektronischem Weg im Sinne die-
ses Gesetzes bezeichnet die Verwendung elektro-
nischer Anlagen zur Übermittlung, Verarbeitung
von Daten, einschließlich der Datenkomprimie-
rung, und zum Speichern von Daten unter Einsatz
von Draht, Funk, optischen Technologien oder
anderen elektromagnetischer Verfahren.

§ 3

Zuständigkeit und Prüfungsbefugnisse

(1) Zuständige Behörde im Sinne von Arti-
kel 4 Absatz 1 der Amtshilferichtlinie ist das
Bundesministerium der Finanzen.

(2) Zentrales Verbindungsbüro im Sinne
von Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 1 der Amtshil-
ferichtlinie ist in den Fällen des § 5 Absatz 1
Nummer 5 des Finanzverwaltungsgesetzes das
Bundeszentralamt für Steuern. Das Bundesminis-
terium der Finanzen kann durch Schreiben weitere
Verbindungsstellen im Sinne von Artikel 4 Ab-
satz 3 und zuständige Bedienstete im Sinne von
Artikel 4 Absatz 4 der Amtshilferichtlinie benen-
nen.

(3) Das zentrale Verbindungsbüro über-
nimmt die Kommunikation mit den anderen Mit-
gliedstaaten und prüft eingehende und ausgehende
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Ersuchen auf Zulässigkeit nach diesem Gesetz.
Eingehende zulässige Ersuchen und Informatio-
nen werden vom zentralen Verbindungsbüro an
die Finanzbehörden weitergeleitet. Zulässige Er-
suchen und Informationen der Finanzbehörden
werden vom zentralen Verbindungsbüro an die
anderen Mitgliedstaaten weitergeleitet.

(4) Gehen Ersuchen nach diesem Gesetz
bei einer anderen Stelle als dem zentralen Verbin-
dungsbüro ein, so sind diese Ersuchen letzterem
unverzüglich zuzuleiten.

(5) Die Gemeinden und Gemeindeverbände
können Amtshilfe nach Maßgabe dieses Gesetzes
in Anspruch nehmen. Sie gelten insoweit als Fi-
nanzbehörden im Sinne dieses Gesetzes.

A b s c h n i t t 2 A b s c h n i t t 2
u n v e r ä n d e r t

Ü b e r m i t t l u n g v o n I n f o r m a t i o -
n e n a u f E r s u c h e n

u n v e r ä n d e r t

§ 4

Ersuchen von anderen Mitgliedstaaten

(1) Auf Ersuchen erstellt die zuständige Fi-
nanzbehörde alle Antworten, die für die Festset-
zung von Steuern nach § 1 voraussichtlich erheb-
lich sind. Die Antworten werden durch das zentra-
le Verbindungsbüro an den anderen Mitgliedstaat
weitergeleitet. Die zuständige Finanzbehörde
erstellt die Antworten nach Maßgabe dieses Ge-
setzes und unter Berücksichtigung des § 117 Ab-
satz 4 der Abgabenordnung. Verfügt die Finanz-
behörde nicht über die betreffenden Informatio-
nen, so führt sie nach pflichtgemäßem Ermessen
alle nach der Abgabenordnung vorgesehenen
behördlichen Ermittlungen durch.

(2) Absatz 1 gilt auch für Ersuchen um
Durchführung bestimmter behördlicher Ermitt-
lungen. Ist die Finanzbehörde der Auffassung,
dass keine behördliche Ermittlung erforderlich ist,
so teilt sie dies unverzüglich dem zentralen Ver-
bindungsbüro mit. Originaldokumente sind auf
Ersuchen des anderen Mitgliedstaats zu übermit-
teln, soweit dies nach deutschem Recht zulässig
ist.

(3) Das zentrale Verbindungsbüro übermit-
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telt keine Informationen, wenn

1. die Durchführung erforderlicher Ermittlun-
gen oder die Beschaffung der betreffenden
Informationen nach deutschem Recht nicht
möglich ist,

2. der andere Mitgliedstaat die üblichen Infor-
mationsquellen nicht ausgeschöpft hat, die
ihm zur Erlangung der erbetenen Informatio-
nen zur Verfügung stehen, ohne dabei die Er-
reichung des Ziels zu gefährden,

3. ein Handels-, Gewerbe- oder Berufsgeheim-
nis oder ein Geschäftsverfahren preisgegeben
werden würde oder

4. die öffentliche Ordnung verletzt werden
würde.

(4) Das zentrale Verbindungsbüro kann die
Übermittlung von Informationen zudem ablehnen,
wenn der andere Mitgliedstaat seinerseits aus
rechtlichen Gründen nicht zur Übermittlung ent-
sprechender Informationen in der Lage ist.

(5) Absatz 3 Nummer 1, 3 und 4 ist in kei-
nem Fall so auszulegen, dass die Übermittlung
von Informationen nur deshalb abgelehnt werden
kann, weil die betreffenden Informationen sich bei
einer Bank, einem sonstigen Finanzinstitut, einem
Bevollmächtigten, Vertreter oder Treuhänder
befinden oder sich auf Eigentumsanteile an einer
Person beziehen.

(6) Ein Ersuchen kann nicht aus dem Grund
abgelehnt werden, dass die zu übermittelnden
Informationen nach deutschem Recht nicht für
steuerliche Zwecke benötigt werden. Lehnt das
zentrale Verbindungsbüro ein Ersuchen aus ande-
ren Gründen ab, so sind dem anderen Mitglied-
staat die Gründe hierfür mitzuteilen.

§ 5

Fristen

(1) Das zentrale Verbindungsbüro übermit-
telt die Informationen nach § 4 unverzüglich,
spätestens jedoch sechs Monate nachdem es das
Ersuchen erhalten hat. Ist die Finanzbehörde be-
reits im Besitz der entsprechenden Informationen,
verkürzt sich die Frist auf zwei Monate. In beson-
ders gelagerten Fällen können das zentrale Ver-
bindungsbüro und der andere Mitgliedstaat ab-
weichende Fristen vereinbaren.
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(2) Das zentrale Verbindungsbüro bestätigt
dem anderen Mitgliedstaat unverzüglich, spätes-
tens jedoch sieben Arbeitstage nachdem es das
Ersuchen erhalten hat, möglichst auf elektroni-
schem Weg den Erhalt dieses Ersuchens.

(3) Weist das Ersuchen Mängel auf, so un-
terrichtet das zentrale Verbindungsbüro den ande-
ren Mitgliedstaat darüber innerhalb eines Monats
nachdem es das Ersuchen erhalten hat und fordert
gegebenenfalls zusätzliche Hintergrundinformati-
onen an. Die Fristen nach Absatz 1 beginnen am
Tag nach dem Eingang der angeforderten zusätz-
lichen Hintergrundinformationen.

(4) Ist die Finanzbehörde nicht in der Lage,
auf ein Ersuchen fristgerecht zu antworten, so teilt
das zentrale Verbindungsbüro dies dem anderen
Mitgliedstaat unverzüglich, spätestens jedoch drei
Monate nachdem das zentrale Verbindungsbüro
das Ersuchen erhalten hat, unter Nennung der
Gründe und des voraussichtlichen Erledigungsda-
tums mit.

(5) Ist die Finanzbehörde nicht im Besitz
der erbetenen Informationen oder lehnt sie das
Ersuchen aus den in § 4 Absatz 3 oder 4 genann-
ten Gründen ab, so teilt das zentrale Verbin-
dungsbüro dies dem anderen Mitgliedstaat unver-
züglich, spätestens jedoch innerhalb eines Monats
nachdem das zentrale Verbindungsbüro das Ersu-
chen erhalten hat, unter Nennung der Gründe mit.

§ 6

Ersuchen an andere Mitgliedstaaten

(1) Die Finanzbehörde ist befugt, ein Ersu-
chen zu stellen, welches das zentrale Verbin-
dungsbüro dem anderen Mitgliedstaat nach den
Vorschriften dieses Gesetzes weiterleitet. Darin
kann um sachdienliche behördliche Ermittlungen
ersucht werden. Originaldokumente können erbe-
ten werden, soweit sie für das weitere Verfahren
notwendig sind.

(2) Bevor die Finanzbehörde ein Ersuchen
stellt, hat sie alle nach der Abgabenordnung vor-
gesehenen Ermittlungsmöglichkeiten auszuschöp-
fen, es sei denn, die Durchführung der Ermittlun-
gen wäre mit unverhältnismäßig großen Schwie-
rigkeiten verbunden oder stellt sich als nicht Er-
folg versprechend dar.
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A b s c h n i t t 3 A b s c h n i t t 3

W e i t e r e Ü b e r m i t t l u n g v o n I n -
f o r m a t i o n e n

W e i t e r e Ü b e r m i t t l u n g v o n I n -
f o r m a t i o n e n

§ 7 § 7

Automatische Übermittlung von Informationen Automatische Übermittlung von Informationen

(1) Das zentrale Verbindungsbüro übermit-
telt an andere Mitgliedstaaten systematisch auf
elektronischem Weg, ohne vorheriges Ersuchen,
die folgenden verfügbaren Informationen über in
anderen Mitgliedstaaten ansässige Personen:

(1) Das zentrale Verbindungsbüro übermit-
telt an andere Mitgliedstaaten systematisch auf
elektronischem Weg, ohne vorheriges Ersuchen,
die folgenden verfügbaren Informationen über in
anderen Mitgliedstaaten ansässige Personen:

1. Vergütungen aus unselbständiger Arbeit, 1. u n v e r ä n d e r t

2. Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergü-
tungen,

2. u n v e r ä n d e r t

3. Lebensversicherungsprodukte, die nicht von
anderen Rechtsakten der Europäischen Uni-
on über den Austausch von Informationen
oder vergleichbaren Maßnahmen erfasst
sind,

3. u n v e r ä n d e r t

4. Ruhegehälter und 4. Ruhegehälter, Renten und ähnliche Zah-
lungen, und

5. Eigentum an unbeweglichem Vermögen und
Einkünfte daraus.

5. u n v e r ä n d e r t

(2) In den Fällen des Absatzes 1 ist abwei-
chend von § 117 Absatz 4 Satz 3 der Abgaben-
ordnung keine Anhörung erforderlich.

(2) u n v e r ä n d e r t

(3) Das Bundesministerium der Finanzen
legt im Einvernehmen mit den obersten Finanzbe-
hörden der Länder die Einzelheiten der automati-
schen Übermittlung von Informationen in einem
Schreiben fest. Dieses Schreiben ist im Bundes-
steuerblatt zu veröffentlichen.

(3) u n v e r ä n d e r t

§ 8 § 8

Spontane Übermittlung von Informationen an
andere Mitgliedstaaten

u n v e r ä n d e r t

(1) Die Finanzbehörde kann nach pflicht-
gemäßem Ermessen ohne Ersuchen alle Informa-
tionen an das zentrale Verbindungsbüro übermit-
teln, die für die anderen Mitgliedstaaten von Nut-
zen sein können. Das zentrale Verbindungsbüro
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entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen über
die Übermittlung der Informationen an die ande-
ren Mitgliedstaaten.

(2) Informationen nach § 1 Absatz 1 sind
zu übermitteln, wenn

1. Gründe für die Vermutung einer Steuerver-
kürzung in dem anderen Mitgliedstaat vor-
liegen,

2. ein Sachverhalt vorliegt, auf Grund dessen
eine Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung
gewährt worden ist und die zu übermitteln-
den Informationen für den Steuerpflichtigen
zu einer Besteuerung oder Steuererhöhung
im anderen Mitgliedstaat führen könnten,

3. Geschäftsbeziehungen zwischen einem in
Deutschland Steuerpflichtigen und einem in
einem anderen Mitgliedstaat Steuerpflichti-
gen über ein oder mehrere weitere Staaten in
einer Weise geleitet werden, die in einem
oder beiden Mitgliedstaaten zur Steuerer-
sparnis führen kann,

4. Gründe für die Vermutung vorliegen, dass
durch künstliche Gewinnverlagerungen zwi-
schen verbundenen Unternehmen eine Steu-
erersparnis eintritt oder

5. ein Sachverhalt, der im Zusammenhang mit
der Informationserteilung eines anderen Mit-
gliedstaats ermittelt wurde, auch für die zu-
treffende Steuerfestsetzung in einem weite-
ren Mitgliedstaat erheblich sein könnte.

(3) Die Übermittlung nach Absatz 2 soll
unverzüglich erfolgen, spätestens jedoch einen
Monat nachdem die Informationen verfügbar
geworden sind.

§ 9 § 9

Spontane Übermittlung von Informationen
durch andere Mitgliedstaaten

u n v e r ä n d e r t

Das zentrale Verbindungsbüro leitet Infor-
mationen, die andere Mitgliedstaaten spontan
übermittelt haben, den Finanzbehörden zur Aus-
wertung weiter. Es bestätigt unverzüglich, spätes-
tens jedoch sieben Arbeitstage nach Eingang der
Informationen, dem anderen Mitgliedstaat mög-
lichst auf elektronischem Weg deren Erhalt.
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A b s c h n i t t 4 A b s c h n i t t 4
u n v e r ä n d e r t

S o n s t i g e F o r m e n d e r V e r w a l -
t u n g s z u s a m m e n a r b e i t

u n v e r ä n d e r t

§ 10

Anwesenheit von Bediensteten anderer Mit-
gliedstaaten im Inland

(1) Das zentrale Verbindungsbüro kann
zum Zweck des Informationsaustauschs mit einem
anderen Mitgliedstaat vereinbaren, dass unter den
von der Finanzbehörde festgelegten Vorausset-
zungen befugte Bedienstete des anderen Mitglied-
staats

1. in den Amtsräumen zugegen sein dürfen, in
denen deutsche Finanzbehörden ihre Tätig-
keit ausüben sowie

2. bei den behördlichen Ermittlungen zugegen
sein dürfen, die auf deutschem Hoheitsgebiet
durchgeführt werden.

(2) Bei dem Informationsaustausch gemäß
Absatz 1 stellt die Finanzbehörde sicher, dass
Bediensteten der anderen Mitgliedstaaten nur
solche Informationen offenbart werden, die nach
§ 4 übermittelt werden dürfen. Sind die erbetenen
Informationen in den Unterlagen enthalten, zu
denen die Finanzbehörde Zugang hat, so werden
den Bediensteten des anderen Mitgliedstaats Ko-
pien dieser Unterlagen ausgehändigt.

(3) Die Vereinbarung nach Absatz 1 kann
vorsehen, dass Bedienstete der anderen Mitglied-
staaten im Beisein inländischer Bediensteter Per-
sonen befragen und Aufzeichnungen prüfen dür-
fen. Voraussetzung hierfür ist, dass die Personen
der Befragung und Prüfung zustimmen. Verwei-
gert eine Person die Mitwirkung, gilt diese Ver-
weigerung wie eine Verweigerung gegenüber
inländischen Bediensteten.

(4) Befugte Bedienstete des anderen Mit-
gliedstaats müssen, wenn sie sich nach Absatz 1
auf deutschem Hoheitsgebiet aufhalten, jederzeit
eine schriftliche Vollmacht vorlegen können, aus
der ihre Identität und dienstliche Stellung hervor-
gehen.
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§ 11

Anwesenheit von inländischen Bediensteten in
anderen Mitgliedstaaten

Sofern die Komplexität eines Ersuchens es
erfordert, können bevollmächtigte inländische
Bedienstete in andere Mitgliedstaaten entsandt
werden. § 10 gilt sinngemäß.

§ 12

Gleichzeitige Prüfung

(1) Auf Vorschlag der Finanzbehörde kann
das zentrale Verbindungsbüro mit einem oder
mehreren Mitgliedstaaten vereinbaren, im jeweils
eigenen Hoheitsgebiet eine gleichzeitige Prüfung
einer oder mehrerer Personen von gemeinsamem
oder ergänzendem Interesse durchzuführen. So-
weit dies nach § 4 zulässig ist, sind die hierbei
erlangten Informationen sowie die für die Verein-
barung der Prüfung im Vorfeld erforderlichen
Kenntnisse auszutauschen.

(2) Die Finanzbehörde bestimmt, welche
Person oder welche Personen sie für eine gleich-
zeitige Prüfung vorschlägt. Das zentrale Verbin-
dungsbüro unterrichtet die betroffenen Mitglied-
staaten darüber, begründet die Auswahl und gibt
den Zeitraum an, in welchem die gleichzeitige
Prüfung durchgeführt werden soll.

(3) Schlägt ein anderer Mitgliedstaat eine
gleichzeitige Prüfung vor, so entscheidet die Fi-
nanzbehörde, ob sie an der gleichzeitigen Prüfung
teilnehmen wird. Das zentrale Verbindungsbüro
teilt dem anderen Mitgliedstaat das Einverständnis
oder die begründete Ablehnung mit.

(4) Das zentrale Verbindungsbüro benennt
einen Bediensteten, der für die Beaufsichtigung
und die Koordinierung der gleichzeitigen Prüfung
verantwortlich ist.

(5) Von der Anhörung des Steuerpflichti-
gen kann bis zur Bekanntgabe der Prüfungsanord-
nung abgesehen werden, wenn sonst der Prü-
fungserfolg gefährdet werden würde.
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§ 13

Zustellungsersuchen an andere Mitgliedstaaten

(1) Auf Ersuchen der zuständigen Finanz-
behörde beantragt das zentrale Verbindungsbüro
bei einem anderen Mitgliedstaat die Zustellung
von Dokumenten und Entscheidungen der Fi-
nanzbehörde, die mit einer Steuer nach § 1 zu-
sammenhängen.

(2) Ein Zustellungsersuchen ist nur dann
zulässig, wenn

1. die Finanzbehörde nicht in der Lage ist, die
Zustellung nach den Vorschriften des Ver-
waltungszustellungsgesetzes im anderen
Mitgliedstaat vorzunehmen oder

2. die Zustellung mit unverhältnismäßig großen
Schwierigkeiten verbunden wäre.

(3) Im Zustellungsersuchen ist Folgendes
anzugeben:

1. der Gegenstand des zuzustellenden Doku-
ments oder der zuzustellenden Entscheidung,

2. der Name und die Anschrift des Adressaten
sowie

3. alle weiteren Informationen, die die Identifi-
zierung des Adressaten erleichtern können.

(4) Einer in einem anderen Mitgliedstaat
ansässigen Person kann jedes Dokument per Ein-
schreiben oder auf elektronischem Weg direkt
zugestellt werden.

(5) Das zentrale Verbindungsbüro leitet In-
formationen über veranlasste Zustellungen ande-
rer Mitgliedstaaten den Finanzbehörden, die die
Informationen verwenden, weiter.

§ 14

Zustellungsersuchen von anderen Mitgliedstaa-
ten

(1) Auf Ersuchen werden alle Dokumente
zugestellt, die mit einer Steuer gemäß § 1 zusam-
menhängen, einschließlich der gerichtlichen Do-
kumente, die aus dem anderen Mitgliedstaat
stammen. Das zentrale Verbindungsbüro leitet
hierzu der Finanzbehörde das Ersuchen zwecks
Zustellung zu. Die Zustellung richtet sich nach
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den Vorschriften des Verwaltungszustellungsge-
setzes.

(2) Das zentrale Verbindungsbüro teilt dem
anderen Mitgliedstaat unverzüglich mit, welche
Maßnahme auf Grund des Zustellungsersuchens
veranlasst wurde. Diese Mitteilung beinhaltet
insbesondere die Angabe, an welchem Tag und an
welche Anschrift dem Empfänger das Dokument
zugestellt worden ist.

A b s c h n i t t 5 A b s c h n i t t 5

W e i t e r e V o r s c h r i f t e n W e i t e r e V o r s c h r i f t e n

§ 15 § 15

Verwendung von Informationen und Doku-
menten

Verwendung von Informationen und Doku-
menten

(1) Übermittelt das zentrale Verbindungs-
büro einem anderen Mitgliedstaat Informationen,
so gestattet es diesem auf Anfrage, die Informati-
onen für andere als die in § 19 Absatz 2 Satz 1
genannten Zwecke zu verwenden, wenn die Ver-
wendung für einen vergleichbaren Zweck nach
deutschem Recht unter Beachtung der §§ 30, 31,
31a und 31b der Abgabenordnung zulässig ist.

(1) u n v e r ä n d e r t

(2) Ist das zentrale Verbindungsbüro der
Ansicht, dass Informationen und Dokumente von
einem anderen Mitgliedstaat einem dritten Mit-
gliedstaat für die in § 19 Absatz 2 genannten
Zwecke von Nutzen sein könnten, so kann es
diese Informationen und Dokumente weitergeben,
wenn

(2) Ist das zentrale Verbindungsbüro der
Ansicht, dass Informationen und Dokumente von
einem anderen Mitgliedstaat einem dritten Mit-
gliedstaat für die in § 19 Absatz 2 Satz 1 genann-
ten Zwecke von Nutzen sein könnten, so kann es
diese Informationen und Dokumente weitergeben,
wenn

1. die Weitergabe im Einklang mit den in die-
sem Gesetz festgelegten Regeln und Verfah-
ren steht,

1. u n v e r ä n d e r t

2. es dem Mitgliedstaat, von dem die Informa-
tionen und Dokumente stammen, seine Ab-
sicht mitteilt, diese einem dritten Mitglied-
staat weiterzugeben und

2. u n v e r ä n d e r t

3. der Mitgliedstaat, von dem die Informationen
stammen, nicht innerhalb von zehn Arbeits-
tagen nach Eingang der Mitteilung nach
Nummer 2 der Weitergabe widerspricht.

3. u n v e r ä n d e r t

(3) Sollen Informationen und Dokumente
nach Absatz 2 weitergegeben werden und ist hier-
für die Einwilligung nach Absatz 1 erforderlich,

(3) Sollen Informationen und Dokumente
für andere als die in § 19 Absatz 2 Satz 1 ge-
nannten Zwecke nach Absatz 2 weitergegeben
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so muss diese von demjenigen Mitgliedstaat erteilt
werden, von dem die Informationen und Doku-
mente stammen.

oder verwendet werden, so muss hierfür die
Einwilligung jenes Mitgliedstaates eingeholt
werden, von dem die Auskünfte und Dokumente
stammen. Die Weitergabe darf nur erfolgen,
wenn die Verwendung für einen vergleichba-
ren Zweck nach deutschem Recht unter Beach-
tung der §§ 30, 31, 31a und 31b der Abgaben-
ordnung zulässig ist.

(4) Sämtliche Informationen und Doku-
mente, die im Rahmen dieses Gesetzes erlangt
werden, können von den Behörden, die die Infor-
mationen verwenden, wie vergleichbare inländi-
sche Informationen und Dokumente angeführt
oder als Beweismittel verwendet werden.

(4) u n v e r ä n d e r t

(5) Von der Berichtigung übermittelter un-
richtiger Daten und der Löschung oder Sperrung
unzulässig gespeicherter oder unzulässig übermit-
telter Daten sind alle Mitgliedstaaten, die diese
Daten im Rahmen einer Auskunft erhalten haben,
durch das zentrale Verbindungsbüro unverzüglich
zu unterrichten und anzuhalten, ebenfalls die Be-
richtigung, Sperrung oder Löschung dieser Daten
vorzunehmen.

(5) u n v e r ä n d e r t

§ 16 § 16

Rückmeldungen u n v e r ä n d e r t

(1) In den Fällen der §§ 4 und 8 kann das
zentrale Verbindungsbüro den anderen Mitglied-
staat um Rückmeldung über die Verwendung der
erbetenen Information bitten.

(2) Bittet in den Fällen der §§ 6 und 9 der
andere Mitgliedstaat um Rückmeldung, so über-
mittelt das zentrale Verbindungsbüro dem anderen
Mitgliedstaat die Rückmeldung unverzüglich,
spätestens jedoch drei Monate nachdem das Er-
gebnis über die Verwendung der erbetenen Infor-
mation bekannt geworden ist. Eine Übermittlung
ist nur zulässig, wenn ihr die Vorschriften zum
Datenschutz und zum Schutz des Steuergeheim-
nisses insbesondere nach § 30 der Abgabenord-
nung nicht entgegenstehen. Die zuständige Fi-
nanzbehörde teilt dem zentralen Verbindungsbüro
die erforderlichen Angaben mit.
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§ 17 § 17

Standardformblätter und Kommunikations-
mittel

u n v e r ä n d e r t

(1) Ersuchen nach § 4 Absatz 1 und 2 und
§ 6 Absatz 1, spontane Übermittlungen von In-
formationen nach § 8 Absatz 1 und 2 und § 9,
Zustellungsersuchen nach § 13 Absatz 1 und § 14
Absatz 1, Rückmeldungen nach § 16 sowie sons-
tige Mitteilungen werden jeweils mittels eines
zwischen den Mitgliedstaaten abgestimmten
Standardformblatts auf elektronischem Weg
übermittelt.

(2) Den Standardformblättern können Be-
richte, Bescheinigungen und andere Dokumente
oder beglaubigte Kopien oder Auszüge daraus
beigefügt werden.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für In-
formationen und Unterlagen, die nach den §§ 10
und 11 erlangt werden.

(4) Erfolgt die Übermittlung nicht auf
elektronischem Weg durch Standardformblätter,
so berührt dies nicht die Gültigkeit der erhaltenen
Informationen oder der im Rahmen eines Ersu-
chens um Amtshilfe ergriffenen Maßnahmen.

§ 18 § 18

Informationsübermittlung an Drittstaaten u n v e r ä n d e r t

(1) Erhält das zentrale Verbindungsbüro
von einem Drittstaat Informationen, die für die
Anwendung und Durchsetzung des deutschen
Rechts über die in § 1 genannten Steuern voraus-
sichtlich erheblich sind, kann das zentrale Verbin-
dungsbüro diese Informationen an andere Mit-
gliedstaaten, für die diese Informationen von Nut-
zen sein können, und an alle ersuchenden Behör-
den weitergeben, sofern dies auf Grund einer
Vereinbarung mit dem Drittstaat zulässig ist.

(2) Das zentrale Verbindungsbüro kann die
im Einklang mit diesem Gesetz erhaltenen Infor-
mationen an einen Drittstaat weitergeben, wenn

1. die Weitergabe im Einklang mit den deut-
schen Bestimmungen über die Weitergabe
personenbezogener Daten an Drittstaaten
steht,
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2. die Informationen für die zutreffende Steuer-
festsetzung in diesem Drittstaat erheblich
sein können,

3. der Mitgliedstaat, von dem die Informationen
stammen, mit der Weitergabe einverstanden
ist und

4. sich der Drittstaat zum Informationsaus-
tausch verpflichtet hat.

§ 19 § 19

Datenschutz und Zweckbestimmung u n v e r ä n d e r t

(1) Die Informationen, die im Rahmen die-
ses Gesetzes an Deutschland übermittelt werden,
unterliegen dem Steuergeheimnis und genießen
den Schutz, den die Abgabenordnung für Informa-
tionen dieser Art gewährt.

(2) Diese Informationen können für folgen-
de Zwecke verwendet werden:

1. zur Anwendung und Durchsetzung des in-
nerstaatlichen Steuerrechts über die in § 1
genannten Steuern,

2. zur Wahrnehmung gesetzlicher Kontroll- und
Aufsichtsbefugnisse,

3. zur Festsetzung und Beitreibung anderer
Steuern und Abgaben nach § 1 des EU-
Beitreibungsgesetzes sowie

4. zur Verwertung im Zusammenhang mit Ge-
richts- und Verwaltungsverfahren, die Sank-
tionen wegen Nichtbeachtung des Steuer-
rechts zur Folge haben können; hierbei sind
die allgemeinen Regelungen und Vorschrif-
ten über die Rechte der Personen, gegen die
sich das jeweilige Verfahren richtet, und
Zeugen in solchen Verfahren zu beachten.

Sollen Informationen für einen anderen Zweck
verwendet werden, ist die Einwilligung des ande-
ren Mitgliedstaats einzuholen.

§ 20 § 20

Anwendungsbestimmung u n v e r ä n d e r t

Die automatische Übermittlung von Informa-
tionen gemäß § 7 Absatz 1 ist ab dem 1. Januar
2015 vorzunehmen und erstmals auf Informatio-
nen der Besteuerungszeiträume ab dem 1. Januar
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2014 anzuwenden.

Artikel 2 Artikel 2

Änderung des Einkommensteuergesetzes Änderung des Einkommensteuergesetzes

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung
der Bekanntmachung vom 8. Oktober 2009
(BGBl. I S. 3366, 3862), das zuletzt durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 8. Mai 2012 (BGBl. I
S. 1030) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung
der Bekanntmachung vom 8. Oktober 2009
(BGBl. I S. 3366, 3862), das zuletzt durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 8. Mai 2012 (BGBl. I
S. 1030) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu
§ 45b wie folgt gefasst:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert:

a) Nach der Angabe zu § 42f wird fol-
gende Angabe eingefügt:

„§ 42g Lohnsteuer-Nachschau“.

b) Die Angabe zu § 45b wie folgt gefasst:

45b (weggefallen)“. „§ 45b u n v e r ä n d e r t

c) Nach der Angabe zu § 52a wird fol-
gende Angabe eingefügt:

„§ 52b Übergangsregelungen bis zur
Anwendung der elektroni-
schen Lohnsteuerabzugs-
merkmale“.

2. In § 2a Absatz 2a Satz 2 werden die Wörter
„Richtlinie 77/799/EWG des Rates vom 19.
Dezember 1977 über die gegenseitige Amts-
hilfe zwischen den zuständigen Behörden der
Mitgliedstaaten im Bereich der direkten
Steuern und der Mehrwertsteuer (ABl. EG
Nr. L 336 S. 15), die zuletzt durch die Richt-
linie 2006/98/EWG des Rates vom 20. No-
vember 2006 (ABl. EU Nr. L 363 S. 129)
geändert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung“ durch die Wörter „Amtshilfericht-
linie gemäß § 2 Absatz 2 des EU-
Amtshilfegesetzes“ ersetzt.

2. u n v e r ä n d e r t

3. § 3 Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 3. § 3 Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

„5. die Geld- und Sachbezüge, die Wehr-
pflichtige während des Wehrdienstes
nach § 4 des Wehrpflichtgesetzes und
Zivildienstleistende nach § 35 des Zivil-
dienstgesetzes erhalten, der nach § 2
Absatz 1 des Wehrsoldgesetzes an Sol-
daten im Sinne des § 1 Absatz 1 des

„5. a) die Geld- und Sachbezüge, die
Wehrpflichtige während des Wehr-
dienstes nach § 4 des Wehrpflichtgeset-
zes erhalten,
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Wehrsoldgesetzes gezahlte Wehrsold,
das nach § 8 des Wehrsoldgesetzes ge-
zahlte Dienstgeld, die Heilfürsorge, die
Soldaten nach § 6 des Wehrsoldgesetzes
und Zivildienstleistende nach § 35 des
Zivildienstgesetzes erhalten sowie das
nach § 2 des Bundesfreiwilligendienst-
gesetzes an Freiwillige im Sinne dieses
Gesetzes gezahlte Taschengeld;“.

b) die Geld- und Sachbezüge, die
Zivildienstleistende nach § 35
des Zivildienstgesetzes erhalten,

c) der nach § 2 Absatz 1 des Wehr-
soldgesetzes an Soldaten im Sin-
ne des § 1 Absatz 1 des Wehr-
soldgesetzes gezahlte Wehrsold,

d) die an Reservistinnen und Re-
servisten der Bundeswehr im
Sinne des § 1 des Reservistinnen-
und Reservistengesetzes gezahl-
ten Bezüge,

e) die Heilfürsorge, die Soldaten
nach § 6 des Wehrsoldgesetzes
und Zivildienstleistende nach
§ 35 des Zivildienstgesetzes er-
halten,

f) das an Personen, die einen in
§ 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2
Buchstabe d genannten Freiwil-
ligendienst leisten, gezahlte Ta-
schengeld oder eine vergleichba-
re Geldleistung;“.

4. § 4 Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt geändert: 4. u n v e r ä n d e r t

a) In Nummer 6 Satz 3 wird das Semiko-
lon am Ende durch die Wörter „ ; § 6
Absatz 1 Nummer 4 Satz 3 zweiter
Halbsatz gilt sinngemäß;“ ersetzt.

b) In Nummer 8 Satz 1 werden die Wörter
„Europäischen Gemeinschaften“ durch
die Wörter „Europäischen Union“ er-
setzt.

5. § 6 Absatz 1 Nummer 4 wird wie folgt geän-
dert:

5. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Nummer 4 wird wie folgt ge-
ändert:

a) In Satz 2 wird der Punkt am Ende durch
die Wörter „ ; bei der privaten Nutzung

aa) In Satz 2 wird der Punkt am Ende
durch die Wörter „ ; bei der priva-
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von Elektrofahrzeugen oder Hybrid-
elektrofahrzeugen, die über extern auf-
ladbare mechanische oder elektroche-
mische Speicher verfügen, ist der Lis-
tenpreis dieser Kraftfahrzeuge um die
darin enthaltenen Kosten des Batterie-
systems im Zeitpunkt der Erstzulassung
des Kraftfahrzeugs wie folgt zu min-
dern: für bis zum 31. Dezember 2013
angeschaffte Kraftfahrzeuge um 500
Euro pro kWh der Batteriekapazität,
dieser Betrag mindert sich für in den
Folgejahren angeschaffte Kraftfahrzeu-
ge um jährlich 50 Euro pro kWh der
Batteriekapazität; die Minderung pro
Kraftfahrzeug beträgt höchstens 10 000
Euro; dieser Höchstbetrag mindert sich
für in den Folgejahren angeschaffte
Kraftfahrzeuge um jährlich 500 Euro.“
ersetzt.

ten Nutzung von Fahrzeugen mit
Antrieb ausschließlich durch
Elektromotoren, die ganz oder
überwiegend aus mechanischen
oder elektrochemischen Energie-
speichern oder aus emissionsfrei
betriebenen Energiewandlern
gespeist werden (Elektrofahr-
zeuge), oder von extern auflad-
baren Hybridelektrofahrzeugen,
ist der Listenpreis dieser Kraft-
fahrzeuge um die darin enthaltenen
Kosten des Batteriesystems im
Zeitpunkt der Erstzulassung des
Kraftfahrzeugs wie folgt zu min-
dern: für bis zum 31. Dezember
2013 angeschaffte Kraftfahrzeuge
um 500 Euro pro kWh der Batte-
riekapazität, dieser Betrag mindert
sich für in den Folgejahren an-
geschaffte Kraftfahrzeuge um jähr-
lich 50 Euro pro kWh der Batterie-
kapazität; die Minderung pro
Kraftfahrzeug beträgt höchstens
10 000 Euro; dieser Höchstbetrag
mindert sich für in den Folgejahren
angeschaffte Kraftfahrzeuge um
jährlich 500 Euro.“ ersetzt.

b) In Satz 3 wird der Punkt am Ende durch
die Wörter „ ; bei der privaten Nutzung
von Elektrofahrzeugen oder Hybrid-
elektrofahrzeugen, die über extern auf-
ladbare mechanische oder elektroche-
mische Speicher verfügen, sind die der
Berechnung der Entnahme zugrunde zu
legenden insgesamt entstandenen Auf-
wendungen um die nach Satz 2 in pau-
schaler Höhe festgelegten Aufwendun-
gen, die auf das Batteriesystem entfal-
len, zu mindern.“ ersetzt.

bb) In Satz 3 wird der Punkt am Ende
durch die Wörter „ ; bei der priva-
ten Nutzung von Fahrzeugen mit
Antrieb ausschließlich durch
Elektromotoren, die ganz oder
überwiegend aus mechanischen
oder elektrochemischen Energie-
speichern oder aus emissionsfrei
betriebenen Energiewandlern
gespeist werden (Elektrofahr-
zeuge), oder von extern auflad-
baren Hybridelektrofahrzeugen,
sind die der Berechnung der Ent-
nahme zugrunde zu legenden ins-
gesamt entstandenen Aufwendun-
gen um die nach Satz 2 in pauscha-
ler Höhe festgelegten Aufwendun-
gen, die auf das Batteriesystem
entfallen, zu mindern.“ ersetzt.

b) Absatz 7 wird wie folgt gefasst:

„(7) Im Fall des § 4 Absatz 3
sind

1. bei der Bemessung der Abset-
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zungen für Abnutzung oder Sub-
stanzverringerung die sich bei
der Anwendung der Absätze 3
bis 6 ergebenden Werte als An-
schaffungskosten zugrunde zu
legen und

2. die Bewertungsvorschriften des
Absatzes 1 Nummer 1a und der
Nummern 4 bis 7 entsprechend
anzuwenden.“

6. § 6b wird wie folgt geändert: 6. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 5 wird das Wort „herstellt“
durch das Wort „hergestellt“ ersetzt.

b) In Absatz 8 Satz 1 wird die Angabe
„Satz 3“ durch die Angabe „Satz 2“ er-
setzt.

7. In § 8 Absatz 2 Satz 4 wird der Punkt am
Ende durch die Wörter „ ; § 6 Absatz 1
Nummer 4 Satz 3 zweiter Halbsatz gilt ent-
sprechend.“ ersetzt.

7. u n v e r ä n d e r t

8. § 10 wird wie folgt geändert: 8. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a wird
wie folgt geändert:

a) u n v e r ä n d e r t

aa) In Satz 1 werden vor dem Punkt
am Ende die Wörter „und sofern
auf die Leistungen ein Anspruch
besteht“ eingefügt.

bb) In Satz 3 werden die Wörter „ , auf
die ein Anspruch besteht“ gestri-
chen.

b) Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 wird wie
folgt gefasst:

b) u n v e r ä n d e r t

„2. geleistet werden an

a) Versicherungsunternehmen,

aa) die ihren Sitz oder ihre
Geschäftsleitung in ei-
nem Mitgliedstaat der
Europäischen Union
oder einem Vertragsstaat
des Abkommens über
den Europäischen Wirt-
schaftsraum haben und
das Versicherungsge-
schäft im Inland betrei-
ben dürfen, oder
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bb) denen die Erlaubnis zum
Geschäftsbetrieb im In-
land erteilt ist.

Darüber hinaus werden Bei-
träge nur berücksichtigt,
wenn es sich um Beträge im
Sinne des Absatzes 1 Num-
mer 3 Satz 1 Buchstabe a an
eine Einrichtung handelt, die
eine anderweitige Absiche-
rung im Krankheitsfall im
Sinne des § 5 Absatz 1
Nummer 13 des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch oder
eine der Beihilfe oder freien
Heilfürsorge vergleichbare
Absicherung im Sinne des
§ 193 Absatz 3 Satz 2 Num-
mer 2 des Versicherungsver-
tragsgesetzes gewährt. Dies
gilt entsprechend, wenn ein
Steuerpflichtiger, der weder
seinen Wohnsitz noch seinen
gewöhnlichen Aufenthalt im
Inland hat, mit den Beiträgen
einen Versicherungsschutz im
Sinne des Absatzes 1 Num-
mer 3 Satz 1 erwirbt,

b) berufsständische Versor-
gungseinrichtungen,

c) einen Sozialversicherungsträ-
ger oder

d) einen Anbieter im Sinne des
§ 80.“

c) Dem Absatz 4b werden folgende Sät-
ze angefügt:

„Behörden im Sinne des § 6 Absatz 1
der Abgabenordnung und andere öf-
fentliche Stellen, die einem Steuer-
pflichtigen für die von ihm geleisteten
Beiträge im Sinne des Absatz 1
Nummer 2, 3 und 3a steuerfreie Zu-
schüsse gewähren oder Vorsorgeauf-
wendungen im Sinne dieser Vor-
schrift erstatten (übermittelnde Stel-
le), haben der zentralen Stelle jähr-
lich die zur Gewährung und Prüfung
des Sonderausgabenabzugs nach § 10
erforderlichen Daten nach amtlich
vorgeschriebenem Datensatz durch



* Wird nach Vorliegen der lektorierten Druckfassung durch diese ersetzt.

ele
ktr

on
isc

he
 Vora

b-F
as

su
ng

*

Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode -31- Drucksache 17/11190

Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses

Datenfernübertragung zu übermit-
teln. Ein Steuerbescheid ist zu än-
dern, soweit Daten nach Satz 4 vor-
liegen und sich hierdurch oder durch
eine Korrektur oder Stornierung der
entsprechenden Daten eine Änderung
der festgesetzten Steuer ergibt. § 22a
Absatz 2 sowie § 150 Absatz 6 der
Abgabenordnung gelten entspre-
chend.“

9. In § 10b Absatz 1 Satz 4 werden die Wörter
„Richtlinie 77/799/EWG einschließlich der
in diesem Zusammenhang anzuwendenden
Durchführungsbestimmungen in den für den
jeweiligen Veranlagungszeitraum geltenden
Fassungen oder eines entsprechenden Nach-
folgerechtsaktes“ durch die Wörter „Amts-
hilferichtlinie gemäß § 2 Absatz 2 des EU-
Amtshilfegesetzes“ ersetzt.

9. u n v e r ä n d e r t

10. § 15 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden die Wörter „oder
erzielt.“ durch die Wörter „oder er-
zielt; § 10d Absatz 4 gilt entspre-
chend.“ ersetzt.

b) In Satz 7 wird das Wort „bezieht“
durch die Wörter „bezieht; § 10d Ab-
satz 4 gilt entsprechend.“ ersetzt.

10. Dem § 20 Absatz 4a wird folgender Satz
angefügt:

11. u n v e r ä n d e r t

„Geht Vermögen einer Körperschaft durch
Abspaltung auf andere Körperschaften über,
gelten abweichend von Satz 5 und § 15 des
Umwandlungssteuergesetzes die Sätze 1
und 2 entsprechend.“

11. § 32 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 12. § 32 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt geän-
dert:

entfällt

aa) Buchstabe b wird wie folgt gefasst:

„b) sich in einer Übergangszeit
von höchstens vier Monaten
befindet, die zwischen zwei
Ausbildungsabschnitten oder
zwischen einem Ausbildungs-
abschnitt und der Ableistung
eines freiwilligen Dienstes im
Sinne des Buchstabens d oder
des freiwilligen Wehrdienstes
nach Abschnitt 7 des Wehr-
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pflichtgesetzes liegt, oder“.

bb) In Buchstabe d werden die Wörter
„§ 14b des Zivildienstgesetzes“
durch die Wörter „§ 5 des Bundes-
freiwilligendienstgesetzes“ ersetzt.

a) In Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d wer-
den die Wörter „§ 14b des Zivildienst-
gesetzes“ durch die Wörter „§ 5 des
Bundesfreiwilligendienstgesetzes“ er-
setzt.

cc) Folgender Buchstabe e wird ange-
fügt:

entfällt

„e) den freiwilligen Wehrdienst
nach Abschnitt 7 des Wehr-
pflichtgesetzes als Probezeit
leistet oder“.

b) In Satz 2 werden die Wörter „Berufs-
ausbildung und eines Erststudiums“
durch die Wörter „Berufsausbildung
oder eines Erststudiums“ ersetzt.

b) u n v e r ä n d e r t

13. § 32b Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Satz 2
wird wie folgt geändert:

a) In Buchstabe b wird der Punkt am
Ende durch ein Semikolon ersetzt.

b) Folgender Buchstabe c wird ange-
fügt:

„c) sind bei Gewinnermittlung nach
§ 4 Absatz 3 die Anschaffungs-
oder Herstellungskosten für
Wirtschaftsgüter des Umlauf-
vermögens im Zeitpunkt des Zu-
flusses des Veräußerungserlöses
oder bei Entnahme im Zeitpunkt
der Entnahme als Betriebsaus-
gaben zu berücksichtigen. § 4
Absatz 3 Satz 5 gilt entspre-
chend.“

14. § 33a Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 4 werden vor dem Punkt am
Ende die Wörter „ ; ein angemessenes
Hausgrundstück im Sinne von § 90
Absatz 2 Nummer 8 des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch bleibt unbe-
rücksichtigt“ eingefügt.

b) Nach Satz 7 wird folgender Satz an-
gefügt:

„Nicht auf Euro lautende Beträge
sind entsprechend dem für Ende Sep-
tember des Jahres vor dem Veranla-
gungszeitraum von der Europäischen
Zentralbank bekannt gegebenen Re-
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ferenzkurs umzurechnen.“

12. § 33b Absatz 6 Satz 5 wird wie folgt gefasst: 15. u n v e r ä n d e r t

„Voraussetzung ist, dass der Steuerpflichtige
die Pflege entweder in seiner Wohnung oder
in der Wohnung des Pflegebedürftigen per-
sönlich durchführt und diese Wohnung in ei-
nem Mitgliedstaat der Europäischen Union
oder in einem Staat belegen ist, auf den das
Abkommen über den Europäischen Wirt-
schaftsraum anzuwenden ist.“

13. In § 35 Absatz 1 Satz 4 werden die Wörter
„§ 34c Absatz 1 und 6“ durch die Wörter
„§ 32d Absatz 6 Satz 2, § 34c Absatz 1 und
6“ ersetzt.

16. u n v e r ä n d e r t

14. In § 36 Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter
„Richtlinie 77/799/EWG einschließlich der
in diesem Zusammenhang anzuwendenden
Durchführungsbestimmungen in den für den
jeweiligen Veranlagungszeitraum geltenden
Fassungen oder eines entsprechenden Nach-
folgerechtsakts“ durch die Wörter „Amtshil-
ferichtlinie gemäß § 2 Absatz 2 des EU-
Amtshilfegesetzes“ ersetzt.

17. u n v e r ä n d e r t

18. In § 39 Absatz 9 Satz 1 wird das Wort
„Lohnsteuermerkmal“ durch das Wort
„Lohnsteuerabzugsmerkmal“ ersetzt.

15. In § 39a Absatz 1 wird Satz 2 durch die fol-
genden Sätze ersetzt:

19. u n v e r ä n d e r t

„Der insgesamt abzuziehende Freibetrag und
der Hinzurechnungsbetrag gelten mit Aus-
nahme von Satz 1 Nummer 4 und vorbehalt-
lich der Sätze 3 bis 5 für die gesamte Dauer
eines Kalenderjahres. Die Summe der nach
Satz 1 Nummer 1 bis 3 sowie 5 bis 8 ermit-
telten Beträge wird längstens für einen Zeit-
raum von zwei Kalenderjahren ab Beginn
des Kalenderjahres, für das der Freibetrag
erstmals gilt, berücksichtigt. Der Arbeitneh-
mer kann eine Änderung des Freibetrags in-
nerhalb dieses Zeitraums beantragen, wenn
sich die Verhältnisse zu seinen Gunsten än-
dern. Ändern sich die Verhältnisse zu seinen
Ungunsten, ist er verpflichtet, dies dem Fi-
nanzamt umgehend anzuzeigen.“

20. In § 39f Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe
„(§ 38b Satz 2 Nummer 5)“ durch die An-
gabe „(§ 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 5)“
ersetzt.
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21. In § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 wird
das Wort „Personalcomputer“ durch das
Wort „Datenverarbeitungsgeräte“ ersetzt.

16. § 40a Absatz 6 wird wie folgt geändert: 22. u n v e r ä n d e r t

a) In den Sätzen 1, 4, 5 und 6 werden je-
weils die Wörter „/Verwaltungsstelle
Cottbus“ gestrichen.

b) In Satz 3 werden nach den Wörtern „der
einheitlichen Pauschsteuer“ die Wörter
„sowie die Erhebung eines Säumniszu-
schlags und das Mahnverfahren für die
einheitliche Pauschsteuer“ eingefügt.

17. § 42d Absatz 6 wird wie folgt geändert: 23. u n v e r ä n d e r t

a) In Satz 1 wird das Wort „gewerbsmä-
ßig“ durch die Wörter „im Sinne des § 1
Absatz 1 Satz 1 des Arbeitnehmerüber-
lassungsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 3. Februar 1995
(BGBl. I S. 158), das zuletzt durch Ar-
tikel 26 des Gesetzes vom
20. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2854)
geändert worden ist,“ ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Wörter „in der
Fassung der Bekanntmachung vom
3. Februar 1995 (BGBl. I S. 158), das
zuletzt durch Artikel 11 Nummer 21 des
Gesetzes vom 30. Juli 2004 (BGBl. I
S. 1950) geändert worden ist,“ gestri-
chen.

24. Nach § 42f wird folgender § 42g eingefügt:

„§ 42g

Lohnsteuer-Nachschau

(1) Die Lohnsteuer-Nachschau dient
der Sicherstellung einer ordnungsgemä-
ßen Einbehaltung und Abführung der
Lohnsteuer. Sie ist ein besonderes Verfah-
ren zur zeitnahen Aufklärung steuerer-
heblicher Sachverhalte.

(2) Eine Lohnsteuer-Nachschau fin-
det während der üblichen Geschäfts- und
Arbeitszeiten statt. Dazu können die mit
der Nachschau Beauftragten ohne vorhe-
rige Ankündigung und außerhalb einer
Lohnsteuer-Außenprüfung Grundstücke
und Räume von Personen, die eine ge-
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werbliche oder berufliche Tätigkeit aus-
üben, betreten. Wohnräume dürfen gegen
den Willen des Inhabers nur zur Verhü-
tung dringender Gefahren für die öffentli-
che Sicherheit und Ordnung betreten
werden.

(3) Die von der Lohnsteuer-
Nachschau betroffenen Personen haben
dem mit der Nachschau Beauftragten auf
Verlangen Lohn- und Gehaltsunterlagen,
Aufzeichnungen, Bücher, Geschäftspapie-
re und andere Urkunden über die der
Lohnsteuer-Nachschau unterliegenden
Sachverhalte vorzulegen und Auskünfte
zu erteilen, soweit dies zur Feststellung ei-
ner steuerlichen Erheblichkeit zweckdien-
lich ist. § 42f Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt
sinngemäß.

(4) Wenn die bei der Lohnsteuer-
Nachschau getroffenen Feststellungen
hierzu Anlass geben, kann ohne vorherige
Prüfungsanordnung (§ 196 der Abgaben-
ordnung) zu einer Lohnsteuer-
Außenprüfung nach § 42f übergegangen
werden. Auf den Übergang zur Außenprü-
fung wird schriftlich hingewiesen.

(5) Werden anlässlich einer Lohn-
steuer-Nachschau Verhältnisse festgestellt,
die für die Festsetzung und Erhebung an-
derer Steuern erheblich sein können, so ist
die Auswertung der Feststellungen inso-
weit zulässig, als ihre Kenntnis für die Be-
steuerung der in Absatz 2 genannten Per-
sonen oder anderer Personen von Bedeu-
tung sein kann.“

18. § 43 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 25. u n v e r ä n d e r t

a) In Nummer 1a werden nach dem Wort
„Aktien“ die Wörter „und Genussschei-
nen“ und nach dem Wort „Dividenden-
scheine“ die Wörter „oder sonstigen
Erträgnisscheine“ eingefügt.

b) In Nummer 2 Satz 3 wird das Semiko-
lon durch einen Punkt ersetzt und fol-
gender Satz angefügt:

„Beim Steuerabzug auf Kapitalerträge
sind die für den Steuerabzug nach
Nummer 1a geltenden Vorschriften ent-
sprechend anzuwenden, wenn
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a) die Teilschuldverschreibungen und
Genussrechte gemäß § 5 des De-
potgesetzes zur Sammelverwah-
rung durch eine Wertpapiersam-
melbank zugelassen sind und die-
ser zur Sammelverwahrung im In-
land anvertraut wurden,

b) die Teilschuldverschreibungen und
Genussrechte gemäß § 2 Satz 1 des
Depotgesetzes gesondert aufbe-
wahrt werden oder

c) die Erträge der Teilschuldver-
schreibungen und Genussrechte
gegen Aushändigung der
Erträgnisscheine ausgezahlt oder
gutgeschrieben werden;“.

19. § 43b wird wie folgt geändert: 26. u n v e r ä n d e r t

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Muttergesellschaft im Sinne des
Absatzes 1 ist jede Gesellschaft,
die die in der Anlage 2 zu diesem
Gesetz bezeichneten Vorausset-
zungen erfüllt und nach Artikel 3
Absatz 1 Buchstabe a der Richtli-
nie 2011/96/EU des Rates vom
30. November 2011 über das ge-
meinsame Steuersystem der Mut-
ter- und Tochtergesellschaften ver-
schiedener Mitgliedstaaten (ABl. L
345 vom 29.12.2011, S. 8) zum
Zeitpunkt der Entstehung der Ka-
pitalertragsteuer nach § 44 Ab-
satz 1 Satz 2 nachweislich mindes-
tens zu 10 Prozent unmittelbar am
Kapital der Tochtergesellschaft
(Mindestbeteiligung) beteiligt ist.“

bb) In Satz 3 wird die Angabe „Richt-
linie 90/435/EWG“ durch die An-
gabe „Richtlinie 2011/96/EU“ er-
setzt.

b) Absatz 3 wird aufgehoben.

20. Nach § 44 Absatz 1 wird folgender Ab-
satz 1a eingefügt:

27. Nach § 44 Absatz 1 wird folgender Ab-
satz 1a eingefügt:

„(1a) Werden inländische Aktien über
eine ausländische Stelle mit Dividendenbe-
rechtigung erworben, aber ohne Dividenden-

„(1a) Werden inländische Aktien über
eine ausländische Stelle mit Dividendenbe-
rechtigung erworben, aber ohne Dividenden-
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anspruch geliefert und leitet die ausländische
Stelle auf die Erträge im Sinne des § 20 Ab-
satz 1 Nummer 1 Satz 4 einen einbehaltenen
Steuerbetrag im Sinne des § 43a Absatz 1
Satz 1 Nummer 1 an eine inländische Wert-
papiersammelbank weiter, ist diese zur Ab-
führung der einbehaltenen Steuer und auf
Verlangen zur Ausstellung einer Steuerbe-
scheinigung im Sinne des § 45a Absatz 2
verpflichtet. Bei Kapitalerträgen im Sinne
des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2
gilt Satz 1 entsprechend.“

anspruch geliefert und leitet die ausländische
Stelle auf die Erträge im Sinne des § 20 Ab-
satz 1 Nummer 1 Satz 4 einen einbehaltenen
Steuerbetrag im Sinne des § 43a Absatz 1
Satz 1 Nummer 1 an eine inländische Wert-
papiersammelbank weiter, ist diese zur Ab-
führung der einbehaltenen Steuer verpflich-
tet. Bei Kapitalerträgen im Sinne des § 43
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 gilt Satz 1
entsprechend.“

21. § 44a wird wie folgt geändert: 28. § 44a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter
„§ 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, 4, 6, 7
und 8 bis 12 sowie Satz 2“ durch die
Wörter „§ 43 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1, 2 bis 4, 6, 7 und 8 bis 12 sowie
Satz 2“ ersetzt.

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Soweit die Kapitalerträge
zusammen mit den Kapitalerträgen,
für die die Kapitalertragsteuer nach
§ 44b zu erstatten ist oder nach Ab-
satz 10 kein Steuerabzug vorzuneh-
men ist, den Sparer-Pauschbetrag
nach § 20 Absatz 9 nicht übersteigen,
ist ein Steuerabzug nicht vorzuneh-
men bei Kapitalerträgen im Sinne des

1. § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
und 2 aus Genussrechten, oder

2. § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
und 2 aus Anteilen, die von einer
Kapitalgesellschaft ihren Ar-
beitnehmern überlassen worden
sind und von ihr, einem von der
Kapitalgesellschaft bestellten
Treuhänder, einem inländischen
Kreditinstitut oder einer inländi-
schen Zweigniederlassung einer
der in § 53b Absatz 1 oder 7 des
Gesetzes über das Kreditwesen
genannten Institute oder Unter-
nehmen verwahrt werden und

3. § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3
bis 7 und 8 bis 12 sowie Satz 2,
die einem unbeschränkt ein-
kommensteuerpflichtigen Gläu-
biger zufließen.

Den Arbeitnehmern im Sinne des
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Satzes 1 stehen Arbeitnehmer eines
mit der Kapitalgesellschaft verbun-
denen Unternehmens nach § 15 des
Aktiengesetzes sowie frühere Arbeit-
nehmer der Kapitalgesellschaft oder
eines mit ihr verbundenen Unter-
nehmens gleich. Den von der Kapi-
talgesellschaft überlassenen Anteilen
stehen Aktien gleich, die den Arbeit-
nehmern bei einer Kapitalerhöhung
auf Grund ihres Bezugsrechts aus
den von der Kapitalgesellschaft über-
lassenen Aktien zugeteilt worden sind
oder die den Arbeitnehmern auf
Grund einer Kapitalerhöhung aus
Gesellschaftsmitteln gehören. Bei
Kapitalerträgen im Sinne des § 43
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 bis 7
und 8 bis 12 sowie Satz 2, die einem
unbeschränkten einkommensteuer-
pflichtigen Gläubiger zufließen, ist
der Steuerabzug nicht vorzunehmen,
wenn anzunehmen ist, dass auch für
Fälle der Günstigerprüfung nach
§ 32d Absatz 6 keine Steuer entsteht.“

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert:

aa) In Nummer 1 wird das Wort
„Nummer“ durch das Wort
„Satz“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 werden die Wörter
„Nummer 2“ durch die Wörter
„Satz 4“ ersetzt.

b) In Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter
„§ 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6, 7
und 8 bis 12 sowie Satz 2“ durch die
Wörter „§ 43 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1, 2, 6, 7 und 8 bis 12 sowie
Satz 2“ ersetzt.

c) u n v e r ä n d e r t

c) Absatz 7 wird wie folgt geändert: d) u n v e r ä n d e r t

aa) In Satz 1 werden die Wörter „§ 43
Absatz 1 Satz 1 Nummer 7a bis
7c“ durch die Wörter „§ 43 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1, 2, 3 und
7a bis 7c“ ersetzt.

bb) Die Sätze 2 und 3 werden aufge-
hoben.

cc) In dem bisherigen Satz 4 werden
die Wörter „der Sätze 1 und 2“
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durch die Wörter „des Satzes 1“
ersetzt.

d) Absatz 8 wird wie folgt geändert: e) u n v e r ä n d e r t

aa) In Satz 1 werden die Wörter „§ 43
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, soweit
es sich um Erträge aus Anteilen an
Gesellschaften mit beschränkter
Haftung und Namensaktien nicht
börsennotierter Aktiengesellschaf-
ten handelt, sowie von Erträgen
aus Genussrechten im Sinne des
§ 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
und Kapitalerträgen im Sinne des
§ 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2
und 3 unter der Voraussetzung,
dass diese Wirtschaftsgüter nicht
sammelverwahrt werden, und bei
Kapitalerträgen im Sinne des § 43
Absatz 1 Satz 1 Nummer 7a“
durch die Wörter „§ 43 Absatz 1
Satz 1 Nummer 1, 2, 3 und 7a“ er-
setzt.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

e) In Absatz 9 Satz 2 werden die Wörter
„§ 50d Absatz 1 Satz 3 bis 11“ durch
die Wörter „§ 50d Absatz 1 Satz 3 bis
12“ ersetzt.

f) u n v e r ä n d e r t

f) Absatz 10 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert:

g) u n v e r ä n d e r t

aa) In Nummer 3 werden die Wörter
„Absatz 7 Satz 4“ durch die Wör-
ter „Absatz 7 Satz 2“ ersetzt.

bb) In Nummer 4 werden die Wörter
„Absatz 8 Satz 3“ durch die Wör-
ter „Absatz 8 Satz 2“ ersetzt.

22. § 44b wird wie folgt geändert: 29. u n v e r ä n d e r t

a) Die Absätze 1 bis 4 werden aufgehoben.

b) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 3 werden die Wörter
„§ 44a Absatz 7 Satz 4“ durch die
Wörter „§ 44a Absatz 7 Satz 2“ er-
setzt.

bb) In Nummer 4 werden die Wörter
„§ 44a Absatz 8 Satz 3“ durch die
Wörter „§ 44a Absatz 8 Satz 2“ er-
setzt.
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c) Folgender Absatz 7 wird angefügt:

„(7) Eine
Gesamthandsgemeinschaft kann für ihre
Mitglieder im Sinne des § 44a Absatz 7
oder Absatz 8 eine Erstattung der Kapi-
talertragsteuer bei dem für die geson-
derte Feststellung ihrer Einkünfte zu-
ständigen Finanzamt beantragen. Die
Erstattung ist unter den Voraussetzun-
gen des § 44a Absatz 4, 7 oder Absatz 8
und in dem dort bestimmten Umfang zu
gewähren.“

30. § 45a Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst:

„Folgende Stellen sind verpflichtet, dem
Gläubiger der Kapitalerträge auf Verlan-
gen eine Bescheinigung nach amtlich vor-
geschriebenem Muster auszustellen, die
die nach § 32d erforderlichen Angaben
enthält; bei Vorliegen der Voraussetzun-
gen des

1. § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 bis
4, 7a und 7b der Schuldner der Kapi-
talerträge,

2. § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a, 6, 7
und 8 bis 12 sowie Satz 2 die die Ka-
pitalerträge auszahlende Stelle vor-
behaltlich des Absatzes 3, und

3. § 44 Absatz 1a die zur Abführung der
Steuer verpflichtete Stelle.“

23. § 45b wird aufgehoben. 31. u n v e r ä n d e r t

24. In § 45d Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter
„oder auf Grund von Sammelanträgen nach
§ 45b Absatz 1 und 2 die Erstattung von Ka-
pitalertragsteuer beantragt“ gestrichen.

32. u n v e r ä n d e r t

25. Nach § 50d Absatz 1 Satz 10 wird folgender
Satz eingefügt:

33. u n v e r ä n d e r t

„Ist der Gläubiger der Kapitalerträge oder
Vergütungen eine Person, der die Kapitaler-
träge oder Vergütungen nach diesem Gesetz
oder nach dem Steuerrecht des anderen Ver-
tragsstaats nicht zugerechnet werden, steht
der Anspruch auf völlige oder teilweise Er-
stattung des Steuerabzugs vom Kapitalertrag
oder nach § 50a auf Grund eines Abkom-
mens zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung nur der Person zu, der die Kapitalerträ-
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ge oder Vergütungen nach den Steuergeset-
zen des anderen Vertragsstaats als Einkünfte
oder Gewinne einer ansässigen Person zuge-
rechnet werden.“

34. § 51a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2c Nummer 3 wird wie folgt
geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort
„Identifikationsnummer“ die
Wörter „und des Geburtsda-
tums“ eingefügt.

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz
angefügt:

„Im Übrigen kann der Kirchen-
steuerabzugsverpflichtete eine
Anlassabfrage bei Begründung
einer Geschäftsbeziehung oder
auf Veranlassung des Kunden an
das Bundeszentralamt für Steu-
ern richten.“

cc) Nach dem neuen Satz 5 werden
folgende Sätze eingefügt:

„Anträge auf das Setzen der
Sperrvermerke, die im aktuellen
Kalenderjahr für eine Regelab-
frage berücksichtigt werden sol-
len, müssen bis zum 30. Juni
beim Bundeszentralamt für
Steuern eingegangen sein. Alle
übrigen Sperrvermerke können
nur berücksichtigt werden, wenn
sie spätestens zwei Monate vor
der Abfrage des Kirchensteuer-
abzugsverpflichteten eingegan-
gen sind. Dies gilt für den Wi-
derruf entsprechend.“

b) Absatz 2e wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort
„Identifikationsnummer“ die
Wörter „nach amtlich vorge-
schriebenem Vordruck“ einge-
fügt.

bb) Die Sätze 3 bis 5 werden wie
folgt gefasst:

„Der Sperrvermerk verpflichtet
den Kirchensteuerpflichtigen für
jeden Veranlagungszeitraum, in
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dem Kapitalertragsteuer einbe-
halten worden ist, zur Abgabe
einer Steuererklärung zum Zwe-
cke der Veranlagung nach Ab-
satz 2d Satz 1. Das Bundeszent-
ralamt für Steuern übermittelt
für jeden Veranlagungszeit-
raum, in dem der Sperrvermerk
abgerufen worden ist, an das
Wohnsitzfinanzamt Name und
Anschrift des Kirchensteuerab-
zugsverpflichteten, an den im
Fall des Absatzes 2c Nummer 3
auf Grund des Sperrvermerks
ein Nullwert im Sinne des Absat-
zes 2c Satz 1 Nummer 3 Satz 6
mitgeteilt worden ist. Das Wohn-
sitzfinanzamt fordert den Kir-
chensteuerpflichtigen zur Abga-
be einer Steuererklärung nach
§ 149 Absatz 1 Satz 1 und 2 der
Abgabenordnung auf.“

26. § 52 wird wie folgt geändert: 35. § 52 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: a) u n v e r ä n d e r t

„(1) Diese Fassung des Gesetzes
ist, soweit in den folgenden Absätzen
und § 52a nichts anderes bestimmt ist,
erstmals für den Veranlagungszeitraum
2013 anzuwenden. Beim Steuerabzug
vom Arbeitslohn gilt Satz 1 mit der
Maßgabe, dass diese Fassung erstmals
auf den laufenden Arbeitslohn anzu-
wenden ist, der für einen nach dem
31. Dezember 2012 endenden Lohnzah-
lungszeitraum gezahlt wird, und auf
sonstige Bezüge, die nach dem
31. Dezember 2012 zufließen.“

b) Nach Absatz 4f wird folgender Ab-
satz 4g eingefügt:

b) u n v e r ä n d e r t

„(4g) § 3 Nummer 5 in der
Fassung des Artikels ... des Gesetzes
vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum
und Fundstelle des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes]) ist vorbehaltlich des
Satzes 2 erstmals für den Veranla-
gungszeitraum 2013 anzuwenden. § 3
Nummer 5 in der Fassung des Gesetzes
vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366,
3862), das zuletzt durch Artikel 20 des
Gesetzes vom 20. Dezember 2011
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(BGBl. I S. 2854) geändert worden ist,
ist weiterhin anzuwenden für freiwillig
Wehrdienst Leistende, die das Dienst-
verhältnis vor dem 1. Januar 2013 be-
gonnen haben.“

c) Der bisherige Absatz 4g wird Ab-
satz 4h.

c) u n v e r ä n d e r t

d) Absatz 16 Satz 11 wird wie folgt ge-
fasst:

d) Absatz 16 Satz 11 wird wie folgt ge-
fasst:

„§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 und 3
in der Fassung des Artikels ... des Ge-
setzes vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen:
Datum und Fundstelle des vorliegenden
Änderungsgesetzes]) ist für Elektrofahr-
zeuge oder Hybridelektrofahrzeuge, die
über extern aufladbare mechanische
oder elektrochemische Speicher verfü-
gen, anzuwenden, die vor dem 1. Januar
2023 angeschafft werden.“

„§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 und 3
in der Fassung des Artikels ... des Ge-
setzes vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen:
Datum und Fundstelle des vorliegenden
Änderungsgesetzes]) ist für Fahrzeuge
mit Antrieb ausschließlich durch
Elektromotoren, die ganz oder über-
wiegend aus mechanischen oder
elektrochemischen Energiespeichern
oder aus emissionsfrei betriebenen
Energiewandlern gespeist werden
(Elektrofahrzeuge), oder für extern auf-
ladbare Hybridelektrofahrzeuge, an-
zuwenden, die vor dem 1. Januar 2023
angeschafft werden.“

e) Die Sätze 1 und 2 des Absatzes 24a in
der Fassung des Bürgerentlastungs-
gesetzes Krankenversicherung vom
16. Juli 2009 (BGBl. I S. 1959) wer-
den dem Absatz 24a in der Fassung
des Beitreibungsrichtlinie-
Umsetzungsgesetzes vom
7. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2592)
angefügt.

f) Absatz 24a in der Fassung des Bür-
gerentlastungsgesetzes Krankenversi-
cherung vom 16. Juli 2009 (BGBl. I
S. 1959) wird aufgehoben.

g) Dem Absatz 24b wird folgender Satz
vorangestellt:

„§ 10 Absatz 4b Satz 4 bis 6 in der
Fassung des Artikels 2 des Gesetzes
vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Da-
tum und Fundstelle des vorliegenden
Änderungsgesetzes]) ist erstmals für
die Übermittlung der Daten des Ver-
anlagungszeitraums 2015 anzuwen-
den.“

h) In Absatz 32b wird nach Satz 1 fol-
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gender Satz eingefügt:

„§ 15 Absatz 4 Satz 2 und 7 in der
Fassung des Artikels … des Gesetzes
vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Da-
tum und Fundstelle des vorliegenden
Änderungsgesetzes]) ist in allen Fällen
anzuwenden, in denen am … [einset-
zen: Datum des Tages nach der Ver-
kündung] die Feststellungsfrist noch
nicht abgelaufen ist.“

e) In Absatz 40 wird nach Satz 9 folgender
Satz eingefügt:

i) u n v e r ä n d e r t

„§ 32 Absatz 5 ist letztmals für den
Veranlagungszeitraum 2018 anzuwen-
den; Voraussetzung hierfür ist, dass das
Kind den Dienst oder die Tätigkeit vor
dem 1. Juli 2011 angetreten hat.“

j) Dem Absatz 43a wird folgender Satz
angefügt:

„§ 32b Absatz 2 Satz 1 Nummer 2
Satz 2 Buchstabe c ist erstmals auf
Wirtschaftsgüter des Umlaufvermö-
gens anzuwenden, die nach dem …
[einsetzen: Tag des Gesetzesbeschlus-
ses des Deutschen Bundestags] ange-
schafft, hergestellt oder in das Be-
triebsvermögen eingelegt werden.“

k) Absatz 46 wird wie folgt gefasst:

„(46) „§ 33a Absatz 1 in der
Fassung des Artikels … des Gesetzes
vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Da-
tum und Fundstelle des vorliegenden
Änderungsgesetzes]) ist in allen Fällen
anzuwenden, in denen die Einkom-
mensteuer noch nicht bestandskräftig
veranlagt ist.“

f) Nach Absatz 50g wird folgender Ab-
satz 50h eingefügt:

l) Nach Absatz 50g wird folgender Ab-
satz 50h eingefügt:

„(50h) Die in § 39a Absatz 1
Satz 2 geregelte zweijährige Geltungs-
dauer eines Freibetrags im Lohnsteuer-
abzugsverfahren ist erstmals für den
Lohnsteuerabzug 2014 anzuwenden. Bis
dahin gilt der insgesamt abzuziehende
Freibetrag für die Dauer eines Kalen-
derjahres.“

„(50h) Das Bundesministeri-
um der Finanzen kann im Einver-
nehmen mit den obersten Finanzbe-
hörden der Länder in einem Schrei-
ben mitteilen, ab wann die Regelun-
gen in § 39a Absatz 1 Satz 3 bis 5
erstmals anzuwenden sind. Dieses
Schreiben ist im Bundessteuerblatt zu
veröffentlichen.“
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g) Absatz 55a wird wie folgt gefasst: m) u n v e r ä n d e r t

„(55a) § 43b und die Anlage 2
(zu § 43b) in der Fassung des Arti-
kels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I
S. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle
des vorliegenden Änderungsgesetzes])
sind erstmals auf Ausschüttungen an-
zuwenden, die nach dem 31. Dezember
2011 zufließen.“

h) Die Absätze 55c und 55d werden auf-
gehoben.

n) u n v e r ä n d e r t

i) Nach Absatz 59a Satz 6 wird folgender
Satz eingefügt:

o) u n v e r ä n d e r t

„§ 50d Absatz 1 in der Fassung des Ar-
tikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I
S. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle
des vorliegenden Änderungsgesetzes])
ist erstmals auf Zahlungen anzuwenden,
die nach dem ... [einsetzen: Datum des
Tages nach der Verkündung] erfolgen.“

27. § 52a wird wie folgt geändert: 36. § 52a wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 10 wird folgender Satz an-
gefügt:

a) u n v e r ä n d e r t

„§ 20 Absatz 4a Satz 7 in der Fassung
des Artikels ... des Gesetzes vom ...
(BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum und
Fundstelle des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes]) ist erstmals auf Abspal-
tungen anzuwenden, bei denen die An-
meldung zur Eintragung in das öffentli-
che Register, das für die Wirksamkeit
des jeweiligen Vorgangs maßgebend ist,
nach dem 31. Dezember 2011 erfolgt.“

b) Nach Absatz 16b werden die folgenden
Absätze 16c und 16d eingefügt:

b) Nach Absatz 16b werden die folgenden
Absätze 16c und 16d eingefügt:

„(16c) § 43 Absatz 1 in der
Fassung des Artikels ... des Gesetzes
vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum
und Fundstelle des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes]) ist erstmals anzuwen-
den auf Kapitalerträge, die dem Gläubi-
ger nach dem 31. Dezember 2012 zu-
fließen. § 44 Absatz 1a in der Fassung
des Artikels ... des Gesetzes vom ...
(BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum und
Fundstelle des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes]) ist erstmals anzuwen-
den auf Kapitalerträge, die dem Gläubi-

„(16c) § 43 Absatz 1 in der
Fassung des Artikels ... des Gesetzes
vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum
und Fundstelle des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes]) ist erstmals anzuwen-
den auf Kapitalerträge, die dem Gläubi-
ger nach dem 31. Dezember 2012 zu-
fließen. § 44 Absatz 1a in der Fassung
des Artikels ... des Gesetzes vom ...
(BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum und
Fundstelle des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes]) ist erstmals anzuwen-
den auf Kapitalerträge, die dem Gläubi-
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ger nach dem 31. Dezember 2012 zu-
fließen. § 44a Absatz 1, 5, 7, 8 und 10
in der Fassung des Artikels ... des Ge-
setzes vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen:
Datum und Fundstelle des vorliegenden
Änderungsgesetzes]) ist erstmals anzu-
wenden auf Kapitalerträge, die dem
Gläubiger nach dem 31. Dezember
2012 zufließen. § 44b Absatz 1 bis 4 ist
letztmals anzuwenden auf Kapitalerträ-
ge, die dem Gläubiger vor dem
1. Januar 2013 zufließen. § 45b ist
letztmals anzuwenden auf Kapitalerträ-
ge, die dem Gläubiger vor dem
1. Januar 2013 zufließen. § 45d Ab-
satz 1 in der Fassung des Artikels ... des
Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [einset-
zen: Datum und Fundstelle des vorlie-
genden Änderungsgesetzes]) ist erstmals
anzuwenden auf Kapitalerträge, die dem
Gläubiger nach dem 31. Dezember
2012 zufließen.

ger nach dem 31. Dezember 2012 zu-
fließen. § 44a Absatz 1, 2, 5, 7, 8 und
10 in der Fassung des Artikels ... des
Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [einset-
zen: Datum und Fundstelle des vorlie-
genden Änderungsgesetzes]) ist erst-
mals anzuwenden auf Kapitalerträge,
die dem Gläubiger nach dem
31. Dezember 2012 zufließen. § 44b
Absatz 1 bis 4 ist letztmals anzuwenden
auf Kapitalerträge, die dem Gläubiger
vor dem 1. Januar 2013 zufließen. § 45b
ist letztmals anzuwenden auf Kapitaler-
träge, die dem Gläubiger vor dem
1. Januar 2013 zufließen. § 45a Ab-
satz 2 Satz 1 in der Fassung des Arti-
kels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I
S. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle
des vorliegenden Änderungsgesetzes])
ist erstmals anzuwenden auf Kapital-
erträge, die dem Gläubiger nach dem
31. Dezember 2012 zufließen. § 45d
Absatz 1 in der Fassung des Artikels ...
des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [ein-
setzen: Datum und Fundstelle des vor-
liegenden Änderungsgesetzes]) ist erst-
mals anzuwenden auf Kapitalerträge,
die dem Gläubiger nach dem
31. Dezember 2012 zufließen.

(16d) § 44b Absatz 7 in der
Fassung des Artikels ... des Gesetzes
vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum
und Fundstelle des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes]) ist erstmals anzuwen-
den auf Kapitalerträge, die dem Gläubi-
ger nach dem 31. Dezember 2012 zu-
fließen.“

(16d) u n v e r ä n d e r t

c) In Absatz 18 Satz 2 wird die Angabe
„31. Dezember 2013“ durch die An-
gabe „31. Dezember 2014“ ersetzt.

37. Nach § 52a wird folgender § 52b einge-
fügt:

„§ 52b

Übergangsregelungen bis zur Anwendung
der elektronischen Lohnsteuerabzugs-

merkmale

(1) Die Lohnsteuerkarte 2010 und
die Bescheinigung für den Lohnsteuerab-
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zug (Absatz 3) gelten mit den eingetrage-
nen Lohnsteuerabzugsmerkmalen auch
für den Steuerabzug vom Arbeitslohn ab
dem 1. Januar 2011 bis zur erstmaligen
Anwendung der elektronischen Lohnsteu-
erabzugsmerkmale durch den Arbeitgeber
(Übergangszeitraum). Voraussetzung ist,
dass dem Arbeitgeber entweder die Lohn-
steuerkarte 2010 oder die Bescheinigung
für den Lohnsteuerabzug vorliegt. In die-
sem Übergangszeitraum hat der Arbeitge-
ber die Lohnsteuerkarte 2010 und die Be-
scheinigung für den Lohnsteuerabzug

1. während des Dienstverhältnisses auf-
zubewahren, er darf sie nicht ver-
nichten;

2. dem Arbeitnehmer zur Vorlage beim
Finanzamt vorübergehend zu über-
lassen sowie

3. nach Beendigung des Dienstverhält-
nisses innerhalb einer angemessenen
Frist herauszugeben.

Nach Ablauf des auf den Einführungszeit-
raum (Absatz 5 Satz 2) folgenden Kalen-
derjahres darf der Arbeitgeber die Lohn-
steuerkarte 2010 und die Bescheinigung
für den Lohnsteuerabzug vernichten. Ist
auf der Lohnsteuerkarte 2010 eine Lohn-
steuerbescheinigung erteilt und die Lohn-
steuerkarte an den Arbeitnehmer heraus-
gegeben worden, kann der Arbeitgeber bei
fortbestehendem Dienstverhältnis die
Lohnsteuerabzugsmerkmale der Lohn-
steuerkarte 2010 im Übergangszeitraum
weiter anwenden, wenn der Arbeitnehmer
schriftlich erklärt, dass die Lohnsteuerab-
zugsmerkmale der Lohnsteuerkarte 2010
weiterhin zutreffend sind.

(2) Für Eintragungen auf der Lohn-
steuerkarte 2010 und in der Bescheini-
gung für den Lohnsteuerabzug im Über-
gangszeitraum ist das Finanzamt zustän-
dig. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, die
Eintragung der Steuerklasse und der Zahl
der Kinderfreibeträge auf der Lohnsteu-
erkarte 2010 und in der Bescheinigung für
den Lohnsteuerabzug umgehend durch
das Finanzamt ändern zu lassen, wenn die
Eintragung von den Verhältnissen zu Be-
ginn des jeweiligen Kalenderjahres im
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Übergangszeitraum zu seinen Gunsten
abweicht. Diese Verpflichtung gilt auch in
den Fällen, in denen die Steuerklasse II
bescheinigt ist und die Voraussetzungen
für die Berücksichtigung des Entlastungs-
betrags für Alleinerziehende (§ 24b) im
Laufe des Kalenderjahres entfallen.
Kommt der Arbeitnehmer seiner Ver-
pflichtung nicht nach, so hat das Finanz-
amt die Eintragung von Amts wegen zu
ändern; der Arbeitnehmer hat die Lohn-
steuerkarte 2010 und die Bescheinigung
für den Lohnsteuerabzug dem Finanzamt
auf Verlangen vorzulegen.

(3) Hat die Gemeinde für den Ar-
beitnehmer keine Lohnsteuerkarte für das
Kalenderjahr 2010 ausgestellt oder ist die
Lohnsteuerkarte 2010 verloren gegangen,
unbrauchbar geworden oder zerstört
worden, hat das Finanzamt im Über-
gangszeitraum auf Antrag des Arbeit-
nehmers eine Bescheinigung für den
Lohnsteuerabzug nach amtlich vorge-
schriebenem Muster (Bescheinigung für
den Lohnsteuerabzug) auszustellen. Diese
Bescheinigung tritt an die Stelle der Lohn-
steuerkarte 2010.

(4) Beginnt ein nach § 1 Absatz 1
unbeschränkt einkommensteuerpflichtiger
lediger Arbeitnehmer im Übergangszeit-
raum ein Ausbildungsdienstverhältnis als
erstes Dienstverhältnis, kann der Arbeit-
geber auf die Vorlage einer Bescheinigung
für den Lohnsteuerabzug verzichten. In
diesem Fall hat der Arbeitgeber die Lohn-
steuer nach der Steuerklasse I zu ermit-
teln; der Arbeitnehmer hat dem Arbeitge-
ber seine Identifikationsnummer sowie
den Tag der Geburt und die rechtliche
Zugehörigkeit zu einer steuererhebenden
Religionsgemeinschaft mitzuteilen und
schriftlich zu bestätigen, dass es sich um
das erste Dienstverhältnis handelt. Der
Arbeitgeber hat die Erklärung des Ar-
beitnehmers bis zum Ablauf des Kalen-
derjahres als Beleg zum Lohnkonto auf-
zubewahren.

(5) Das Bundesministerium der Fi-
nanzen hat im Einvernehmen mit den
obersten Finanzbehörden der Länder den
Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung
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der ELStAM für die Durchführung des
Lohnsteuerabzugs ab dem Kalenderjahr
2013 oder einem späteren Anwendungs-
zeitpunkt sowie den Zeitpunkt des erstma-
ligen Abrufs der ELStAM durch den Ar-
beitgeber (Starttermin) in einem Schrei-
ben zu bestimmen, das im Bundessteuer-
blatt zu veröffentlichen ist. Darin ist für
die Einführung des Verfahrens der elekt-
ronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale ein
Zeitraum zu bestimmen (Einführungszeit-
raum). Der Arbeitgeber oder sein Vertre-
ter (§ 39e Absatz 4 Satz 6) hat im Einfüh-
rungszeitraum die nach § 39e gebildeten
ELStAM abzurufen und für die auf den
Abrufzeitpunkt folgende nächste Lohnab-
rechnung anzuwenden. Für den Abruf der
ELStAM hat sich der Arbeitgeber oder
sein Vertreter zu authentifizieren und die
Steuernummer der Betriebsstätte oder des
Teils des Betriebs des Arbeitgebers, in
dem der für die Durchführung des Lohn-
steuerabzugs maßgebende Arbeitslohn des
Arbeitnehmers ermittelt wird (§ 41 Ab-
satz 2), die Identifikationsnummer und
den Tag der Geburt des Arbeitnehmers
sowie, ob es sich um das erste oder ein
weiteres Dienstverhältnis handelt, mitzu-
teilen. Er hat ein erstes Dienstverhältnis
mitzuteilen, wenn auf der Lohnsteuerkar-
te 2010 oder der Bescheinigung für den
Lohnsteuerabzug eine der Steuerklassen I
bis V (§ 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis
5) eingetragen ist oder wenn die Lohn-
steuerabzugsmerkmale nach Absatz 4 ge-
bildet worden sind. Ein weiteres Dienst-
verhältnis (§ 38b Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 6) ist mitzuteilen, wenn die Voraus-
setzungen des Satzes 5 nicht vorliegen.
Der Arbeitgeber hat die ELStAM in das
Lohnkonto zu übernehmen und gemäß
der übermittelten zeitlichen Gültigkeits-
angabe anzuwenden.

(5a) Nachdem der Arbeitgeber die
ELStAM für die Durchführung des Lohn-
steuerabzugs angewandt hat, sind die
Übergangsregelungen in Absatz 1 Satz 1
und in den Absätzen 2 bis 5 nicht mehr
anzuwenden. Die Lohnsteuerabzugs-
merkmale der vorliegenden Lohnsteuer-
karte 2010 und der Bescheinigung für den
Lohnsteuerabzug gelten nicht mehr.
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Wenn die nach § 39e Absatz 1 Satz 1 ge-
bildeten Lohnsteuerabzugsmerkmale den
tatsächlichen Verhältnissen des Arbeit-
nehmers nicht entsprechen, hat das Fi-
nanzamt auf dessen Antrag eine besonde-
re Bescheinigung für den Lohnsteuerab-
zug (Besondere Bescheinigung für den
Lohnsteuerabzug) mit den Lohnsteuerab-
zugsmerkmalen des Arbeitnehmers auszu-
stellen sowie etwaige Änderungen einzu-
tragen (§ 39 Absatz 1 Satz 2) und die Ab-
rufberechtigung des Arbeitgebers auszu-
setzen. Die Gültigkeit dieser Bescheini-
gung ist auf längstens zwei Kalenderjahre
zu begrenzen. § 39e Absatz 5 Satz 1 und
Absatz 7 Satz 6 gelten entsprechend. Die
Lohnsteuerabzugsmerkmale der Besonde-
ren Bescheinigung für den Lohnsteuerab-
zug sind für die Durchführung des Lohn-
steuerabzugs nur dann für den Arbeitge-
ber maßgebend, wenn ihm gleichzeitig die
Lohnsteuerkarte 2010 vorliegt oder unter
den Voraussetzungen des Absatzes 1
Satz 5 vorgelegen hat oder eine Bescheini-
gung für den Lohnsteuerabzug für das
erste Dienstverhältnis des Arbeitnehmers
vorliegt. Abweichend von Absatz 5 Satz 3
und 7 kann der Arbeitgeber nach dem
erstmaligen Abruf der ELStAM die Lohn-
steuer im Einführungszeitraum längstens
für die Dauer von sechs Kalendermonaten
weiter nach den Lohnsteuerabzugsmerk-
malen der Lohnsteuerkarte 2010, der Be-
scheinigung für den Lohnsteuerabzug
oder den nach Absatz 4 maßgebenden
Lohnsteuerabzugsmerkmalen erheben,
wenn der Arbeitnehmer zustimmt. Dies
gilt auch, wenn der Arbeitgeber die
ELStAM im Einführungszeitraum erst-
mals angewandt hat.

(6) bis (8) (weggefallen)

(9) Ist der unbeschränkt einkom-
mensteuerpflichtige Arbeitnehmer seinen
Verpflichtungen nach Absatz 2 Satz 2 und
3 nicht nachgekommen und kommt eine
Veranlagung zur Einkommensteuer nach
§ 46 Absatz 2 Nummer 1 bis 7 nicht in Be-
tracht, kann das Finanzamt den Arbeit-
nehmer zur Abgabe einer Einkommen-
steuererklärung auffordern und eine Ver-
anlagung zur Einkommensteuer durch-
führen.“
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28. In § 65 Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter
„§ 28 Nummer 1 des Dritten Buches Sozial-
gesetzbuch“ durch die Wörter „§ 28 Absatz 1
Nummer 1 des Dritten Buches Sozialgesetz-
buch“ sowie die Wörter „Europäischen Ge-
meinschaften“ durch die Wörter „Europäi-
schen Union“ ersetzt.

38. u n v e r ä n d e r t

29. In § 3 Nummer 40 Satz 4, § 10 Absatz 2
Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a und § 43a Ab-
satz 2 Satz 5 werden jeweils die Wörter „Eu-
ropäischen Gemeinschaft“ durch die Wörter
„Europäischen Union“ ersetzt.

39. u n v e r ä n d e r t

30. Die Anlage 2 erhält die als Anlage zu diesem
Gesetz ersichtliche Fassung.

40. u n v e r ä n d e r t

Artikel 3 Artikel 3

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes Änderung des Körperschaftsteuergesetzes

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung
der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002
(BGBl. I S. 4144), das zuletzt durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I
S. 2592) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung
der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002
(BGBl. I S. 4144), das zuletzt durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I
S. 2592) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1. In § 8b Absatz 9 werden die Wörter „Richt-
linie 90/435/EWG des Rates vom 23. Juli
1990 über das gemeinsame Steuersystem der
Mutter- und Tochtergesellschaften verschie-
dener Mitgliedstaaten (ABl. EG Nr. L 225
S. 6, Nr. L 266 S. 20, 1997 Nr. L 16 S. 98),
zuletzt geändert durch die Richtlinie
2003/123/EG des Rates vom 22. Dezember
2003 (ABl. EU 2004 Nr. L 7 S. 41)“ durch
die Wörter „Richtlinie 2011/96/EU des Rates
vom 30. November 2011 über das gemein-
same Steuersystem der Mutter- und Tochter-
gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten
(ABl. L vom 29.12.2011, S. 8)“ ersetzt.

1. u n v e r ä n d e r t

2. In § 9 Absatz 1 Nummer 2 Satz 4 werden die
Wörter „Richtlinie 77/799/EWG des Rates
vom 19. Dezember 1977 über die gegenseiti-
ge Amtshilfe zwischen den zuständigen Be-
hörden der Mitgliedstaaten im Bereich der
direkten Steuern und der Mehrwertsteuer
(ABl. L 336 vom 27.12.1977, S. 15), die zu-
letzt durch die Richtlinie 2006/98/EG (ABl.
L 363 vom 20.12.2006, S. 129) geändert
worden ist, einschließlich der in diesem Zu-

2. u n v e r ä n d e r t
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sammenhang anzuwendenden Durchfüh-
rungsbestimmungen in den für den jeweili-
gen Veranlagungszeitraum geltenden Fas-
sungen oder eines entsprechenden Nachfol-
gerechtsaktes“ durch die Wörter „Amtshilfe-
richtlinie gemäß § 2 Absatz 2 des EU-
Amtshilfegesetzes“ ersetzt.

3. § 34 wird wie folgt geändert: 3. § 34 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 7 Satz 10 werden die Wörter
„Richtlinie 90/435/EWG des Rates vom
23. Juli 1990 über das gemeinsame
Steuersystem der Mutter- und Tochter-
gesellschaften verschiedener Mitglied-
staaten (ABl. EG Nr. L 225 S. 6, Nr. L
266 S. 20, 1997 Nr. L 16 S. 98), zuletzt
geändert durch Akte über die Beitritts-
bedingungen und die Anpassungen der
Verträge - Beitritt der Tschechischen
Republik, der Republik Estland, der
Republik Zypern, der Republik Lett-
land, der Republik Litauen, der Repub-
lik Ungarn, der Republik Malta, der
Republik Polen, der Republik Sloweni-
en und der Slowakischen Republik
(ABl. EU 2003 Nr. L 236 S. 33)“ durch
die Wörter „Richtlinie 2011/96/EU des
Rates vom 30. November 2011 über das
gemeinsame Steuersystem der Mutter-
und Tochtergesellschaften verschiede-
ner Mitgliedstaaten (ABl. L 345 vom
29.12.2011, S. 8)“ ersetzt.

a) u n v e r ä n d e r t

b) In Absatz 8a wird nach Satz 6 folgender
Satz eingefügt:

b) u n v e r ä n d e r t

„§ 9 Absatz 1 Nummer 2 Satz 4 in der
Fassung des Artikels ... des Gesetzes
vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum
und Fundstelle des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes]) ist erstmals für den
Veranlagungszeitraum 2013 anzuwen-
den.“

c) In Absatz 10b Satz 3 wird die Angabe
„2013“ durch die Angabe „2015“ er-
setzt.

4. In § 5 Absatz 2 Nummer 2 und § 32 Absatz 4
Satz 1 werden jeweils die Wörter „des Arti-
kels 48 des Vertrags zur Gründung der Euro-
päischen Gemeinschaft“ durch die Wörter
„des Artikels 54 des Vertrags über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union“ ersetzt.

4. u n v e r ä n d e r t
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5. In § 8b Absatz 7 Satz 3, § 21a Absatz 2 und
§ 26 Absatz 6 Satz 10 werden jeweils die
Wörter „Europäischen Gemeinschaft“ durch
die Wörter „Europäischen Union“ ersetzt.

5. u n v e r ä n d e r t

Artikel 4 Artikel 4

Änderung des Gewerbesteuergesetzes Änderung des Gewerbesteuergesetzes

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I
S. 4167), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes
vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2592) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I
S. 4167), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes
vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2592) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 3 Nummer 13 wird wie folgt gefasst: entfällt

„13. private Schulen und andere allgemein
bildende oder berufsbildende Unter-
nehmen, soweit unmittelbar dem Schul-
und Bildungszweck dienende Leistungen
erbracht werden,

a) wenn sie als Ersatzschule gemäß
Artikel 7 Absatz 4 des Grundgeset-
zes staatlich genehmigt oder nach
Landesrecht erlaubt sind oder

b) wenn die zuständige Landesbehör-
de bescheinigt, dass sie auf einen
Beruf oder eine vor einer juristi-
schen Person des öffentlichen
Rechts abzulegende Prüfung ord-
nungsgemäß vorbereiten;“.

2. § 9 wird wie folgt geändert: 1. u n v e r ä n d e r t

a) In Nummer 5 Satz 4 werden die Wörter
„Richtlinie 77/799/EWG des Rates vom
19. Dezember 1977 über die gegenseiti-
ge Amtshilfe zwischen den zuständigen
Behörden der Mitgliedstaaten im Be-
reich der direkten Steuern und der
Mehrwertsteuer (ABl. L 336 vom
27.12.1977, S. 15), die zuletzt durch die
Richtlinie 2006/98/EG (ABl. L 363
vom 20.12.2006, S. 129) geändert wor-
den ist, einschließlich der in diesem Zu-
sammenhang anzuwendenden Durch-
führungsbestimmungen in den für den
jeweiligen Veranlagungszeitraum gel-
tenden Fassungen oder eines entspre-
chenden Nachfolgerechtsaktes“ durch
die Wörter „Amtshilferichtlinie gemäß
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§ 2 Absatz 2 des EU-
Amtshilfegesetzes“ ersetzt.

b) In Nummer 7 Satz 1 werden die Wörter
„Richtlinie 90/435/EWG des Rates vom
23. Juli 1990 über das gemeinsame
Steuersystem der Mutter- und Tochter-
gesellschaften verschiedener Mitglied-
staaten (ABl. EG Nr. L 225 S. 6, Nr. L
266 S. 20, 1997 Nr. L 16 S. 98), zuletzt
geändert durch Richtlinie 2006/98/EG
des Rates vom 20. November 2006
(ABl. EU Nr. L 363 S. 129)“ durch die
Wörter „Richtlinie 2011/96/EU des Ra-
tes vom 30. November 2011 über das
gemeinsame Steuersystem der Mutter-
und Tochtergesellschaften verschiede-
ner Mitgliedstaaten (ABl. L 345 vom
29.12.2011, S. 8)“ ersetzt.

2. § 29 Absatz 1 Nummer 2 wird wie folgt
gefasst:

„2. bei Betrieben, die ausschließlich An-
lagen zur Erzeugung von Strom und
anderen Energieträgern sowie Wär-
me aus Windenergie und solarer
Strahlungsenergie im Sinne des § 3
Nummer 3 des Gesetzes für den Vor-
rang Erneuerbarer Energien betrei-
ben, zu drei Zehntel das in Nummer 1
bezeichnete Verhältnis und zu sieben
Zehntel das Verhältnis, in dem die
Summe der steuerlich maßgebenden
Ansätze des Sachanlagevermögens
mit Ausnahme der Betriebs- und Ge-
schäftsausstattung, der geleisteten
Anzahlungen und der Anlagen im
Bau in allen Betriebsstätten (§ 28) zu
dem Ansatz in den einzelnen Be-
triebsstätten steht.“

3. § 35c Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe f
wird wie folgt gefasst:

„f) über die Beschränkung der Hinzu-
rechnung von Entgelten für Schulden
und ihnen gleichgestellte Beträge (§ 8
Nummer 1 Buchstabe a) bei

aa) Finanzdienstleistungsinstituten,
soweit sie Finanzdienstleistungen
im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2
des Gesetzes über das Kreditwe-
sen tätigen,
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bb) Zahlungsinstituten, soweit sie
Zahlungsdienste im Sinne des § 1
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe c
und Nummer 6 des
Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes
erbringen.

Voraussetzung für die Umsetzung
von Satz 1 ist, dass die Umsätze des
Finanzdienstleistungsinstituts zu
mindestens 50 Prozent auf Finanz-
dienstleistungen und die Umsätze des
Zahlungsinstituts zu mindestens 50
Prozent auf Zahlungsdienste entfal-
len,“.

3. § 36 wird wie folgt geändert: 4. § 36 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a
eingefügt:

entfällt

„(3a) § 3 Nummer 13 in der
Fassung des Artikels ... des Gesetzes
vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum
und Fundstelle des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes]) ist erstmals für den Er-
hebungszeitraum 2013 anzuwenden.“

b) Die bisherigen Absätze 3a, 3b und 3c
werden die Absätze 3b, 3c und 3d.

entfällt

c) In Absatz 8b wird nach Satz 4 folgender
Satz eingefügt:

a) u n v e r ä n d e r t

„§ 9 Nummer 5 Satz 4 in der Fassung
des Artikels ... des Gesetzes vom ...
(BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum und
Fundstelle des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes]) ist erstmals für den Er-
hebungszeitraum 2013 anzuwenden.“

b) Nach Absatz 9c wird folgender Ab-
satz 9d eingefügt:

„(9d) § 29 Absatz 1 Num-
mer 2 in der Fassung des Artikels …
des Gesetzes vom … (BGBl. I S. ...
[einsetzen: Datum und Fundstelle des
vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist
vorbehaltlich Satz 2 erstmals für den
Erhebungszeitraum 2013 anzuwen-
den. Für die Erhebungszeiträume
2013 bis 2022 ist § 29 Absatz 1 Num-
mer 2 bei Betrieben, die ausschließ-
lich Anlagen zur Erzeugung von
Strom und anderen Energieträgern
sowie Wärme aus solarer Strahlungs-
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energie im Sinne des § 3 Nummer 3
des Gesetzes für den Vorrang Erneu-
erbarer Energien betreiben, in fol-
gender Fassung anzuwenden:

2. bei Betrieben, die ausschließlich
Anlagen zur Erzeugung von
Strom und anderen Energieträ-
gern sowie Wärme aus solarer
Strahlungsenergie im Sinne des
§ 3 Nummer 3 des Gesetzes für
den Vorrang Erneuerbarer
Energien betreiben,

a) für den auf Neuanlagen im
Sinne von Satz 3 entfallen-
den Anteil am Steuermess-
betrag zu drei Zehntel das
in Nummer 1 bezeichnete
Verhältnis und zu sieben
Zehntel das Verhältnis, in
dem die Summe der steuer-
lich maßgebenden Ansätze
des Sachanlagevermögens
mit Ausnahme der Betriebs-
und Geschäftsausstattung,
der geleisteten Anzahlungen
und der Anlagen im Bau
(maßgebendes Sachanla-
genvermögen) in allen Be-
triebsstätten (§ 28) zu dem
Ansatz in den einzelnen Be-
triebsstätten steht, und

b) für den auf die übrigen An-
lagen im Sinne von Satz 4
entfallenden Anteil am
Steuermessbetrag das in
Nummer 1 bezeichnete
Verhältnis.

Der auf Neuanlagen und auf üb-
rige Anlagen jeweils entfallende
Anteil am Steuermessbetrag er-
mittelt sich aus dem Verhältnis
in dem

a) die Summe des maßgeben-
den Sachanlagevermögens
für Neuanlagen und

b) die Summe des übrigen
maßgebenden Sachanlage-
vermögens für die übrige
Anlagen
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zum gesamten maßgebenden
Sachanlagevermögen des Be-
triebs steht.

Neuanlagen sind Anlagen, die
nach dem 30. Juni 2012 zur Er-
zeugung von Strom und anderen
Energieträgern sowie Wärme
aus solarer Strahlungsenergie
genehmigt wurden. Die übrigen
Anlagen umfassen das übrige
maßgebende Sachanlagenver-
mögen des Betriebs.“

c) Absatz 10a wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird das Semikolon
durch einen Punkt ersetzt und
folgender Satz eingefügt:

„§ 35c Absatz 1 Nummer 2
Buchstabe f Satz 1 in der Fas-
sung des Artikels … des Gesetzes
vom … (BGBl. I S. ... [einsetzen:
Datum und Fundstelle des vorlie-
genden Änderungsgesetzes]) ist
erstmals für den Erhebungszeit-
raum 2009 anzuwenden.“

bb) In dem neuen Satz 4 werden die
Wörter „in der Fassung des Ar-
tikels 3 des Gesetzes vom 8. Ap-
ril 2010 (BGBl. I S. 386)“ durch
die Wörter „in der Fassung des
Artikels … des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum
und Fundstelle des vorliegenden
Änderungsgesetzes])“ ersetzt.

Artikel 5

Änderung der Gewerbesteuer-
Durchführungsverordnung

Die Gewerbesteuer-
Durchführungsverordnung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002
(BGBl. I S. 4180), die zuletzt durch Artikel 4
der Verordnung vom 17. November 2010
(BGBl. I S. 1544) geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:

1. § 19 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
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„(4) Bei Finanzdienstleistungsinstitu-
ten im Sinne des § 1 Absatz 1a des Kre-
ditwesengesetzes, die mit Ausnahme der
Unternehmen im Sinne des § 2 Absatz 6
Nummer 17 des Kreditwesengesetzes nicht
der Ausnahmeregelung des § 2 Absatz 6
des Kreditwesengesetzes unterliegen sowie
bei Zahlungsinstituten im Sinne des § 1
Absatz 1 Nummer 5 des
Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes, unter-
bleibt eine Hinzurechnung von Entgelten
für Schulden und ihnen gleichgestellten
Beträgen nach § 8 Nummer 1 Buchstabe a
des Gesetzes, soweit die Entgelte und ih-
nen gleichgestellten Beträge unmittelbar
auf Finanzdienstleistungen im Sinne des
§ 1 Absatz 1a Satz 2 des Kreditwesenge-
setzes oder Zahlungsdienste im Sinne des
§ 1 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe c und
Nummer 6 des
Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes entfal-
len. Satz 1 ist nur anzuwenden, wenn die
Umsätze des Finanzdienstleistungsinstituts
zu mindestens 50 Prozent auf Finanz-
dienstleistungen und die Umsätze des Zah-
lungsinstituts zu mindestens 50 Prozent
auf Zahlungsdienste entfallen.“

2. § 36 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden die Semikola durch
jeweils einen Punkt ersetzt.

b) Nach dem neuen Satz 3 wird folgen-
der Satz eingefügt:

„§ 19 Absatz 4 Satz 1 in der Fassung
des Artikels … des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum und
Fundstelle des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes]) ist erstmals für den
Erhebungszeitraum 2009 anzuwen-
den.“

c) Im neuen Satz 5 werden die Wörter
„in der Fassung des Artikels 4 des
Gesetzes vom 8. April 2010 (BGBl. I
S. 386)“ durch die Wörter „in der
Fassung des Artikels … des Gesetzes
vom … (BGBl. I S. ... [einsetzen: Da-
tum und Fundstelle des vorliegenden
Änderungsgesetzes])“ ersetzt.
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Artikel 5 Artikel 6

Änderung des Außensteuergesetzes Änderung des Außensteuergesetzes

Das Außensteuergesetz vom 8. September
1972 (BGBl. I S. 1713), das zuletzt durch Arti-
kel 7 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010
(BGBl. I S. 1768) geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:

Das Außensteuergesetz vom 8. September
1972 (BGBl. I S. 1713), das zuletzt durch Arti-
kel 7 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010
(BGBl. I S. 1768) geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert: 1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender
Satz eingefügt:

a) u n v e r ä n d e r t

„Steuerpflichtiger im Sinne dieser Vor-
schrift ist auch eine Personengesell-
schaft oder eine Mitunternehmerschaft;
eine Personengesellschaft oder
Mitunternehmerschaft ist selbst nahe-
stehende Person, wenn sie die Voraus-
setzungen des Absatzes 2 erfüllt.“

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: b) u n v e r ä n d e r t

aa) In Satz 5 wird die Angabe „Satz 2“
durch die Angabe „Satz 3“ ersetzt.

bb) In Satz 6 werden nach dem Wort
„Leistungsempfängers“ die Wörter
„unter Berücksichtigung funktions-
und risikoadäquater Kapitalisie-
rungszinssätze“ eingefügt.

cc) In Satz 9 werden die Wörter „unter
Berücksichtigung funktions- und
risikoadäquater Kapitalisierungs-
zinssätze“ gestrichen.

dd) Satz 13 wird aufgehoben.

c) Absatz 4 wird aufgehoben. c) u n v e r ä n d e r t

d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4
und wie folgt gefasst:

d) u n v e r ä n d e r t

„(4) Geschäftsbeziehungen im
Sinne dieser Vorschrift sind

1. einzelne oder mehrere zusammen-
hängende wirtschaftliche Vorgän-
ge (Geschäftsvorfälle) zwischen
einem Steuerpflichtigen und einer
nahestehenden Person,

a) die Teil einer Tätigkeit sind,
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auf die die §§ 13, 15, 18 oder
21 des Einkommensteuerge-
setzes anzuwenden sind oder
im Fall einer ausländischen
nahestehenden Person anzu-
wenden wären, wenn sich der
Geschäftsvorfall im Inland
ereignet hätte, und

b) denen keine gesellschaftsver-
tragliche Vereinbarung zu-
grunde liegt;

2. Geschäftsvorfälle zwischen einem
Unternehmen eines Steuerpflichti-
gen und seiner in einem anderen
Staat gelegenen Betriebsstätte (an-
zunehmende schuldrechtliche Be-
ziehungen).

Liegen einer Geschäftsbeziehung keine
schuldrechtlichen Vereinbarungen zu-
grunde, ist davon auszugehen, dass
voneinander unabhängige ordentliche
und gewissenhafte Geschäftsleiter
schuldrechtliche Vereinbarungen ge-
troffen hätten oder bestehende Rechts-
positionen geltend machen würden, die
der Besteuerung zugrunde zu legen
sind, es sei denn, der Steuerpflichtige
macht im Einzelfall etwas anderes
glaubhaft.“

e) Folgende Absätze 5 und 6 werden ange-
fügt:

e) Folgende Absätze 5 und 6 werden ange-
fügt:

„(5) Die Absätze 1, 3 und 4 sind
entsprechend anzuwenden, wenn für ei-
ne Geschäftsbeziehung im Sinne des
Absatzes 4 Satz 1 Nummer 2 die Be-
dingungen, insbesondere die Verrech-
nungspreise, die der Aufteilung der
Einkünfte zwischen einem inländischen
Unternehmen und seiner ausländischen
Betriebsstätte oder der Ermittlung der
Einkünfte der inländischen Betriebsstät-
te eines ausländischen Unternehmens
steuerlich zugrunde gelegt werden,
nicht dem Fremdvergleichsgrundsatz
entsprechen und dadurch die inländi-
schen Einkünfte eines beschränkt Steu-
erpflichtigen gemindert oder die aus-
ländischen Einkünfte eines unbe-
schränkt Steuerpflichtigen erhöht wer-
den. Zur Anwendung des Fremdver-

„(5) Die Absätze 1, 3 und 4 sind
entsprechend anzuwenden, wenn für ei-
ne Geschäftsbeziehung im Sinne des
Absatzes 4 Satz 1 Nummer 2 die Be-
dingungen, insbesondere die Verrech-
nungspreise, die der Aufteilung der
Einkünfte zwischen einem inländischen
Unternehmen und seiner ausländischen
Betriebsstätte oder der Ermittlung der
Einkünfte der inländischen Betriebsstät-
te eines ausländischen Unternehmens
steuerlich zugrunde gelegt werden,
nicht dem Fremdvergleichsgrundsatz
entsprechen und dadurch die inländi-
schen Einkünfte eines beschränkt Steu-
erpflichtigen gemindert oder die aus-
ländischen Einkünfte eines unbe-
schränkt Steuerpflichtigen erhöht wer-
den. Zur Anwendung des Fremdver-
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gleichsgrundsatzes ist eine Betriebsstät-
te wie ein eigenständiges und unabhän-
giges Unternehmen zu behandeln, es sei
denn, die Zugehörigkeit der Betriebs-
stätte zum Unternehmen erfordert eine
andere Behandlung. Um die Betriebs-
stätte wie ein eigenständiges und unab-
hängiges Unternehmen zu behandeln,
sind ihr in einem ersten Schritt zuzu-
ordnen:

gleichsgrundsatzes ist eine Betriebsstät-
te wie ein eigenständiges und unabhän-
giges Unternehmen zu behandeln, es sei
denn, die Zugehörigkeit der Betriebs-
stätte zum Unternehmen erfordert eine
andere Behandlung. Um die Betriebs-
stätte wie ein eigenständiges und unab-
hängiges Unternehmen zu behandeln,
sind ihr in einem ersten Schritt zuzu-
ordnen:

1. die Funktionen des Unternehmens,
die durch ihr Personal ausgeübt
werden (Personalfunktionen),

1. u n v e r ä n d e r t

2. die Vermögenswerte des Unter-
nehmens, die sie zur Ausübung der
ihr zugeordneten Funktionen benö-
tigt,

2. u n v e r ä n d e r t

3. die Chancen und Risiken des Un-
ternehmens, die sie auf Grund der
ausgeübten Funktionen und zu-
geordneten Vermögenswerte über-
nimmt, sowie

3. u n v e r ä n d e r t

4. ein angemessenes Eigenkapital
(Dotationskapital).

4. u n v e r ä n d e r t

Auf der Grundlage dieser Zuordnung
sind in einem zweiten Schritt die Art
der Geschäftsbeziehungen zwischen
dem Unternehmen und seiner Betriebs-
stätte und die Verrechnungspreise für
diese Geschäftsbeziehungen zu bestim-
men. Die Sätze 1 bis 4 sind entspre-
chend auf ständige Vertreter anzuwen-
den. Die Möglichkeit, einen Aus-
gleichsposten nach § 4g des Einkom-
mensteuergesetzes zu bilden, wird nicht
eingeschränkt. Auf Geschäftsbeziehun-
gen zwischen einem Gesellschafter und
seiner Personengesellschaft oder zwi-
schen einem Mitunternehmer und seiner
Mitunternehmerschaft sind die Sätze 1
bis 4 nicht anzuwenden, unabhängig
davon, ob die Beteiligung unmittelbar
besteht oder ob sie nach § 15 Absatz 1
Satz 1 Nummer 2 Satz 2 des Einkom-
mensteuergesetzes mittelbar besteht; für
diese Geschäftsbeziehungen gilt Ab-
satz 1. Ist ein Abkommen zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung anzuwen-
den und macht der Steuerpflichtige gel-
tend, dass dessen Regelungen den Sät-

Auf der Grundlage dieser Zuordnung
sind in einem zweiten Schritt die Art
der Geschäftsbeziehungen zwischen
dem Unternehmen und seiner Betriebs-
stätte und die Verrechnungspreise für
diese Geschäftsbeziehungen zu bestim-
men. Die Sätze 1 bis 4 sind entspre-
chend auf ständige Vertreter anzuwen-
den. Die Möglichkeit, einen Aus-
gleichsposten nach § 4g des Einkom-
mensteuergesetzes zu bilden, wird nicht
eingeschränkt. Auf Geschäftsbeziehun-
gen zwischen einem Gesellschafter und
seiner Personengesellschaft oder zwi-
schen einem Mitunternehmer und seiner
Mitunternehmerschaft sind die Sätze 1
bis 4 nicht anzuwenden, unabhängig
davon, ob die Beteiligung unmittelbar
besteht oder ob sie nach § 15 Absatz 1
Satz 1 Nummer 2 Satz 2 des Einkom-
mensteuergesetzes mittelbar besteht; für
diese Geschäftsbeziehungen gilt Ab-
satz 1. Ist ein Abkommen zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung anzuwen-
den und macht der Steuerpflichtige gel-
tend, dass dessen Regelungen den Sät-
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zen 1 bis 7 widersprechen, so hat das
Abkommen nur insoweit Vorrang, als
sich nach dessen Bestimmungen kein
oder ein geringerer Berichtigungsbe-
darf als nach den Sätzen 1 bis 7 ergibt
und der Steuerpflichtige nachweist, dass
der andere Staat sein Besteuerungsrecht
entsprechend diesem Abkommen aus-
übt.

zen 1 bis 7 widersprechen, so hat das
Abkommen nur Vorrang, soweit der
Steuerpflichtige nachweist, dass der an-
dere Staat sein Besteuerungsrecht ent-
sprechend diesem Abkommen ausübt
und deshalb die Anwendung der Sät-
ze 1 bis 7 zu einer Doppelbesteuerung
führen würde.

(6) Das Bundesministerium der
Finanzen wird ermächtigt, mit Zustim-
mung des Bundesrates durch Rechts-
verordnung Einzelheiten des Fremdver-
gleichsgrundsatzes im Sinne der Absät-
ze 1, 3 und 5 und Einzelheiten zu des-
sen einheitlicher Anwendung zu regeln
sowie Grundsätze zur Bestimmung des
Dotationskapitals im Sinne des Absat-
zes 5 Satz 3 Nummer 4 festzulegen.“

(6) u n v e r ä n d e r t

2. § 2 Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 2. u n v e r ä n d e r t

„(5) Ist Absatz 1 anzuwenden, kommt
der Steuersatz zur Anwendung, der sich für
sämtliche Einkünfte der Person ergibt; für
die Ermittlung des Steuersatzes bleiben Ein-
künfte aus Kapitalvermögen außer Betracht,
die dem gesonderten Steuersatz nach § 32d
Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes un-
terliegen. Auf Einkünfte, die dem Steuerab-
zug auf Grund des § 50a des Einkommen-
steuergesetzes unterliegen, ist § 50 Absatz 2
des Einkommensteuergesetzes nicht anzu-
wenden. § 43 Absatz 5 des Einkommensteu-
ergesetzes bleibt unberührt.“

3. § 8 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 3. u n v e r ä n d e r t

a) In Satz 1 werden die Wörter „im Sinne
des § 7 Abs. 2“ durch die Wörter „im
Sinne des § 7 Absatz 2 oder Absatz 6“
ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Wörter „Richtlinie
77/799/EWG des Rates vom
19. Dezember 1977 über die gegenseiti-
ge Amtshilfe zwischen den zuständigen
Behörden der Mitgliedstaaten im Be-
reich der direkten Steuern und der
Mehrwertsteuer (ABl. EG Nr. L 336
S. 15), die zuletzt durch die Richtlinie
2006/98/EWG des Rates vom 20. No-
vember 2006 (ABl. EU Nr. L 363
S. 129) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung,“ durch die
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Wörter „Amtshilferichtlinie gemäß § 2
Absatz 2 des EU-Amtshilfegesetzes“
ersetzt.

4. § 15 wird wie folgt geändert: 4. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: a) u n v e r ä n d e r t

„Vermögen und Einkünfte einer Fami-
lienstiftung, die Geschäftsleitung und
Sitz außerhalb des Geltungsbereichs
dieses Gesetzes hat (ausländische Fami-
lienstiftung), werden dem Stifter, wenn
er unbeschränkt steuerpflichtig ist, sonst
den unbeschränkt steuerpflichtigen Per-
sonen, die bezugsberechtigt oder
anfallsberechtigt sind, entsprechend ih-
rem Anteil zugerechnet.“

b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: b) u n v e r ä n d e r t

„(5) § 12 Absatz 1 und 2 ist ent-
sprechend anzuwenden. Für Steuern auf
die nach Absatz 11 befreiten Zuwen-
dungen gilt § 12 Absatz 3 entspre-
chend.“

c) Absatz 6 wird wie folgt geändert: entfällt

aa) In Nummer 2 werden die Wörter
„Richtlinie 77/799/EWG“ durch
die Wörter „Amtshilferichtlinie
gemäß § 2 Absatz 2 des EU-
Amtshilfegesetzes“ ersetzt.

c) In Absatz 6 Nummer 2 werden die
Wörter „Richtlinie 77/799/EWG“ durch
die Wörter „Amtshilferichtlinie gemäß
§ 2 Absatz 2 des EU-
Amtshilfegesetzes“ ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angefügt: entfällt

„Satz 1 gilt nicht für die der aus-
ländischen Familienstiftung nach
den Absätzen 9 und 10 zuzurech-
nenden Beträge.“

d) Absatz 7 wird durch die folgenden Ab-
sätze 7 bis 11 ersetzt:

d) u n v e r ä n d e r t

„(7) Die Einkünfte der Stiftung
nach Absatz 1 werden in entsprechender
Anwendung der Vorschriften des Kör-
perschaftsteuergesetzes und des Ein-
kommensteuergesetzes ermittelt. Bei
der Ermittlung der Einkünfte gilt § 10
Absatz 3 entsprechend. Ergibt sich ein
negativer Betrag, entfällt die Zurech-
nung.

(8) Die nach Absatz 1 dem Stifter
oder der bezugs- oder
anfallsberechtigten Person zuzurech-
nenden Einkünfte gehören bei Personen,
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die ihre Einkünfte nicht nach dem Kör-
perschaftsteuergesetz ermitteln, zu den
Einkünften im Sinne des § 20 Absatz 1
Nummer 9 des Einkommensteuergeset-
zes. § 20 Absatz 8 des Einkommensteu-
ergesetzes bleibt unberührt; § 3 Num-
mer 40 Satz 1 Buchstabe d und § 32d
des Einkommensteuergesetzes sind nur
insoweit anzuwenden, als diese Vor-
schriften bei unmittelbarem Bezug der
zuzurechnenden Einkünfte durch die
Personen im Sinne des Absatzes 1 an-
zuwenden wären. Soweit es sich beim
Stifter oder der bezugs- oder
anfallsberechtigten Person um Personen
handelt, die ihre Einkünfte nach dem
Körperschaftsteuergesetz ermitteln,
bleibt § 8 Absatz 2 des Körperschaft-
steuergesetzes unberührt; § 8b Absatz 1
und 2 des Körperschaftsteuergesetzes
ist nur insoweit anzuwenden, als diese
Vorschrift bei unmittelbarem Bezug der
zuzurechnenden Einkünfte durch die
Personen im Sinne des Absatzes 1 an-
zuwenden wäre.

(9) Ist eine ausländische Fami-
lienstiftung oder eine andere ausländi-
sche Stiftung im Sinne des Absatzes 10
an einer Körperschaft, Personenvereini-
gung oder Vermögensmasse im Sinne
des Körperschaftsteuergesetzes, die we-
der Geschäftsleitung noch Sitz im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes hat und
die nicht gemäß § 3 Absatz 1 des Kör-
perschaftsteuergesetzes von der Körper-
schaftsteuerpflicht ausgenommen ist
(ausländische Gesellschaft), beteiligt, so
gehören die Einkünfte dieser Gesell-
schaft in entsprechender Anwendung
der §§ 7 bis 14 mit dem Teil zu den
Einkünften der Familienstiftung, der auf
die Beteiligung der Stiftung am Nenn-
kapital der Gesellschaft entfällt. Auf
Gewinnausschüttungen der ausländi-
schen Gesellschaft, denen nachweislich
bereits nach Satz 1 zugerechnete Beträ-
ge zugrunde liegen, ist Absatz 1 nicht
anzuwenden.

(10) Einer ausländischen Fami-
lienstiftung werden Vermögen und Ein-
künfte einer anderen ausländischen Stif-
tung, die nicht die Voraussetzungen des
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Absatzes 6 Satz 1 erfüllt, entsprechend
ihrem Anteil zugerechnet, wenn sie al-
lein oder zusammen mit den in den Ab-
sätzen 2 und 3 genannten Personen zu
mehr als der Hälfte unmittelbar oder
mittelbar bezugsberechtigt oder
anfallsberechtigt ist. Auf Zuwendungen
der ausländischen Stiftung, denen
nachweislich bereits nach Satz 1 zuge-
rechnete Beträge zugrunde liegen, ist
Absatz 1 nicht anzuwenden.

(11) Zuwendungen der ausländi-
schen Familienstiftung unterliegen bei
Personen im Sinne des Absatzes 1 nicht
der Besteuerung, soweit die den Zu-
wendungen zugrunde liegenden Ein-
künfte nachweislich bereits nach Ab-
satz 1 zugerechnet worden sind.“

5. § 18 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 5. u n v e r ä n d e r t

„(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Ein-
künfte und Vermögen im Sinne des § 15 ent-
sprechend.“

6. Dem § 21 werden die folgenden Absätze 20
und 21 angefügt:

6. Dem § 21 werden die folgenden Absätze 20
und 21 angefügt:

„(20) § 1 Absatz 1 Satz 2 erster Halb-
satz und Absatz 3 bis 6 in der Fassung des
Artikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I
S. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des
vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist erst-
mals für den Veranlagungszeitraum 2013 an-
zuwenden. § 1 Absatz 1 Satz 2 zweiter Halb-
satz in der Fassung des Artikels ... des Ge-
setzes vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen: Da-
tum und Fundstelle des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes]) gilt für alle noch nicht be-
standskräftigen Veranlagungen.

„(20) § 1 Absatz 1 Satz 2 erster Halb-
satz und Absatz 3 und 6 in der Fassung des
Artikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S.
... [einsetzen: Datum und Fundstelle des vor-
liegenden Änderungsgesetzes]) ist erstmals
für den Veranlagungszeitraum 2013 anzu-
wenden. § 1 Absatz 1 Satz 2 zweiter Halb-
satz in der Fassung des Artikels ... des Ge-
setzes vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen: Da-
tum und Fundstelle des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes]) gilt für alle noch nicht be-
standskräftigen Veranlagungen. § 1 Absatz 4
und 5 in der Fassung des Artikels ... des
Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen:
Datum und Fundstelle des vorliegenden
Änderungsgesetzes]) ist erstmals für Wirt-
schaftsjahre anzuwenden, die nach dem
31. Dezember 2012 beginnen.

(21) § 2 Absatz 5 in der Fassung des
Artikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I
S. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des
vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist erst-
mals für den Veranlagungszeitraum 2012 an-
zuwenden. Auf Antrag ist § 2 Absatz 5
Satz 1 und 3 in der Fassung des Artikels ...
des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [einset-

(21) u n v e r ä n d e r t
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zen: Datum und Fundstelle des vorliegenden
Änderungsgesetzes]) bereits für Veranla-
gungszeiträume vor 2012 anzuwenden, be-
reits ergangene Steuerfestsetzungen sind auf-
zuheben oder zu ändern. § 8 Absatz 2 in der
Fassung des Artikels ... des Gesetzes vom ...
(BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum und Fund-
stelle des vorliegenden Änderungsgesetzes])
ist erstmals anzuwenden

1. für die Einkommen- und Körperschaft-
steuer für den Veranlagungszeitraum,

2. für die Gewerbesteuer für den Erhe-
bungszeitraum,

für den Zwischeneinkünfte hinzuzurechnen
sind, die in einem Wirtschaftsjahr der Zwi-
schengesellschaft oder der Betriebsstätte ent-
standen sind, das nach dem 31. Dezember
2012 beginnt. § 15 Absatz 1, 5 bis 11 sowie
§ 18 Absatz 4 sind in der Fassung des Arti-
kels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vor-
liegenden Änderungsgesetzes]) für die Ein-
kommen- und Körperschaftsteuer erstmals
anzuwenden für den Veranlagungszeitraum
2013.“

u n v e r ä n d e r t

Artikel 6 Artikel 7

Änderung der Gewinnabgrenzungsaufzeich-
nungsverordnung

u n v e r ä n d e r t

§ 7 der Gewinnabgrenzungsaufzeichnungs-
verordnung vom 13. November 2003 (BGBl. I
S. 2296), die zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes
vom 14. August 2007 (BGBl. I S. 1912) geändert
worden ist, wird wie folgt gefasst:

„§ 7

Entsprechende Anwendung für Betriebsstätten,
Personengesellschaften und

Mitunternehmerschaften

Die §§ 1 bis 6 gelten entsprechend

1. für Steuerpflichtige, die für die inländische
Besteuerung nach § 1 Absatz 5 des Außen-
steuergesetzes Einkünfte zwischen ihrem in-
ländischen Unternehmen und dessen auslän-
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discher Betriebsstätte aufzuteilen haben,

2. für Steuerpflichtige, die für die inländische
Besteuerung nach § 1 Absatz 5 des Außen-
steuergesetzes Einkünfte der inländischen
Betriebsstätte ihres ausländischen Unter-
nehmens zu ermitteln haben, sowie

3. für Personengesellschaften und
Mitunternehmerschaften, auf die § 1 Ab-
satz 1 Satz 2 des Außensteuergesetzes anzu-
wenden ist.“

Artikel 7 Artikel 8

Änderung des Investmentsteuergesetzes u n v e r ä n d e r t

Das Investmentsteuergesetz vom 15. De-
zember 2003 (BGBl. I S. 2676, 2724), das zuletzt
durch Artikel 2 Absatz 56 des Gesetzes vom 22.
Dezember 2011 (BGBl. I S. 3044) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 7 Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter
„des § 44a Absatz 4 und des § 44b Absatz 1
Satz 1“ durch die Wörter „des § 44a Ab-
satz 4 und 10 Satz 1“ ersetzt.

2. In § 11 Absatz 2 Satz 4 werden die Wörter
„in § 44b Abs. 1 Satz 2 des Einkommensteu-
ergesetzes bezeichneten“ durch die Wörter
„nach dem Einkommensteuergesetz erforder-
lichen “ersetzt.

3. In § 17a Satz 2 werden die Wörter „Richtli-
nie 77/799/EWG des Rates vom
19. Dezember 1977 über die gegenseitige
Amtshilfe zwischen den zuständigen Behör-
den der Mitgliedstaaten im Bereich der di-
rekten Steuern und der Mehrwertsteuer (ABl.
EG Nr. L 336 S. 15), die zuletzt durch die
Richtlinie 2006/98/EWG des Rates vom
20. November 2006 (ABl. EU Nr. L 363
S. 129) geändert worden ist, in der jeweils
geltenden Fassung“ durch die Wörter
„Amtshilferichtlinie gemäß § 2 Absatz 2 des
EU-Amtshilfegesetzes“ ersetzt.

4. Dem § 18 wird folgender Absatz 22 ange-
fügt:

„(22) § 7 Absatz 5 Satz 1 und § 11 Ab-
satz 2 Satz 4 in der Fassung des Artikels ...
des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [einset-
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zen: Datum und Fundstelle des vorliegenden
Änderungsgesetzes]) sind erstmals anzuwen-
den auf Erträge aus Investmentanteilen, die
dem Anleger nach dem 31. Dezember 2012
zufließen oder als ihm zugeflossen gelten.
§ 17a Satz 2 in der Fassung des Artikels ...
des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [einset-
zen: Datum und Fundstelle des vorliegenden
Änderungsgesetzes]) ist ab dem 1. Januar
2013 anzuwenden.“

Artikel 8 Artikel 9

Änderung des Umwandlungssteuergesetzes u n v e r ä n d e r t

In § 1 Absatz 2 Nummer 1 des Umwand-
lungssteuergesetzes vom 7. Dezember 2006
(BGBl. I S. 2782, 2791), das zuletzt durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2009
(BGBl. I S. 3950) geändert worden ist, werden die
Wörter „des Artikels 48 des Vertrags zur Grün-
dung der Europäischen Gemeinschaft“ durch die
Wörter „des Artikels 54 des Vertrags über die
Arbeitsweise der Europäischen Union“ ersetzt.

Artikel 9 Artikel 10

Änderung des Umsatzsteuergesetzes Änderung des Umsatzsteuergesetzes

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21. Februar 2005 (BGBl. I
S. 386), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 8. Mai 2012 (BGBl. I S. 1030) geändert
worden ist, wird wie folgt geändert:

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21. Februar 2005 (BGBl. I
S. 386), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 8. Mai 2012 (BGBl. I S. 1030) geändert
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu
§ 26 wie folgt gefasst:

1. u n v e r ä n d e r t

26 Durchführung, Erstattung in Sonderfällen“.

2. § 3a wird wie folgt geändert: 2. u n v e r ä n d e r t

a) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend
bei einer sonstigen Leistung an eine
ausschließlich nicht unternehmerisch tä-
tige juristische Person, der eine Um-
satzsteuer-Identifikationsnummer erteilt
worden ist, und bei einer sonstigen
Leistung an eine juristische Person, die
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sowohl unternehmerisch als auch nicht
unternehmerisch tätig ist; dies gilt nicht
für sonstige Leistungen, die ausschließ-
lich für den privaten Bedarf des Perso-
nals oder eines Gesellschafters be-
stimmt sind.“

b) In Absatz 3 werden der Nummer 2 fol-
gende Sätze angefügt:

„Die Vermietung eines Beförderungs-
mittels, die nicht als kurzfristig im Sin-
ne des Satzes 2 anzusehen ist, an einen
Empfänger, der weder ein Unternehmer
ist, für dessen Unternehmen die Leis-
tung bezogen wird, noch eine nicht un-
ternehmerisch tätige juristische Person,
der eine Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer erteilt worden
ist, wird an dem Ort erbracht, an dem
der Empfänger seinen Wohnsitz oder
Sitz hat. Handelt es sich bei dem Beför-
derungsmittel um ein Sportboot, wird
abweichend von Satz 3 die Vermie-
tungsleistung an dem Ort ausgeführt, an
dem das Sportboot dem Empfänger tat-
sächlich zur Verfügung gestellt wird,
wenn sich auch der Sitz, die Geschäfts-
leitung oder eine Betriebsstätte des Un-
ternehmers, von wo aus diese Leistung
tatsächlich erbracht wird, an diesem Ort
befindet.“

3. § 4 wird wie folgt geändert: 3. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 14 wird wie folgt geändert:

aa) Buchstabe c wird wie folgt ge-
fasst:

„c) Leistungen nach den Buch-
staben a und b, die von

aa) Einrichtungen, mit de-
nen Verträge zur haus-
arztzentrierten Ver-
sorgung nach § 73b des
Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch oder zur
besonderen ambulan-
ten ärztlichen Versor-
gung nach § 73c des
Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch bestehen,
oder
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bb) Einrichtungen nach
§ 140b Absatz 1 des
Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch, mit denen
Verträge zur integrier-
ten Versorgung nach
§ 140a des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch
bestehen,

erbracht werden;“.

a) In Nummer 14 wird das Semikolon am
Ende durch ein Komma ersetzt und fol-
gender Buchstabe e angefügt:

bb) Das Semikolon am Ende wird
durch ein Komma ersetzt und fol-
gender Buchstabe e eingefügt:

„e) die zur Verhütung von nosokomia-
len Infektionen und zur Vermei-
dung der Weiterverbreitung von
Krankheitserregern, insbesondere
solcher mit Resistenzen, erbrach-
ten Leistungen eines Arztes oder
einer Hygienefachkraft, an in den
Buchstaben a, b und d genannte
Einrichtungen, die diesen dazu
dienen, ihre Heilbehandlungsleis-
tungen ordnungsgemäß unter Be-
achtung der nach dem Infektions-
schutzgesetz und den Rechtsver-
ordnungen der Länder nach § 23
Absatz 8 des Infektionsschutzge-
setzes bestehenden Verpflichtun-
gen zu erbringen;“.

„e) u n v e r ä n d e r t

b) Nummer 16 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert:

b) Nummer 16 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Buchstabe i wird wie folgt gefasst: aaa) u n v e r ä n d e r t

„i) Einrichtungen, mit denen ein
Vertrag nach § 8 Absatz 3 des
Gesetzes zur Errichtung der
Sozialversicherung für Land-
wirtschaft, Forsten und Gar-
tenbau über die Gewährung
von häuslicher Krankenpflege
oder Haushaltshilfe nach den
§§ 10 und 11 des Zweiten
Gesetzes über die Kranken-
versicherung der Landwirte,
§ 10 des Gesetzes über die
Alterssicherung der Landwir-
te oder nach § 54 Absatz 2
des Siebten Buches Sozialge-
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setzbuch besteht,“.

bbb) In Buchstabe j wird das
Wort „oder“ gestrichen.

ccc) Nach Buchstabe j wird
folgender Buchstabe k
eingefügt:

„k) Einrichtungen, die
als Betreuer nach
§ 1896 Absatz 1 des
Bürgerlichen Ge-
setzbuchs bestellt
worden sind, sofern
es sich nicht um
Leistungen handelt,
die nach § 1908i Ab-
satz 1 in Verbin-
dung mit § 1835 Ab-
satz 3 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs
vergütet werden,
oder“.

bb) In Buchstabe k wird die Angabe
„40 Prozent“ durch die Angabe
„25 Prozent“ ersetzt.

ddd) Der bisherige Buchsta-
be k wird neuer Buchsta-
be l und in diesem wird
die Angabe „40 Prozent“
durch die Angabe
„25 Prozent“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter
„nach den Buchstaben b bis k“
durch die Wörter „nach den
Buchstaben b bis l“ ersetzt.

c) Nummer 18 wird wie folgt gefasst:

„18. eng mit der Sozialfürsorge und
der sozialen Sicherheit verbun-
dene Leistungen, wenn diese
Leistungen von Einrichtungen
des öffentlichen Rechts oder an-
deren Einrichtungen mit sozia-
lem Charakter erbracht werden.
Einrichtungen mit sozialem
Charakter im Sinne dieser Vor-
schrift sind Einrichtungen, deren
Einnahmen im vorangegangenen
Kalenderjahr ganz oder zum
überwiegenden Teil aus

a) Zahlungen der Staatskasse
oder der gesetzlichen Trä-
ger der Sozialversicherung
einschließlich der Arbeits-
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förderung oder der Grund-
sicherung für Arbeitsu-
chende oder der Sozialhilfe
oder der für die Durchfüh-
rung der Kriegsopferver-
sorgung zuständigen Ver-
sorgungsverwaltung ein-
schließlich der Träger der
Kriegsopferfürsorge oder
Kirchen und Religionsge-
meinschaften des öffentli-
chen Rechts oder

b) Zuwendungen im Sinne des
§ 10b Absatz 1 Einkommen-
steuergesetz oder des § 9
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2
Körperschaftsteuergesetz

bestanden. Für die in Num-
mer 15, 15a, 16, 25 und 27 Buch-
stabe b genannten Leistungen
kommt die Steuerbefreiung nur
unter den dort genannten Vo-
raussetzungen in Betracht;“.

c) In Nummer 19 Buchstabe a Satz 2 wer-
den nach den Wörtern „der Ehegatte,“
die Wörter „der eingetragene Lebens-
partner,“ eingefügt.

d) u n v e r ä n d e r t

d) In Nummer 20 Buchstabe a wird nach
Satz 2 folgender Satz eingefügt:

e) u n v e r ä n d e r t

„Steuerfrei sind auch die Umsätze von
Bühnenregisseuren und Bühnenchoreo-
graphen an Einrichtungen im Sinne der
Sätze 1 und 2, wenn die zuständige
Landesbehörde bescheinigt, dass deren
künstlerische Leistungen diesen Ein-
richtungen unmittelbar dienen.“

e) Die Nummern 21 und 22 werden wie
folgt gefasst:

entfällt

„21. Schul- und Hochschulunterricht,
Aus- und Fortbildung sowie beruf-
liche Umschulung (Bildungsleis-
tungen) und damit eng verbundene
Lieferungen und sonstige Leistun-
gen durch Einrichtungen des öf-
fentlichen Rechts, die mit solchen
Aufgaben betraut sind, Ersatzschu-
len, die gemäß Artikel 7 Absatz 4
des Grundgesetzes staatlich ge-
nehmigt oder nach Landesrecht er-
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laubt sind, und andere Einrichtun-
gen mit vergleichbarer Zielsetzung
sowie Bildungsleistungen von Pri-
vatlehrern. Eine vergleichbare
Zielsetzung ist gegeben, wenn die
Leistungen der Einrichtung geeig-
net sind, dem Teilnehmer spezielle
Kenntnisse und Fähigkeiten zu
vermitteln. Nicht befreit sind Leis-
tungen, die der reinen Freizeitge-
staltung dienen. Erbringt eine an-
dere Einrichtung mit vergleichba-
rer Zielsetzung Leistungen im Sin-
ne des Satzes 1, die auch der Frei-
zeitgestaltung dienen können, sind
diese nur dann befreit, wenn die
Einrichtung keine systematische
Gewinnerzielung anstrebt und et-
waige Gewinne, die trotzdem an-
fallen, nicht entnommen, sondern
zur Erhaltung oder Verbesserung
der erbrachten Leistungen ver-
wendet werden;

22. a) (weggefallen)

b) kulturelle und sportliche Ver-
anstaltungen, die von juristi-
schen Personen des öffentli-
chen Rechts, von Verwal-
tungs- und Wirtschaftsaka-
demien, von Volkshochschu-
len oder von Einrichtungen,
die gemeinnützigen Zwecken
oder dem Zweck eines Be-
rufsverbandes dienen, durch-
geführt werden, wenn die
Einnahmen überwiegend zur
Deckung der Kosten verwen-
det werden oder soweit das
Entgelt in Teilnehmergebüh-
ren besteht;“.

f) Nummer 25 Satz 3 wird wie folgt ge-
ändert:

aa) In Buchstabe b wird das Semiko-
lon am Ende durch ein Komma
ersetzt.

bb) Nach Buchstabe b wird folgen-
der Buchstabe c eingefügt:

„c) Leistungen, die von Einrich-
tungen erbracht werden, die
als Vormünder nach § 1773
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des Bürgerlichen Gesetz-
buchs oder als Ergänzungs-
pfleger nach § 1909 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs
bestellt worden sind;“.

4. § 8 Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt ge-
fasst:

4. u n v e r ä n d e r t

„1. die Lieferungen, Umbauten, Instandset-
zungen, Wartungen, Vercharterungen
und Vermietungen von Luftfahrzeugen,
die zur Verwendung durch Unterneh-
mer bestimmt sind, die im entgeltlichen
Luftverkehr überwiegend grenzüber-
schreitende Beförderungen oder Beför-
derungen auf ausschließlich im Ausland
gelegenen Strecken und nur in unbedeu-
tendem Umfang nach § 4 Nummer 17
Buchstabe b steuerfreie, auf das Inland
beschränkte Beförderungen durchfüh-
ren;“.

5. § 12 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. die Lieferungen, die Einfuhr und
der innergemeinschaftliche Er-
werb der in der Anlage 2 be-
zeichneten Gegenstände mit
Ausnahme der in den Nummern
49 Buchstabe f, 53 und 54 be-
zeichneten Gegenstände;“.

b) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

„2. die Vermietung der in der Anla-
ge 2 bezeichneten Gegenstände
mit Ausnahme der in den Num-
mern 49 Buchstabe f, 53 und 54
bezeichneten Gegenstände;“.

c) In Nummer 11 wird der abschließen-
de Punkt durch ein Semikolon er-
setzt.

d) Nach Nummer 11 werden folgende
Nummern 12 und 13 angefügt:

„12. die Einfuhr der in den Nummern
49 Buchstabe f, 53 und 54 der
Anlage 2 bezeichneten Gegen-
stände;

13. die Lieferungen und der inner-
gemeinschaftliche Erwerb der in
Nummer 53 der Anlage 2 be-
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zeichneten Gegenstände, wenn
die Lieferungen

a) vom Urheber der Gegen-
stände oder dessen Rechts-
nachfolger bewirkt werden
oder

b) von einem Unternehmer
bewirkt werden, der kein
Wiederverkäufer (§ 25a Ab-
satz 1 Nummer 1 Satz 2) ist,
und die Gegenstände

aa) vom Unternehmer in
das Gemeinschaftsge-
biet eingeführt wurden,

bb) von ihrem Urheber
oder dessen Rechts-
nachfolger an den Un-
ternehmer geliefert
wurden oder

cc) den Unternehmer zum
vollen Vorsteuerabzug
berechtigt haben.“

5. In § 13b Absatz 7 werden die Sätze 1 und 2
durch die folgenden Sätze ersetzt:

6. § 13b wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Nummer 5 wird wie folgt ge-
fasst:

„5. Lieferungen

a) der in § 3g Absatz 1 Satz 1
genannten Gegenstände ei-
nes im Ausland ansässigen
Unternehmers unter den
Bedingungen des § 3g und

b) von Gas über das Erdgas-
netz und von Elektrizität,
die nicht unter Buchstabe a
fallen;“.

b) In Absatz 5 werden die Sätze 1 und 2
wie folgt gefasst:

„In den in Absatz 1 und 2 Nummer 1
bis 3 genannten Fällen schuldet der
Leistungsempfänger die Steuer, wenn
er ein Unternehmer oder eine juristi-
sche Person ist; in den in Absatz 2
Nummer 5 Buchstabe a, Num-
mer 6, 7, 9 und 10 genannten Fällen
schuldet der Leistungsempfänger die
Steuer, wenn er ein Unternehmer ist.
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In den in Absatz 2 Nummer 4 Satz 1
genannten Fällen schuldet der Leis-
tungsempfänger die Steuer, wenn er
ein Unternehmer ist, der Leistungen
im Sinne des Absatzes 2 Nummer 4
Satz 1 erbringt; in den in Absatz 2
Nummer 5 Buchstabe b genannten
Fällen schuldet der Leistungsemp-
fänger die Steuer, wenn er ein Unter-
nehmer ist, der Leistungen im Sinne
des Absatzes 2 Nummer 5 Buchsta-
be b erbringt; in den in Absatz 2
Nummer 8 Satz 1 genannten Fällen
schuldet der Leistungsempfänger die
Steuer, wenn er ein Unternehmer ist,
der Leistungen im Sinne des Absat-
zes 2 Nummer 8 Satz 1 erbringt.“

c) In Absatz 6 Nummer 2 wird das Wort
„Taxi“ durch die Wörter „Fahrzeug
im Sinne des § 1b Absatz 2 Satz 1
Nummer 1“ ersetzt.

d) In Absatz 7 werden die Sätze 1 und 2
durch die folgenden Sätze ersetzt:

„Ein im Ausland ansässiger Unternehmer im
Sinne des Absatzes 2 Nummer 1 und 5 ist ein
Unternehmer, der im Inland, auf der Insel
Helgoland und in einem der in § 1 Absatz 3
bezeichneten Gebiete weder einen Wohnsitz,
seinen gewöhnlichen Aufenthalt, seinen Sitz,
seine Geschäftsleitung noch eine Betriebs-
stätte hat; dies gilt auch, wenn der Unter-
nehmer ausschließlich einen Wohnsitz oder
einen gewöhnlichen Aufenthaltsort im In-
land, aber seinen Sitz, den Ort der Geschäfts-
leitung oder eine Betriebsstätte im Ausland
hat. Ein im übrigen Gemeinschaftsgebiet an-
sässiger Unternehmer ist ein Unternehmer,
der in den Gebieten der übrigen Mitglied-
staaten der Europäischen Union, die nach
dem Gemeinschaftsrecht als Inland dieser
Mitgliedstaaten gelten, einen Wohnsitz, sei-
nen gewöhnlichen Aufenthalt, seinen Sitz,
seine Geschäftsleitung oder eine Betriebs-
stätte hat; dies gilt nicht, wenn der Unter-
nehmer ausschließlich einen Wohnsitz oder
einen gewöhnlichen Aufenthaltsort in den
Gebieten der übrigen Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union, die nach dem Gemein-
schaftsrecht als Inland dieser Mitgliedstaaten
gelten, aber seinen Sitz, den Ort der Ge-
schäftsleitung oder eine Betriebsstätte im

u n v e r ä n d e r t
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Drittlandsgebiet hat. Hat der Unternehmer im
Inland eine Betriebsstätte und führt er einen
Umsatz nach Absatz 1 oder Absatz 2 Num-
mer 1 oder Nummer 5 aus, gilt er hinsicht-
lich dieses Umsatzes als im Ausland oder im
übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässig, wenn
die Betriebsstätte an diesem Umsatz nicht
beteiligt ist.“

6. § 14 wird wie folgt geändert: 7. § 14 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt geändert: a) u n v e r ä n d e r t

aa) In Nummer 8 wird das Wort „und“
durch ein Komma ersetzt.

bb) In Nummer 9 wird der abschlie-
ßende Punkt durch das Wort „und“
ersetzt.

cc) Nach Nummer 9 wird folgende
Nummer 10 angefügt:

‚10. in den Fällen der Ausstellung
der Rechnung durch den Leis-
tungsempfänger oder durch
einen von ihm beauftragten
Dritten gemäß Absatz 2
Satz 2 die Angabe „Gut-
schrift“.

b) Folgender Absatz 7 wird angefügt: b) Folgender Absatz 7 wird angefügt:

„(7) Führt der Unternehmer einen
Umsatz im Inland aus, für den der Leis-
tungsempfänger die Steuer nach § 13b
schuldet, und hat der Unternehmer im
Inland weder seinen Sitz noch seine Ge-
schäftsleitung, eine Betriebsstätte, von
der aus der Umsatz ausgeführt wird
oder die an der Erbringung dieses Um-
satzes beteiligt ist, oder in Ermangelung
eines Sitzes seinen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt im Inland, so
gelten abweichend von den Absätzen 1
bis 6 für die Rechnungserteilung die
Vorschriften des Mitgliedstaates, in
dem der Unternehmer seinen Sitz, seine
Geschäftsleitung, eine Betriebsstätte,
von der aus der Umsatz ausgeführt
wird, oder in Ermangelung eines Sitzes
seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen
Aufenthalt hat. Satz 2 gilt nicht, wenn
eine Gutschrift gemäß Absatz 2 Satz 2
vereinbart worden ist.“

„(7) Führt der Unternehmer einen
Umsatz im Inland aus, für den der Leis-
tungsempfänger die Steuer nach § 13b
schuldet, und hat der Unternehmer im
Inland weder seinen Sitz noch seine Ge-
schäftsleitung, eine Betriebsstätte, von
der aus der Umsatz ausgeführt wird
oder die an der Erbringung dieses Um-
satzes beteiligt ist, oder in Ermangelung
eines Sitzes seinen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt im Inland, so
gelten abweichend von den Absätzen 1
bis 6 für die Rechnungserteilung die
Vorschriften des Mitgliedstaates, in
dem der Unternehmer seinen Sitz, seine
Geschäftsleitung, eine Betriebsstätte,
von der aus der Umsatz ausgeführt
wird, oder in Ermangelung eines Sitzes
seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen
Aufenthalt hat. Satz 1 gilt nicht, wenn
eine Gutschrift gemäß Absatz 2 Satz 2
vereinbart worden ist.“

7. § 14a wird wie folgt geändert: 8. u n v e r ä n d e r t
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a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

‚(1) Hat der Unternehmer seinen
Sitz, seine Geschäftsleitung, eine Be-
triebsstätte, von der aus der Umsatz
ausgeführt wird, oder in Ermangelung
eines Sitzes seinen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt im Inland, und
führt er einen Umsatz in einem anderen
Mitgliedstaat aus, an dem eine Betriebs-
stätte in diesem Mitgliedstaat nicht be-
teiligt ist, so ist er zur Ausstellung einer
Rechnung mit der Angabe „Steuer-
schuldnerschaft des Leistungsempfän-
gers“ verpflichtet, wenn die Steuer in
dem anderen Mitgliedstaat von dem
Leistungsempfänger geschuldet wird
und keine Gutschrift gemäß § 14 Ab-
satz 2 Satz 2 vereinbart worden ist.
Führt der Unternehmer eine sonstige
Leistung im Sinne des § 3a Absatz 2 in
einem anderen Mitgliedstaat aus, so ist
die Rechnung bis zum fünfzehnten Tag
des Monats, der auf den Monat folgt, in
dem der Umsatz ausgeführt worden ist,
auszustellen. In dieser Rechnung sind
die Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer des Unterneh-
mers und die des Leistungsempfängers
anzugeben.‘

b) In Absatz 3 werden die Sätze 1 und 2
wie folgt gefasst:

„Führt der Unternehmer eine innerge-
meinschaftliche Lieferung aus, ist er zur
Ausstellung einer Rechnung bis zum
fünfzehnten Tag des Monats, der auf
den Monat folgt, in dem der Umsatz
ausgeführt worden ist, verpflichtet. In
der Rechnung sind auch die Umsatz-
steuer-Identifikationsnummer des Un-
ternehmers und die des Leistungsemp-
fängers anzugeben.“

c) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

‚(5) Führt der Unternehmer eine
Leistung im Sinne des § 13b Absatz 2
aus, für die der Leistungsempfänger
nach § 13b Absatz 5 die Steuer schul-
det, ist er zur Ausstellung einer Rech-
nung mit der Angabe „Steuerschuldner-
schaft des Leistungsempfängers“ ver-
pflichtet; Absatz 1 bleibt unberührt. Die
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Vorschrift über den gesonderten Steuer-
ausweis in einer Rechnung nach § 14
Absatz 4 Satz 1 Nummer 8 wird nicht
angewendet.‘

d) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

‚In den Fällen der Besteuerung von Rei-
seleistungen nach § 25 hat die Rech-
nung die Angabe „Sonderregelung für
Reisebüros“ und in den Fällen der Dif-
ferenzbesteuerung nach § 25a die An-
gabe „Gebrauchtgegenstän-
de/Sonderregelung“, „Kunstgegenstän-
de/Sonderregelung“ oder „Sammlungs-
stücke und Antiquitä-
ten/Sonderregelung“ zu enthalten.‘

8. In § 14b Absatz 1 Satz 1 wird das Wort
„zehn“ durch das Wort „acht“ ersetzt.

9. u n v e r ä n d e r t

9. § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 wird wie
folgt gefasst:

10. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert:

aa) Nummer 2 wird wie folgt ge-
fasst:

„2. die entstandene Einfuhrum-
satzsteuer für Gegenstände,
die für sein Unternehmen
nach § 1 Absatz 1 Num-
mer 4 eingeführt worden
sind;“.

bb) Nummer 3 wird wie folgt ge-
fasst:

„3. die Steuer für den innergemeinschaftli-
chen Erwerb von Gegenständen für sein
Unternehmen, wenn der innergemein-
schaftliche Erwerb nach § 3d Satz 1 im
Inland bewirkt wird;“.

„3. u n v e r ä n d e r t

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 Buchstabe b wird wie
folgt gefasst:

„b) nach § 4 Nummer 8 Buch-
stabe a bis g, Nummer 10
oder Nummer 11 steuerfrei
sind und sich unmittelbar
auf Gegenstände beziehen,
die in das Drittlandsgebiet
ausgeführt werden;“.



* Wird nach Vorliegen der lektorierten Druckfassung durch diese ersetzt.

ele
ktr

on
isc

he
 Vora

b-F
as

su
ng

*

Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode -80- Drucksache 17/11190

Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses

bb) Nummer 2 Buchstabe b wird wie
folgt gefasst:

„b) nach § 4 Nummer 8 Buch-
stabe a bis g, Nummer 10
oder Nummer 11 steuerfrei
wären und der Leistungs-
empfänger im
Drittlandsgebiet ansässig ist
oder diese Umsätze sich
unmittelbar auf Gegenstän-
de beziehen, die in das
Drittlandsgebiet ausgeführt
werden.“

11. In § 16 Absatz 2 werden die Sätze 3 und 4
aufgehoben.

10. § 18d wird wie folgt geändert: 12. u n v e r ä n d e r t

a) In Satz 1 werden die Wörter „Verord-
nung (EG) Nr. 1798/2003 des Rates
vom 7. Oktober 2003 über die Zusam-
menarbeit der Verwaltungsbehörden auf
dem Gebiet der Mehrwertsteuer und zur
Aufhebung der Verordnung (EWG)
Nr. 218/92 (ABl. EU Nr. L 264 S. 1)“
durch die Wörter „Verordnung (EU)
Nr. 904/2010 des Rates vom 7. Oktober
2010 über die Zusammenarbeit der
Verwaltungsbehörden und die Betrugs-
bekämpfung auf dem Gebiet der Mehr-
wertsteuer (ABl. L 268 vom
12.10.2010, S. 1)“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Angabe „§ 97
Abs. 3“ durch die Angabe „§ 97 Ab-
satz 2“ ersetzt.

13. Nach § 25a Absatz 3 Satz 1 wird folgender
Satz eingefügt:

„Lässt sich der Einkaufspreis eines
Kunstgegenstandes (Nummer 53 der An-
lage 2) nicht ermitteln oder ist der Ein-
kaufspreis unbedeutend, wird der Betrag,
nach dem sich der Umsatz bemisst, mit
30 Prozent des Verkaufspreises ange-
setzt.“

11. § 26 wird wie folgt geändert: 14. u n v e r ä n d e r t

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
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„§ 26

Durchführung, Erstattung in Sonderfäl-
len“.

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Die Umsatzsteuer wird einem
Konsortium, das auf der Grundlage der
Verordnung (EG) Nr. 723/2009 des Ra-
tes vom 25. Juni 2009 über den gemein-
schaftlichen Rechtsrahmen für ein Kon-
sortium für eine europäische For-
schungsinfrastruktur (ABl. L 206 vom
8.8.2009, S. 1) durch einen Beschluss
der Kommission gegründet wurde, vom
Bundeszentralamt für Steuern vergütet,
wenn

1. das Konsortium seinen satzungs-
gemäßen Sitz im Inland hat,

2. es sich um die gesetzlich geschul-
dete Umsatzsteuer handelt, die in
Rechnung gestellt und gesondert
ausgewiesen wurde,

3. es sich um Umsatzsteuer für Liefe-
rungen und sonstige Leistungen
handelt, die das Konsortium für
seine satzungsgemäße und nicht-
unternehmerische Tätigkeit in An-
spruch genommen hat,

4. der Steuerbetrag je Rechnung ins-
gesamt 25 Euro übersteigt und

5. die Steuer gezahlt wurde.

Satz 1 gilt entsprechend für die von ei-
nem Konsortium nach § 13b Absatz 5
geschuldete und von ihm entrichtete
Umsatzsteuer, wenn diese je Rechnung
insgesamt 25 Euro übersteigt. Die Sät-
ze 1 und 2 sind auf ein Konsortium mit
satzungsgemäßem Sitz in einem ande-
ren Mitgliedstaat sinngemäß anzuwen-
den, wenn die Voraussetzungen für die
Vergütung durch die in § 4 Nummer 7
Satz 5 genannte Bescheinigung nach-
gewiesen wird. Mindert sich die Be-
messungsgrundlage nachträglich, hat
das Konsortium das Bundeszentralamt
für Steuern davon zu unterrichten und
den zuviel vergüteten Steuerbetrag zu-
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rückzuzahlen. Wird ein Gegenstand,
den ein Konsortium für seine satzungs-
gemäße Tätigkeit erworben hat und für
dessen Erwerb eine Vergütung der Um-
satzsteuer gewährt worden ist, entgelt-
lich oder unentgeltlich abgegeben, ver-
mietet oder übertragen, ist der Teil der
vergüteten Umsatzsteuer, der dem Ve-
räußerungspreis oder bei unentgeltlicher
Abgabe oder Übertragung dem Zeitwert
des Gegenstands entspricht, an das
Bundeszentralamt für Steuern zu ent-
richten. Der zu entrichtende Steuerbe-
trag kann aus Vereinfachungsgründen
durch Anwendung des im Zeitpunkt der
Abgabe oder Übertragung des Gegen-
stands geltenden Steuersatzes ermittelt
werden.“

12. In § 26a Absatz 1 Nummer 2 wird das Wort
„zehn“ durch das Wort „acht“ ersetzt.

15. u n v e r ä n d e r t

13. In § 26b Absatz 1 wird die Angabe „§ 18
Abs. 1 Satz 3“ durch die Wörter „§ 18 Ab-
satz 1 Satz 4“ ersetzt.

16. u n v e r ä n d e r t

14. Dem § 27 wird folgender Absatz 19 ange-
fügt:

17. u n v e r ä n d e r t

„(19) § 14b Absatz 1 Satz 1 und § 26a
Absatz 1 Nummer 2 in der Fassung des Arti-
kels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vor-
liegenden Änderungsgesetzes]) gilt erstmals
für Rechnungen, deren Aufbewahrungsfrist
nach § 14b Absatz 1 Satz 1 in der am
31. Dezember 2012 geltenden Fassung noch
nicht abgelaufen ist.“

15. In § 27a Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter
„Verordnung (EG) Nr. 1798/2003 des Rates
vom 7. Oktober 2003 über die Zusammenar-
beit der Verwaltungsbehörden auf dem Ge-
biet der Mehrwertsteuer und zur Aufhebung
der Verordnung (EWG) Nr. 218/92 (ABl. EU
Nr. L 264 S. 1)“ durch die Wörter „Verord-
nung (EU) Nr. 904/2010 des Rates vom
7. Oktober 2010 über die Zusammenarbeit
der Verwaltungsbehörden und die Betrugs-
bekämpfung auf dem Gebiet der Mehrwert-
steuer (ABl. L 268 vom 12.10.2010, S. 1)“
ersetzt.

18. u n v e r ä n d e r t

16. In § 1 Absatz 2a Satz 1, § 4 Satz 1 Num-
mer 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb
Satz 1, § 13b Absatz 7 Satz 1 zweiter Halb-

19. u n v e r ä n d e r t
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satz werden jeweils die Wörter „Europäi-
schen Gemeinschaft“ durch die Wörter „Eu-
ropäischen Union“ ersetzt.

17. In § 5 Absatz 2 Nummer 8 Satz 1 und 2,
Absatz 3 und § 11 Absatz 5 werden jeweils
die Wörter „des Rates oder der Kommission
der Europäischen Gemeinschaften“ durch die
Wörter „des Rates der Europäischen Union
oder der Europäischen Kommission“ ersetzt.

20. u n v e r ä n d e r t

Artikel 10 Artikel 11

Änderung der Abgabenordnung Änderung der Abgabenordnung

Die Abgabenordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I
S. 3866; 2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel 5
des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I
S. 3044) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

Die Abgabenordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S.
3866; 2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel 9
des Gesetzes vom 21. Juli 2012 (BGBl. I S. 1566)
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe
zu § 275 wie folgt gefasst:

„§ 275 (weggefallen)“.

1. In § 6 Absatz 2 Nummer 8 werden die Wör-
ter „/Verwaltungsstelle Cottbus“ gestrichen.

2. u n v e r ä n d e r t

2. § 30 Absatz 6 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 3. u n v e r ä n d e r t

„Die Rechtsverordnung bedarf nicht der Zu-
stimmung des Bundesrates, soweit sie die
Kraftfahrzeugsteuer, die Luftverkehrsteuer,
die Versicherungsteuer sowie Einfuhr- und
Ausfuhrabgaben und Verbrauchsteuern, mit
Ausnahme der Biersteuer, betrifft.“

3. In § 51 Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „wi-
derlegbar“ gestrichen.

entfällt

4. § 53 Nummer 2 wird wie folgt geändert: 4. u n v e r ä n d e r t

a) In Satz 1 wird das Wort „Haushaltsvor-
stand“ durch das Wort „Alleinerziehen-
den“ ersetzt.

b) In Satz 4 werden die Wörter „die der
Alleinstehende oder der Haushaltsvor-
stand und die sonstigen Haushaltsange-
hörigen haben“ durch die Wörter „aller
Haushaltsangehörigen“ ersetzt.

5. § 68 Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 5. u n v e r ä n d e r t
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„5. Einrichtungen über Tag und Nacht
(Heimerziehung) oder sonstige betreute
Wohnformen,“.

6. § 87a wird wie folgt geändert: 6. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe
„§ 97 Abs. 1 und 3“ durch die Angabe
„§ 97“ ersetzt.

b) Absatz 6 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Die Rechtsverordnung nach Satz 1 be-
darf nicht der Zustimmung des Bundes-
rates, soweit sie die Kraftfahrzeugsteu-
er, die Luftverkehrsteuer, die Versiche-
rungsteuer oder Verbrauchsteuern, mit
Ausnahme der Biersteuer, betrifft.“

7. § 88 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 7. u n v e r ä n d e r t

„Einer Zustimmung des Bundesrates bedarf
es nicht, soweit die Kraftfahrzeugsteuer, die
Luftverkehrsteuer, die Versicherungsteuer
oder Verbrauchsteuern, mit Ausnahme der
Biersteuer, betroffen sind.“

8. Dem § 89 Absatz 2 wird folgender Satz an-
gefügt:

8. u n v e r ä n d e r t

„Die Rechtsverordnung bedarf nicht der Zu-
stimmung des Bundesrates, soweit sie die
Versicherungsteuer betrifft.“

9. § 90 Absatz 3 Satz 7 wird wie folgt gefasst: 9. u n v e r ä n d e r t

„Die Vorlage richtet sich nach § 97.“

10. § 97 wird wie folgt geändert: 10. u n v e r ä n d e r t

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Beteiligten und andere
Personen haben der Finanzbehörde auf
Verlangen Bücher, Aufzeichnungen,
Geschäftspapiere und andere Urkunden
zur Einsicht und Prüfung vorzulegen.
Im Vorlageverlangen ist anzugeben, ob
die Urkunden für die Besteuerung des
zur Vorlage Aufgeforderten oder für die
Besteuerung anderer Personen benötigt
werden. § 93 Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt
entsprechend.“

b) Absatz 2 wird aufgehoben.

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2.

11. § 107 wird wie folgt geändert: 11. u n v e r ä n d e r t
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a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Aus-
kunftspflichtige“ ein Komma und das
Wort „Vorlagepflichtige“ eingefügt.

b) In Satz 2 wird das Wort „Auskunfts-
pflicht“ durch die Wörter „Auskunfts-
oder Vorlagepflicht“ ersetzt.

12. § 117 wird wie folgt geändert: 12. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 2 werden die Wörter „Euro-
päischen Gemeinschaften sowie des
EG-Amtshilfe-Gesetzes“ durch die
Wörter „Europäischen Union sowie des
EU-Amtshilfegesetzes“ ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 3 werden nach dem
Wort „betroffen“ ein Komma sowie die
Wörter „es findet ein Informationsaus-
tausch auf Grund des EU-
Amtshilfegesetzes statt“ eingefügt.

13. In § 139 Absatz 2 Satz 2 werden nach dem
Wort „Verkehrsteuern“ die Wörter „mit
Ausnahme der Luftverkehrsteuer“ eingefügt.

13. u n v e r ä n d e r t

14. § 141 Absatz 1 Satz 4 wird aufgehoben. 14. u n v e r ä n d e r t

15. § 147 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 15. u n v e r ä n d e r t

„Die in Absatz 1 Nummer 1, 4 und 4a aufge-
führten Unterlagen sind acht Jahre und die
sonstigen in Absatz 1 aufgeführten Unterla-
gen sechs Jahre aufzubewahren, sofern nicht
in anderen Steuergesetzen kürzere Aufbe-
wahrungsfristen zugelassen sind.“

16. § 150 Absatz 6 Satz 7 wird wie folgt gefasst: 16. u n v e r ä n d e r t

„Einer Zustimmung des Bundesrates zu einer
Rechtsverordnung nach Satz 1 und 5 bedarf
es nicht, soweit die Kraftfahrzeugsteuer, die
Luftverkehrsteuer, die Versicherungsteuer
und Verbrauchsteuern, mit Ausnahme der
Biersteuer, betroffen sind.“

17. § 152 Absatz 5 wird aufgehoben. 17. u n v e r ä n d e r t

18. § 156 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 18. u n v e r ä n d e r t

„Die Rechtsverordnung bedarf nicht der Zu-
stimmung des Bundesrates, soweit sie die
Kraftfahrzeugsteuer, die Luftverkehrsteuer,
die Versicherungsteuer, Einfuhr- und Aus-
fuhrabgaben oder Verbrauchsteuern, mit
Ausnahme der Biersteuer, betrifft.“

19. Dem § 171 wird folgender Absatz 15 ange-
fügt:
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„(15) Soweit ein Dritter Steuern für
Rechnung des Steuerschuldners einzube-
halten und abzuführen oder für Rechnung
des Steuerschuldners zu entrichten hat,
endet die Festsetzungsfrist gegenüber dem
Steuerschuldner nicht vor Ablauf der ge-
genüber dem Steuerentrichtungspflichti-
gen geltenden Festsetzungsfrist.“

19. § 200 Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 20. u n v e r ä n d e r t

„§ 93 Absatz 2 Satz 2 gilt nicht.“

20. In § 208 Absatz 1 Satz 3 erster Halbsatz wird
die Angabe „§ 97 Abs. 2 und 3“ durch die
Angabe „§ 97 Absatz 2“ ersetzt.

21. u n v e r ä n d e r t

21. In § 224 Absatz 2 Nummer 2 werden die
Wörter „oder Postanweisung“ gestrichen.

22. u n v e r ä n d e r t

22. § 259 Satz 2 wird aufgehoben. 23. u n v e r ä n d e r t

24. § 275 wird aufgehoben.

23. In § 288 werden die Wörter „eine Person, die
zu seiner Familie gehört oder bei ihm be-
schäftigt ist“ durch die Wörter „ein erwach-
sener Familienangehöriger, ein erwachsener
ständiger Mitbewohner oder eine beim Voll-
streckungsschuldner beschäftigte Person“ er-
setzt.

25. u n v e r ä n d e r t

24. § 337 Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben. 26. u n v e r ä n d e r t

25. In § 363 Absatz 2 Satz 2 erster Halbsatz
werden die Wörter „Europäischen Gerichts-
hof“ durch die Wörter „Gerichtshof der Eu-
ropäischen Union“ ersetzt.

27. u n v e r ä n d e r t

26. § 382 wird wie folgt geändert: 28. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 1 werden die Wörter „Ver-
ordnungen des Rates oder der Kommis-
sion der Europäischen Gemeinschaften“
durch die Wörter „Verordnungen des
Rates der Europäischen Union oder der
Europäischen Kommission“ ersetzt.

b) In Absatz 4 werden die Wörter „Kom-
mission der Europäischen Gemeinschaf-
ten“ durch die Wörter „Europäischen
Kommission“ ersetzt.

27. In § 1 Absatz 1 und 3 Satz 1, § 165 Absatz 1
Satz 2 Nummer 3, § 172 Absatz 3 Satz 1,
§ 367 Absatz 2b Satz 1, § 379 Absatz 1
Satz 2 und 3 sowie § 382 Absatz 1 Num-
mer 1 werden jeweils die Wörter „Europäi-
schen Gemeinschaften“ durch die Wörter

29. u n v e r ä n d e r t
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„Europäischen Union“ ersetzt.

Artikel 11 Artikel 12

Änderung des Einführungsgesetzes zur Ab-
gabenordnung

Änderung des Einführungsgesetzes zur Ab-
gabenordnung

Artikel 97 § 19a des Einführungsgesetzes zur
Abgabenordnung vom 14. Dezember 1976 (BGBl.
I S. 3341; 1977 I S. 667), das zuletzt durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 1. November 2011
(BGBl. I S. 2131) geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:

Artikel 97 des Einführungsgesetzes zur Ab-
gabenordnung vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I
S. 3341; 1977 I S. 667), das zuletzt durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 1. November 2011
(BGBl. I S. 2131) geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:

1. Dem § 10 wird folgender Absatz 11 ange-
fügt:

„(11) § 171 Absatz 15 der Abgaben-
ordnung in der Fassung des Artikels ... des
Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen:
Datum und Fundstelle des vorliegenden
Änderungsgesetzes]) gilt für alle am …
[einsetzen: Tag nach der Verkündung des
vorliegenden Änderungsgesetzes] noch
nicht abgelaufenen Festsetzungsfristen.“

2. § 19a wird wie folgt geändert:

1. Der Wortlaut wird Absatz 1. a) u n v e r ä n d e r t

2. Folgender Absatz 2 wird angefügt: b) u n v e r ä n d e r t

„(2) § 147 Absatz 3 Satz 1 der Abga-
benordnung in der Fassung des Artikels ...
des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [einset-
zen: Datum und Fundstelle des vorliegenden
Änderungsgesetzes]) gilt erstmals für Unter-
lagen, deren Aufbewahrungsfrist nach § 147
Absatz 3 der Abgabenordnung in der am
31. Dezember 2012 geltenden Fassung noch
nicht abgelaufen ist.“

Artikel 12 Artikel 13

Änderung des Steuerberatungsgesetzes Änderung des Steuerberatungsgesetzes

Das Steuerberatungsgesetz in der Fassung
der Bekanntmachung vom 4. November 1975
(BGBl. I S. 2735), das zuletzt durch Artikel 19
des Gesetzes vom 6. Dezember 2011 (BGBl. I
S. 2515) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

Das Steuerberatungsgesetz in der Fassung
der Bekanntmachung vom 4. November 1975
(BGBl. I S. 2735), das zuletzt durch Artikel 19
des Gesetzes vom 6. Dezember 2011 (BGBl. I
S. 2515) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:
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1. In der Inhaltsübersicht wird nach der
Angabe zu § 164b folgende Angabe einge-
fügt:

„§ 164c Laufbahngruppenregelungen der
Länder“.

1. In § 1 Nummer 1 werden die Wörter „Euro-
päischen Gemeinschaften“ durch die Wörter
„Europäischen Union“ ersetzt.

2. u n v e r ä n d e r t

3. In § 4 Nummer 11 Satz 3 werden die Wör-
ter „§ 9 Abs. 5, § 9c Abs. 2 und 3“ durch
die Wörter „§ 10 Absatz 1 Nummer 5“ er-
setzt.

2. In § 37 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 werden
die Wörter „Europäischen Gemeinschaft“
durch die Wörter „Europäischen Union“ er-
setzt.

4. u n v e r ä n d e r t

5. Nach § 164b wird folgender § 164c einge-
fügt:

„§ 164c

Laufbahngruppenregelungen der Länder

Soweit in diesem Gesetz die Bezeich-
nung gehobener und höherer Dienst ver-
wendet wird, richtet sich die Zuordnung
der Beamten zu einer dieser Laufbahn-
gruppen in den Ländern, die durch lan-
desrechtliche Regelungen die zuvor be-
zeichneten Laufbahngruppen zusammen-
gefasst oder abweichend bezeichnet ha-
ben, nach den Zugangsvoraussetzungen
für die Einstellung als Inspektor oder Re-
gierungsrat. Beamte, die durch eine Quali-
fizierungsmaßnahme die Voraussetzungen
für die Verleihung des Amtes eines Ober-
inspektors erfüllen oder denen aufgrund
einer Qualifizierungsmaßnahme ein Amt
verliehen worden ist, das vor Verleihung
des Amtes eines Oberinspektors durchlau-
fen werden muss, sind dem gehobenen
Dienst, Beamte, die durch eine Qualifizie-
rungsmaßnahme die Voraussetzungen für
die Verleihung des Amtes eines Oberre-
gierungsrates erfüllen, sind dem höheren
Dienst zuzuordnen.“
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Artikel 13 Artikel 14

Änderung des Feuerschutzsteuergesetzes u n v e r ä n d e r t

Das Feuerschutzsteuergesetz in der Fassung
der Bekanntmachung vom 10. Januar 1996
(BGBl. I S. 18), das zuletzt durch Artikel 19 des
Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I
S. 1768) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1. In § 5 Absatz 2 werden die Wörter „Europäi-
schen Gemeinschaften“ durch die Wörter
„Europäischen Union“ ersetzt.

2. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt ge-
fasst:

„1. eine nach amtlich vorgeschriebe-
nem Vordruck oder im Wege eines
Automationsverfahrens des Bun-
des übermittelte Steuererklärung
abzugeben, in der er die im An-
meldungszeitraum entstandene
Steuer selbst zu berechnen hat
(Steueranmeldung) und“.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird die Angabe „1 200
Euro“ durch die Angabe „2 400
Euro“ ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angefügt:

„Hat die Steuer für das vorange-
gangene Kalenderjahr insgesamt
nicht mehr als 400 Euro betragen,
so ist Anmeldungszeitraum das
Kalenderjahr.“

Artikel 14 Artikel 15

Änderung des Bundeskindergeldgesetzes Änderung des Bundeskindergeldgesetzes

Das Bundeskindergeldgesetz in der Fassung
der Bekanntmachung vom 28. Januar 2009
(BGBl. I S. 142, 3177), das zuletzt durch Artikel 9
des Gesetzes vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I
S. 2592) geändert worden ist, wird wie folgt ge-

Das Bundeskindergeldgesetz in der Fassung
der Bekanntmachung vom 28. Januar 2009
(BGBl. I S. 142, 3177), das zuletzt durch Artikel 9
des Gesetzes vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I
S. 2592) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
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ändert: ändert:

1. § 2 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 1. § 2 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt geän-
dert:

entfällt

aa) Buchstabe b wird wie folgt gefasst:

„b) sich in einer Übergangszeit
von höchstens vier Monaten
befindet, die zwischen zwei
Ausbildungsabschnitten oder
zwischen einem Ausbildungs-
abschnitt und der Ableistung
eines freiwilligen Dienstes im
Sinne des Buchstabens d oder
des freiwilligen Wehrdienstes
nach Abschnitt 7 des Wehr-
pflichtgesetzes liegt oder“.

bb) In Buchstabe d werden die Wörter
„§ 14b des Zivildienstgesetzes“
durch die Wörter „§ 5 des Bundes-
freiwilligendienstgesetzes“ ersetzt.

a) In Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d wer-
den die Wörter „§ 14b des Zivildienst-
gesetzes“ durch die Wörter „§ 5 des
Bundesfreiwilligendienstgesetzes“ er-
setzt.

cc) Folgender Buchstabe e wird ange-
fügt:

entfällt

„e) den freiwilligen Wehrdienst
nach Abschnitt 7 des Wehr-
pflichtgesetzes als Probezeit
leistet oder“.

b) In Satz 2 werden die Wörter „Berufs-
ausbildung und eines Erststudiums“
durch die Wörter „Berufsausbildung
oder eines Erststudiums“ ersetzt.

b) u n v e r ä n d e r t

2. Dem § 20 wird folgender Absatz 9 angefügt: 2. u n v e r ä n d e r t

„(9) § 2 Absatz 3 ist letztmals bis zum
31. Dezember 2018 anzuwenden; Vorausset-
zung ist in diesen Fällen, dass das Kind den
Dienst oder die Tätigkeit vor dem 1. Juli
2011 angetreten hat.“

Artikel 15 Artikel 16

Änderung des Gesetzes über Steuerstatisti-
ken

u n v e r ä n d e r t

Das Gesetz über Steuerstatistiken vom 11.
Oktober 1995 (BGBl. I S. 1250, 1409), das zuletzt
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 7. Dezember
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2011 (BGBl. I S. 2592) geändert worden ist, wird
wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Erhebungsmerkmale nach Satz 1
Nummer 1 werden ab 2012 und die Er-
hebungsmerkmale nach Satz 1 Num-
mer 2 ab 2008 jährlich erfasst.“

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz an-
gefügt:

„Diese Erhebungsmerkmale werden ab
2014 jährlich erfasst“.

c) Dem Absatz 6 wird folgender Satz an-
gefügt:

„Die Erhebungsmerkmale nach Satz 1
werden ab 2011 jährlich erfasst.“

2. § 2a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter
„ , erstmals für das Veranlagungsjahr
2001,“ durch die Wörter „für die Veran-
lagungsjahre 2001 bis 2011“ ersetzt.

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Mit Anlaufen der Förderung der zu-
sätzlichen Altersvorsorge nach § 10a
des Einkommensteuergesetzes werden
für die Veranlagungsjahre 2002 bis
2010 Angaben über deren Inanspruch-
nahme aufbereitet.“

3. § 2b Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die statistische Aufbereitung der Daten zur
Körperschaftsteuer für die Veranlagungsjah-
re 2004 bis 2012 sowie zur Gewerbesteuer
für die Veranlagungsjahre 2004 bis 2009
wird dem Statistischen Bundesamt übertra-
gen.“

4. In § 6 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter
„einschließlich für die Angaben nach § 3“
gestrichen.

5. § 7 Absatz 7 wird wie folgt geändert:

a) Dem Buchstaben f wird ein Komma an-
gefügt.

b) Folgende Buchstaben g und h werden
angefügt:
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„g) über die Gewerbesteuer 1995,

h) über die Erbschaft- und Schen-
kungsteuer 2002.“

6. § 7a wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 2 wird folgender Ab-
satz 2a eingefügt:

„(2a) Für Verlaufsuntersu-
chungen über mehrere Jahre dürfen das
Statistische Bundesamt und die statisti-
schen Ämter der Länder ab dem
Jahr 2012 Einzelangaben aus der Statis-
tik nach § 1 Absatz 1 Nummer 2, soweit
sie sich auf steuerpflichtige natürliche
Personen beziehen, mit den Einzelanga-
ben aus der Statistik nach § 2a zu dem-
selben Steuerpflichtigen zusammenfüh-
ren.“

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter
„Absätzen 1 und 2“ durch die Wörter
„Absätzen 1, 2 und 2a“ ersetzt.

Artikel 16 Artikel 17

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes

Das Finanzverwaltungsgesetz in der Fassung
der Bekanntmachung vom 4. April 2006 (BGBl. I
S. 846, 1202), das zuletzt durch Artikel 17 des
Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I
S. 1768) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

Das Finanzverwaltungsgesetz in der Fassung
der Bekanntmachung vom 4. April 2006 (BGBl. I
S. 846, 1202), das zuletzt durch Artikel 17 des
Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I
S. 1768) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1. § 5 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 1. § 5 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 9 werden die Wörter „Ver-
ordnung (EG) Nr. 1798/2003 des Rates
vom 7. Oktober 2003 über die Zusam-
menarbeit der Verwaltungsbehörden auf
dem Gebiet der Mehrwertsteuer und zur
Aufhebung der Verordnung (EWG)
Nr. 218/92 (ABl. EU Nr. L 264 S. 1)“
durch die Wörter „Verordnung (EU)
Nr. 904/2010 des Rates vom 7. Oktober
2010 über die Zusammenarbeit der
Verwaltungsbehörden und die Betrugs-
bekämpfung auf dem Gebiet der Mehr-
wertsteuer (ABl. L 268 vom
12.10.2010, S. 1)“ ersetzt.

a) u n v e r ä n d e r t
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b) In Nummer 10 werden die Wörter „Ar-
tikels 15 Nr. 10 der Sechsten Richtlinie
77/388/EWG des Rates vom 17. Mai
1977 (ABl. EG Nr. L 145 S. 1) in der ab
1. Januar 1993“ durch die Wörter „Arti-
kels 151 der Richtlinie 2006/112/EG
des Rates vom 28. November 2006 über
das gemeinsame Mehrwertsteuersystem
(ABl. L 347 vom 11.12.2006, S. 1), die
zuletzt durch die Richtlinie 2010/88/EU
(ABl. L 326 vom 10.12.2010, S. 1) ge-
ändert worden ist, in der jeweils“ und
die Wörter „Europäische Gemeinschaft“
durch die Wörter „Europäische Union“
ersetzt.

b) u n v e r ä n d e r t

c) In Nummer 18 Buchstabe a werden
die Wörter „§ 10 Absatz 2a des Ein-
kommensteuergesetzes“ durch die
Wörter „§ 10 Absatz 2a und 4b des
Einkommensteuergesetzes“ ersetzt.

c) In Nummer 20 Satz 2 und 4 werden je-
weils die Wörter „/Verwaltungsstelle
Cottbus“ gestrichen.

d) u n v e r ä n d e r t

d) In Nummer 21 werden die Wörter
„Verordnung (EG) Nr. 1798/2003 des
Rates vom 7. Oktober 2003 über die
Zusammenarbeit der Verwaltungsbe-
hörden auf dem Gebiet der Mehrwert-
steuer und zur Aufhebung der Verord-
nung (EWG) Nr. 218/92 (ABl. EU Nr.
L 264 S. 1)“ durch die Wörter „Verord-
nung (EU) Nr. 904/2010 des Rates vom
7. Oktober 2010 über die Zusammenar-
beit der Verwaltungsbehörden und die
Betrugsbekämpfung auf dem Gebiet der
Mehrwertsteuer (ABl. L 268 vom
12.10.2010, S. 1)“ ersetzt.

e) u n v e r ä n d e r t

2. § 12 wird wie folgt geändert: 2. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 2 werden nach dem Wort
„Biersteuer,“ die Wörter „der Luftver-
kehrsteuer,“ eingefügt.

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4
angefügt:

„(4) Neben den nach § 18a Ab-
satz 1 Satz 1 zuständigen Behörden sind
die Hauptzollämter als örtliche Bundes-
behörden im Zeitraum der Organleihe
nach § 18a Absatz 1 Satz 1 in Verbin-
dung mit Absatz 3 für die Verwaltung
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der Kraftfahrzeugsteuer zuständig, um
die ordnungsgemäße Übernahme der
Verwaltung der Kraftfahrzeugsteuer zu
ermöglichen, insbesondere um den
Aufbau des für die Verwaltung der
Kraftfahrzeugsteuer durch die Haupt-
zollämter erforderlichen Datenbestan-
des durchzuführen und die regelmäßige
Datenübermittlung nach straßenver-
kehrsrechtlichen Vorschriften zu erpro-
ben. Eine schrittweise Überleitung der
Kraftfahrzeugsteuer in die alleinige
Verwaltung durch die Hauptzollämter
ist möglich.“

3. § 12 wird wie folgt geändert: 3. u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 2 werden nach dem Wort
„Luftverkehrsteuer,“ die Wörter „der
Kraftfahrzeugsteuer,“ eingefügt.

b) Absatz 4 wird aufgehoben.

4. § 18 wird wie folgt gefasst: 4. u n v e r ä n d e r t

„§ 18

Verwaltung der Umsatzsteuer

Die Hauptzollämter und ihre Dienststel-
len wirken bei der Verwaltung der Umsatz-
steuer nach Maßgabe der für diese Steuer
geltenden Vorschriften mit. Sie handeln
hierbei für die Finanzbehörde, die für die Be-
steuerung örtlich zuständig ist.“

5. § 18a wird aufgehoben. 5. u n v e r ä n d e r t

6. In § 21 Absatz 5 werden die Wörter
„/Verwaltungsstelle Cottbus“ gestrichen.

6. u n v e r ä n d e r t

Artikel 17 Artikel 18

Änderung des Fünften Vermögensbildungs-
gesetzes

u n v e r ä n d e r t

Das Fünfte Vermögensbildungsgesetz in der
Fassung der Bekanntmachung vom 4. März 1994
(BGBl. I S. 406), das zuletzt durch Artikel 13 des
Gesetzes vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I
S. 2592) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1. § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt
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gefasst:

„1. zugunsten des nicht dauernd getrennt
lebenden Ehegatten oder Lebenspart-
ners des Arbeitnehmers,“.

2. § 4 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 werden nach dem Wort
„Ehegatte“ die Wörter „oder Lebens-
partner“ eingefügt und die Wörter
„(§ 26 Abs. 1 Satz 1 des Einkommen-
steuergesetzes)“ gestrichen.

b) In Nummer 2 werden nach dem Wort
„geheiratet“ die Wörter „oder eine Le-
benspartnerschaft begründet“ eingefügt.

c) In Nummer 4 erster Halbsatz werden
nach den Wörtern „nicht dauernd ge-
trennt lebenden Ehegatten“ die Wörter
„oder Lebenspartners“ und nach den
Wörtern „dem er oder der Ehegatte“ die
Wörter „oder der Lebenspartner“ einge-
fügt.

3. § 8 Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Der Arbeitnehmer ist abweichend von der
in Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 bezeichneten
Vereinbarung auch berechtigt, vor Ablauf
der Sperrfrist die Überweisung eingezahlter
vermögenswirksamer Leistungen auf einen
von ihm oder seinem nicht dauernd getrennt
lebenden Ehegatten oder Lebenspartner ab-
geschlossenen Bausparvertrag zu verlangen,
wenn weder mit der Auszahlung der Baus-
parsumme begonnen worden ist noch die
überwiesenen Beträge vor Ablauf der Sperr-
frist ganz oder zum Teil zurückgezahlt, noch
Ansprüche aus dem Bausparvertrag abgetre-
ten oder beliehen werden oder wenn eine
solche vorzeitige Verfügung nach § 2 Ab-
satz 3 Satz 2 Nummer 1 und 2 des Woh-
nungsbau-Prämiengesetzes in der Fassung
der Bekanntmachung vom 30. Oktober 1997
(BGBl. I S. 2678), das zuletzt durch Arti-
kel 7 des Gesetzes vom 5. April 2011 (BGBl.
I S. 554) geändert worden ist, in der jeweils
geltenden Fassung unschädlich ist.“

4. § 13 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Der Satzteil vor Nummer 1 wird wie
folgt gefasst:

„Der Arbeitnehmer hat Anspruch auf
eine Arbeitnehmer-Sparzulage nach
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Absatz 2, wenn er gegenüber dem Un-
ternehmen, dem Institut oder dem in § 3
Absatz 3 genannten Gläubiger in die
Datenübermittlung nach Maßgabe des
§ 15 Absatz 1 Satz 2 und 3 eingewilligt
hat und sein Einkommen folgende
Grenzen nicht übersteigt:“.

b) In den Nummern 1 und 2 werden je-
weils die Wörter „von Ehegatten“ ge-
strichen.

5. § 14 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 Satz 3 wird aufgehoben.

b) Die Absätze 5 und 6 werden wie folgt
gefasst:

„(5) Ein Bescheid über die Ableh-
nung der Festsetzung einer Arbeitneh-
mer-Sparzulage ist aufzuheben und die
Arbeitnehmer-Sparzulage ist nachträg-
lich festzusetzen, wenn der Einkom-
mensteuerbescheid nach Ergehen des
Ablehnungsbescheides geändert wird
und dadurch erstmals festgestellt wird,
dass die Einkommensgrenzen des § 13
Absatz 1 unterschritten sind. Die Frist
für die Festsetzung der Arbeitnehmer-
Sparzulage endet in diesem Fall nicht
vor Ablauf eines Jahres nach Bekannt-
gabe des geänderten Steuerbescheides.
Satz 2 gilt entsprechend, wenn der ge-
änderten Einkommensteuerfestsetzung
kein Bescheid über die Ablehnung der
Festsetzung einer Arbeitnehmer-
Sparzulage vorangegangen ist.

(6) Besteht für Aufwendungen,
die vermögenswirksame Leistungen
darstellen, ein Anspruch auf Arbeit-
nehmer-Sparzulage und hat der Arbeit-
nehmer hierfür abweichend von § 1
Satz 2 Nummer 1 des Wohnungsbau-
Prämiengesetzes eine Wohnungsbau-
prämie beantragt, endet die Frist für die
Festsetzung der Arbeitnehmer-
Sparzulage nicht vor Ablauf eines Jah-
res nach Bekanntgabe der Mitteilung
über die Änderung des Prämienan-
spruchs.“

6. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
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„§ 15

Elektronische Vermögensbildungsbe-
scheinigung, Verordnungsermächtigun-
gen, Haftung, Anrufungsauskunft, Au-

ßenprüfung“.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) Der Satzteil vor Num-
mer 1 wird wie folgt ge-
fasst:

„Das Unternehmen, das
Institut oder der in § 3 Ab-
satz 3 genannte Gläubiger
hat spätestens bis zum
28. Februar des der Anla-
ge der vermögenswirksa-
men Leistungen folgenden
Kalenderjahres nach amt-
lich vorgeschriebenem
Datensatz durch Daten-
fernübertragung nach
Maßgabe der Steuerdaten-
Übermittlungsverordnung
im Rahmen einer elektro-
nischen Vermögensbil-
dungsbescheinigung fol-
gende Daten zu übermit-
teln, wenn der Arbeitneh-
mer gegenüber dem Mit-
teilungspflichtigen in die
Datenübermittlung einge-
willigt hat:“.

bbb) Der Nummer 1 wird fol-
gende Nummer 1 vorange-
stellt:

„1. Name, Vorname, Ge-
burtsdatum, Anschrift
und Identifikations-
nummer (§ 139b der
Abgabenordnung)
des Arbeitnehmers,“.

ccc) Die bisherigen Num-
mern 1 bis 3 werden die
Nummern 2 bis 4.

bb) Die Sätze 2 bis 5 werden durch die
folgenden Sätze ersetzt:
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„Die Einwilligung nach Satz 1 ist
spätestens bis zum Ablauf des
zweiten Kalenderjahres, das auf
das Kalenderjahr der Anlage der
vermögenswirksamen Leistungen
folgt, zu erteilen. Dabei hat der
Arbeitnehmer dem Mitteilungs-
pflichtigen die Identifikations-
nummer mitzuteilen. Die Einwilli-
gung gilt als erteilt, wenn die
übermittelnde Stelle den Arbeit-
nehmer schriftlich darüber infor-
miert, dass vom Vorliegen einer
Einwilligung ausgegangen wird
und die Daten übermittelt werden,
wenn der Arbeitnehmer dem nicht
innerhalb einer Frist von vier Wo-
chen nach Erhalt dieser schriftli-
chen Information schriftlich wider-
spricht. Die Einwilligung gilt auch
für die folgenden Kalenderjahre, es
sei denn, der Arbeitnehmer wider-
ruft diese schriftlich gegenüber der
übermittelnden Stelle. Der Wider-
ruf muss der übermittelnden Stelle
vor Beginn des Kalenderjahres, für
das die Einwilligung erstmals nicht
mehr gelten soll, vorliegen. Die
übermittelnde Stelle hat den Ar-
beitnehmer über den Inhalt der Da-
tenübermittlung nach Satz 1 zu un-
terrichten. Wird die Einwilligung
nach Ablauf des Kalenderjahres
der Anlage der vermögenswirksa-
men Leistungen, jedoch innerhalb
der in Satz 2 genannten Frist abge-
geben, sind die Daten bis zum En-
de des folgenden Kalenderviertel-
jahres zu übermitteln.“

7. Dem § 17 werden die folgenden Absätze 13
und 14 angefügt:

„(13) § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 in
der Fassung des Artikels … des Gesetzes
vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Datum
und Fundstelle des vorliegenden Änderungs-
gesetzes]) ist erstmals für vermögenswirk-
same Leistungen anzuwenden, die nach dem
31. Dezember 2012 angelegt werden. § 4
Absatz 4 Nummer 1, 2 und 4 sowie § 8 Ab-
satz 5 Satz 1 in der Fassung des Artikels …
des Gesetzes vom … (BGBl. I S. … [einset-
zen: Datum und Fundstelle des vorliegenden
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Änderungsgesetzes]) sind erstmals bei Ver-
fügungen nach dem 31. Dezember 2012 an-
zuwenden.

(14) Das Bundesministerium der Finan-
zen teilt den Zeitpunkt der erstmaligen An-
wendung der §§ 13 und 14 Absatz 4 sowie
des § 15 in der Fassung des Artikels ... des
Gesetzes vom … (BGBl. I S. … [einsetzen:
Datum und Fundstelle des vorliegenden Än-
derungsgesetzes]) durch ein im Bundessteu-
erblatt zu veröffentlichendes Schreiben mit.
Bis zu diesem Zeitpunkt sind die §§ 13
und 14 Absatz 4 sowie der § 15 in der Fas-
sung des Artikels ... des Gesetzes vom ...
(BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum und Fund-
stelle des Änderungsgesetzes, das vor dem
vorliegenden Änderungsgesetz ausgefertigt
wurde]) weiter anzuwenden.“

Artikel 18 Artikel 19

Änderung der Verordnung zur Durchfüh-
rung des Fünften Vermögensbildungsgeset-

zes

u n v e r ä n d e r t

Die Verordnung zur Durchführung des Fünf-
ten Vermögensbildungsgesetzes vom 20. Dezem-
ber 1994 (BGBl. I S. 3904), die zuletzt durch
Artikel 14 des Gesetzes vom 20. Dezember 2008
(BGBl. I S. 2850) geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:

1. In § 2 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „(§ 5
Abs. 2)“ durch die Wörter „gemäß § 5 Ab-
satz 1“ ersetzt.

2. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 5

Elektronische Vermögensbildungsbe-
scheinigung“.

b) Absatz 1 wird aufgehoben.

c) Die bisherigen Absätze 2 bis 5 werden
die Absätze 1 bis 4.

d) Im neuen Absatz 1 Satz 1 wird das
Wort „Bescheinigung“ durch die Wör-
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ter „elektronischen Vermögensbil-
dungsbescheinigung“ ersetzt.

e) Im neuen Absatz 2 werden die Wörter
„Bescheinigung für vermögenswirksa-
me Leistungen“ durch die Wörter
„elektronischen Vermögensbildungsbe-
scheinigung“ ersetzt.

f) Im neuen Absatz 3 Satz 1 werden die
Wörter „Bescheinigung über vermö-
genswirksame Leistungen“ durch die
Wörter „elektronischen Vermögensbil-
dungsbescheinigung“ ersetzt.

g) Im neuen Absatz 4 wird das Wort „Be-
scheinigung“ durch die Wörter „elekt-
ronische Vermögensbildungsbescheini-
gung“ ersetzt.

3. In § 7 Absatz 1 Nummer 3 wird die Angabe
„§ 5 Abs. 4“ durch die Angabe „§ 5 Ab-
satz 3“ ersetzt.

4. Dem § 11 Absatz 1 werden die folgenden
Sätze angefügt:

„Das Bundesministerium der Finanzen teilt
den Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung
von § 2 Absatz 2 Satz 1, der §§ 5 und 7 Ab-
satz 1 Nummer 3 in der Fassung des Arti-
kels ... des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorlie-
genden Änderungsgesetzes]) durch ein im
Bundessteuerblatt zu veröffentlichendes
Schreiben mit. Bis zu diesem Zeitpunkt sind
§ 2 Absatz 2 Satz 1, die § 5 und 7 Absatz 1
Nummer 3 in der Fassung des Artikels ... des
Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen:
Ausfertigungsdatum und Fundstelle des Än-
derungsgesetzes, das vor dem vorliegenden
Änderungsgesetz ausgefertigt wurde]) weiter
anzuwenden.“

Artikel 19 Artikel 20

Änderung des Bewertungsgesetzes Änderung des Bewertungsgesetzes

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 1. Februar 1991 (BGBl. I
S. 230), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes
vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2592) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 1. Februar 1991 (BGBl. I
S. 230), das zuletzt durch Artikel 13 Absatz 3 des
Gesetzes vom 12. April 2012 (BGBl. I S. 579)
geändert worden ist wird wie folgt geändert:
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1. Dem § 48a wird folgender Satz angefügt: 1. u n v e r ä n d e r t

„Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn der
Eigentümer die Flächen bereits intensiv im
Sinne der Nummern 1 bis 3 genutzt hat.“

2. Dem § 205 wird folgender Absatz 5 ange-
fügt:

2. u n v e r ä n d e r t

„(5) § 48a in der Fassung des Arti-
kels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vor-
liegenden Änderungsgesetzes]) ist auf Be-
wertungsstichtage ab dem 1. Januar 2013 an-
zuwenden.“

Artikel 20 Artikel 21

Änderung des EU-Beitreibungsgesetzes u n v e r ä n d e r t

§ 1 Absatz 3 Nummer 1 des EU-
Beitreibungsgesetzes vom 7. Dezember 2011
(BGBl. I S. 2592) wird wie folgt gefasst:

„1. Beiträge und Umlagen sowie damit verbun-
dene Abgaben und Gebühren nach dem So-
zialgesetzbuch, den in § 68 des Ersten Bu-
ches Sozialgesetzbuch genannten Gesetzen
und dem Aufwendungsausgleichsgesetz;“.

Artikel 21 Artikel 22

Änderung der Zivilprozessordnung Änderung der Zivilprozessordnung

In § 759 der Zivilprozessordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 5. Dezember
2005 (BGBl. I S. 3202; 2006 I S. 431; 2007 I
S. 1781), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 3044) geän-
dert worden ist, werden die Wörter „eine zu seiner
Familie gehörige oder in dieser Familie dienende
erwachsene Person“ durch die Wörter „ein er-
wachsener Familienangehöriger, eine in der Fami-
lie beschäftigte Person oder ein erwachsener stän-
diger Mitbewohner“ ersetzt.

In § 759 der Zivilprozessordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 5. Dezember
2005 (BGBl. I S. 3202; 2006 I S. 431; 2007 I
S. 1781), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 21. Juli 2012 (BGBl. I S. 1577) geändert
worden ist, werden die Wörter „eine zu seiner
Familie gehörige oder in dieser Familie dienende
erwachsene Person“ durch die Wörter „ein er-
wachsener Familienangehöriger, eine in der Fami-
lie beschäftigte Person oder ein erwachsener stän-
diger Mitbewohner“ ersetzt.
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Artikel 22 Artikel 23

Änderung der Finanzgerichtsordnung Änderung der Finanzgerichtsordnung

In § 76 Absatz 1 Satz 4 und § 85 Satz 2 der
Finanzgerichtsordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28. März 2001 (BGBl. I
S. 442, 2262; 2002 I S. 679), die zuletzt durch
Artikel 2 Absatz 35 des Gesetzes vom 22. Dezem-
ber 2011 (BGBl. I S. 3044) geändert worden ist,
wird jeweils nach der Angabe „§ 97“ die Angabe
„Abs. 1 und 3“ gestrichen.

In § 76 Absatz 1 Satz 4 und § 85 Satz 2 der
Finanzgerichtsordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28. März 2001 (BGBl. I S.
442, 2262; 2002 I S. 679), die zuletzt durch Arti-
kel 8 des Gesetzes vom 21. Juli 2012 (BGBl. I S.
1577) geändert worden ist, wird jeweils nach der
Angabe „§ 97“ die Angabe „Abs. 1 und 3“ gestri-
chen.

Artikel 23 Artikel 24

Änderung der Funktionsverlagerungsver-
ordnung

u n v e r ä n d e r t

In § 1 Absatz 4 und § 3 Absatz 2 Satz 3 der
Funktionsverlagerungsverordnung vom 12. Au-
gust 2008 (BGBl. I S. 1680) werden jeweils die
Wörter „§ 1 Abs. 1 Satz 2“ durch die Wörter „§ 1
Absatz 1 Satz 3“ ersetzt.

Artikel 24 Artikel 24

Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes entfällt

Dem § 61 Absatz 2 des Beamtenversor-
gungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 150),
das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 15.
März 2012 (BGBl. I S. 462) geändert worden ist,
wird folgender Satz angefügt:

„Satz 4 gilt entsprechend für den Fall der Leis-
tung eines freiwilligen Wehrdienstes nach Ab-
schnitt 7 des Wehrpflichtgesetzes als Probezeit
und für eine Übergangszeit von höchstens vier
Monaten zwischen einem Ausbildungsabschnitt
und der Ableistung eines freiwilligen Wehrdiens-
tes nach Abschnitt 7 des Wehrpflichtgesetzes.“
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Artikel 25 Artikel 25

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes entfällt

Dem § 59 Absatz 2 des Soldatenversor-
gungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 16. September 2009 (BGBl. I S. 3054),
das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 15.
März 2012 (BGBl. I S. 462) geändert worden ist,
wird folgender Satz angefügt:

„Satz 4 gilt entsprechend für den Fall der Leis-
tung eines freiwilligen Wehrdienstes nach Ab-
schnitt 7 des Wehrpflichtgesetzes als Probezeit
und für eine Übergangszeit von höchstens vier
Monaten zwischen einem Ausbildungsabschnitt
und der Ableistung eines freiwilligen Wehrdiens-
tes nach Abschnitt 7 des Wehrpflichtgesetzes.“

Artikel 26 Artikel 25

Änderung des Zerlegungsgesetzes u n v e r ä n d e r t

In § 1 Absatz 3a des Zerlegungsgesetzes
vom 6. August 1998 (BGBl. I S. 1998), das zu-
letzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 7. Dezem-
ber 2011 (BGBl. I S. 2592) geändert worden ist,
werden nach den Wörtern „§ 43 Absatz 1 Satz 1
Nummer 1a“ die Wörter „oder Nummer 2 Satz 4“
eingefügt.

Artikel 26

Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes

§ 23 Absatz 9 des Grunderwerbsteuerge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 26. Februar 1997 (BGBl. I S. 418, 1804),
das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 1.
November 2011 (BGBl. I S. 2131) geändert
worden ist, wird wie folgt gefasst:

„Soweit Steuerbescheide für Erwerbsvorgänge
von Lebenspartnern noch nicht bestandskräf-
tig sind, ist § 3 Nummer 3 bis 7 in der Fassung
des Artikels 29 des Gesetzes vom 8. Dezember
2010 (BGBl. I S. 1768) erstmals auf Erwerbs-
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vorgänge anzuwenden, die nach dem 31. Juli
2001 verwirklicht werden.“

Artikel 27 Artikel 27

Änderung des Handelsgesetzbuches u n v e r ä n d e r t

§ 257 Absatz 4 des Handelsgesetzbuches in
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 4100-1, veröffentlichten bereinigten
Fassung, das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 39 des
Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I
S. 3044) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
fasst:

„(4) Die in Absatz 1 Nummer 1 aufgeführten
Unterlagen sind zehn Jahre, die in Absatz 1
Nummer 4 aufgeführten Unterlagen acht Jahre
und die sonstigen in Absatz 1 aufgeführten Unter-
lagen sechs Jahre aufzubewahren.“

Artikel 28 Artikel 28

Änderung des Einführungsgesetzes zum
Handelsgesetzbuch

u n v e r ä n d e r t

Artikel 47 des Einführungsgesetzes zum
Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt
Teil III, Gliederungsnummer 4101-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch
Artikel 2 Absatz 40 des Gesetzes vom 22. De-
zember 2011 (BGBl. I S. 3044) geändert worden
ist, wird wie folgt gefasst:

„Artikel 47

§ 257 Absatz 4 des Handelsgesetzbuches in
der Fassung des Artikels 27 des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. … [einsetzen: Datum und Fundstelle
des vorliegenden Änderungsgesetzes]) gilt erst-
mals für Unterlagen, deren Aufbewahrungsfrist
nach § 257 Absatz 4 des Handelsgesetzbuches in
der am 31. Dezember 2012 geltenden Fassung
noch nicht abgelaufen ist.“

Artikel 29
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Änderung der Altersvorsorge-
Durchführungsverordnung

Die Altersvorsorge-
Durchführungsverordnung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 28. Februar 2005
(BGBl. I S. 487), die zuletzt durch Artikel 13
Absatz 23 des Gesetzes vom 12. April 2012
(BGBl. I S. 579) geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:

1. In § 1 Absatz 1 Satz 1, § 2 Absatz 3 Satz 1,
§ 5 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 6 Satz 1
sowie in § 23 wird jeweils die Angabe
„§ 10 Absatz 2a“ durch die Wörter „§ 10
Absatz 2a und 4b“ ersetzt.

2. Folgender § 24 wird angefügt:

„§ 24

Mitteilungspflichten der übermittelnden
Stellen gegenüber der zentralen Stelle

Die in § 10 Absatz 4b Satz 4 des Ein-
kommensteuergesetzes genannten über-
mittelnden Stellen haben der zentralen
Stelle bis zum 28. Februar des dem Jahr
der Auszahlung oder der Rückforderung
der steuerfreien Zuschüsse zu Vorsorge-
aufwendungen im Sinne des § 10 Absatz 1
Nummer 2, 3 und 3a des Einkommensteu-
ergesetzes oder der Erstattung von sol-
chen Vorsorgeaufwendungen folgenden
Jahres folgende Daten zu übermitteln:

1. Identifikationsnummer (§ 139b der
Abgabenordnung), Familienname,
Vorname, Geburtsdatum und An-
schrift des Steuerpflichtigen;

2. die Höhe der im jeweiligen Zahlungs-
jahr geleisteten und zurückgeforder-
ten steuerfreien Zuschüsse und der
erstatteten Vorsorgeaufwendungen,
jeweils gesondert betragsmäßig nach
Art der Vorsorgeaufwendungen aus-
gewiesen;

3. Beginn und Ende des Zeitraums, für
den der steuerfreie Zuschuss und die
Erstattung der Vorsorgeaufwendun-
gen erfolgt ist;

4. Jahr des Zuflusses oder Abflusses;
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5. Bezeichnung und Anschrift der
übermittelnden Stelle sowie deren
Ordnungsbegriff.

Eine Mitteilungspflicht nach Satz 1 be-
steht nicht, wenn die übermittelnde Stelle
der Finanzverwaltung die Zahlung der ge-
leisteten und zurückgeforderten steuer-
freien Zuschüsse und der erstatteten Vor-
sorgeaufwendungen bereits auf Grund
anderer Vorschriften elektronisch mitzu-
teilen hat. Stellt die übermittelnde Stelle
fest, dass die an die zentrale Stelle über-
mittelten Daten unzutreffend sind, ist dies
unverzüglich durch Übermittlung eines
Datensatzes an die zentrale Stelle zu kor-
rigieren oder zu stornieren. Die übermit-
telnde Stelle hat den Steuerpflichtigen da-
rüber zu unterrichten, dass die Daten der
zentralen Stelle mitgeteilt werden. Hierbei
ist die Höhe der Beträge anzugeben, so-
weit sich diese nicht bereits aus dem Ver-
waltungsakt ergibt.“

Artikel 30

Änderung des Börsengesetzes

Dem § 5 des Börsengesetzes vom 16. Juli
2007 (BGBl. I S. 1330, 1351), das zuletzt durch
Artikel 5 des Gesetzes vom 26. Juni 2012
(BGBl. I S. 1375) geändert worden ist, wird
folgender Absatz 6 angefügt:

„(6) Der Börsenträger hat das Land, in
dessen Gebiet die Börse ansässig ist, von allen
Ansprüchen Dritter wegen Schäden freizustel-
len, die durch die für die Börse Handelnden in
Ausübung der ihnen übertragenen Aufgaben
verursacht werden.“

Artikel 31

Änderung des Luftverkehrsgesetzes

Das Luftverkehrsgesetz vom 1. August
1922 (RGBl. 1922 I S. 681), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Mai 2012 (BGBl.
I S. 1032) geändert worden ist, wird wie folgt
geändert:
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1. Dem § 31b Absatz 3 wird folgender Satz
angefügt:

„Bei der Flugsicherungsorganisation im
Sinne von Absatz 1 bleibt der positive
oder negative Unterschiedsbetrag zwi-
schen dem nach dem Einkommensteuer-
gesetz ermittelten Gewinn aus den Gebüh-
ren für die Flugsicherung und dem Er-
gebnis nach den gebührenrechtlichen Vor-
schriften aus Flugsicherungsdiensten bei
der Ermittlung der Einkünfte außer An-
satz.“

2. In § 73 wird nach Absatz 2 folgender Ab-
satz 2a eingefügt:

„(2a) § 31b Absatz 3 Satz 3 ist auch
für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die vor
dem … [einsetzen: Tag nach der Verkün-
dung des vorliegenden Änderungsgesetzes]
enden.“

Artikel 29 Artikel 32

Änderungen zur weiteren Verkürzung der
Aufbewahrungsfristen nach dem Handelsge-

setzbuch, der Abgabenordnung und dem
Umsatzsteuergesetz

Änderungen zur weiteren Verkürzung der
Aufbewahrungsfristen nach dem Handelsge-

setzbuch, der Abgabenordnung und dem
Umsatzsteuergesetz

(1) § 147 Absatz 3 Satz 1 der Abgabenord-
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1.
Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61), die
zuletzt durch Artikel 10 dieses Gesetzes geändert
worden ist, wird wie folgt gefasst:

(1) § 147 Absatz 3 Satz 1 der Abgabenord-
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1.
Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61), die
zuletzt durch Artikel 11 dieses Gesetzes geändert
worden ist, wird wie folgt gefasst:

„Die in Absatz 1 Nummer 1, 4 und 4a aufgeführ-
ten Unterlagen sind sieben Jahre und die sonstigen
in Absatz 1 aufgeführten Unterlagen sechs Jahre
aufzubewahren, sofern nicht in anderen Steuerge-
setzen kürzere Aufbewahrungsfristen zugelassen
sind.“

u n v e r ä n d e r t

(2) Dem Artikel 97 § 19a des Einführungs-
gesetzes zur Abgabenordnung vom 14. Dezember
1976 (BGBl. I S. 3341; 1977 I S. 667), das zuletzt
durch Artikel 11 dieses Gesetzes geändert worden
ist, wird folgender Absatz 3 angefügt:

(2) Dem Artikel 97 § 19a des Einführungs-
gesetzes zur Abgabenordnung vom 14. Dezember
1976 (BGBl. I S. 3341; 1977 I S. 667), das zuletzt
durch Artikel 12 dieses Gesetzes geändert worden
ist, wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) § 147 Absatz 3 Satz 1 der Abgabenord-
nung in der Fassung des Artikels 29 des Gesetzes
vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Datum und
Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes])

„(3) § 147 Absatz 3 Satz 1 der Abgabenord-
nung in der Fassung des Artikels 32 des Gesetzes
vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Datum und
Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes])
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gilt erstmals für Unterlagen, deren Aufbewah-
rungsfrist nach § 147 Absatz 3 der Abgabenord-
nung in der am 31. Dezember 2014 geltenden
Fassung noch nicht abgelaufen ist.“

gilt erstmals für Unterlagen, deren Aufbewah-
rungsfrist nach § 147 Absatz 3 der Abgabenord-
nung in der am 31. Dezember 2014 geltenden
Fassung noch nicht abgelaufen ist.“

(3) Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung
der Bekanntmachung vom 21. Februar 2005
(BGBl. I S. 386), das zuletzt durch Artikel 9 die-
ses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt
geändert:

(3) Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung
der Bekanntmachung vom 21. Februar 2005
(BGBl. I S. 386), das zuletzt durch Artikel 10
dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:

1. In § 14b Absatz 1 Satz 1 wird das Wort
„acht“ durch das Wort „sieben“ ersetzt.

1. u n v e r ä n d e r t

2. In § 26a Absatz 1 Nummer 2 wird das Wort
„acht“ durch das Wort „sieben“ ersetzt.

2. u n v e r ä n d e r t

3. Dem § 27 wird folgender Absatz 20 ange-
fügt:

3. Dem § 27 wird folgender Absatz 20 ange-
fügt:

„(20) § 14b Absatz 1 Satz 1 und § 26a
Absatz 1 Nummer 2 in der Fassung des Arti-
kels 29 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vor-
liegenden Änderungsgesetzes]) gilt erstmals
für Rechnungen, deren Aufbewahrungsfrist
nach § 14b Absatz 1 Satz 1 in der am
31. Dezember 2014 geltenden Fassung noch
nicht abgelaufen ist.“

„(20) § 14b Absatz 1 Satz 1 und § 26a
Absatz 1 Nummer 2 in der Fassung des Arti-
kels 32 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vor-
liegenden Änderungsgesetzes]) gilt erstmals
für Rechnungen, deren Aufbewahrungsfrist
nach § 14b Absatz 1 Satz 1 in der am
31. Dezember 2014 geltenden Fassung noch
nicht abgelaufen ist.“

(4) § 257 Absatz 4 des Handelsgesetzbu-
ches in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 4100-1, veröffentlichten bereinig-
ten Fassung, das zuletzt durch Artikel 27 dieses
Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt ge-
fasst:

(4) u n v e r ä n d e r t

„(4) Die in Absatz 1 Nummer 1 aufgeführten
Unterlagen sind zehn Jahre, die in Absatz 1
Nummer 4 aufgeführten Unterlagen sind sieben
Jahre und die sonstigen in Absatz 1 aufgeführten
Unterlagen sechs Jahre aufzubewahren.“

(5) Artikel 47 des Einführungsgesetzes zum
Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt
Teil III, Gliederungsnummer 4101-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch
Artikel 28 dieses Gesetzes geändert worden ist,
wird wie folgt gefasst:

(5) Artikel 47 des Einführungsgesetzes zum
Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt
Teil III, Gliederungsnummer 4101-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch
Artikel 28 dieses Gesetzes geändert worden ist,
wird wie folgt gefasst:

„Artikel 47 „Artikel 47

§ 257 Absatz 4 des Handelsgesetzbuches in
der Fassung des Artikels 27 des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. … [einsetzen: Datum und Fundstelle

§ 257 Absatz 4 des Handelsgesetzbuches in
der Fassung des Artikels 32 des Gesetzes vom …
(BGBl. I S. … [einsetzen: Datum und Fundstelle
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des vorliegenden Änderungsgesetzes]) gilt erst-
mals für Unterlagen, deren Aufbewahrungsfrist
nach § 257 Absatz 4 des Handelsgesetzbuches in
der am 31. Dezember 2014 geltenden Fassung
noch nicht abgelaufen ist.“

des vorliegenden Änderungsgesetzes]) gilt erst-
mals für Unterlagen, deren Aufbewahrungsfrist
nach § 257 Absatz 4 des Handelsgesetzbuches in
der am 31. Dezember 2014 geltenden Fassung
noch nicht abgelaufen ist.“

Artikel 30 Artikel 33

Inkrafttreten, Außerkrafttreten Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der
Absätze 2 bis 7 am 1. Januar 2013 in Kraft.

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der
Absätze 2 bis 8 am 1. Januar 2013 in Kraft.

(2) Die Artikel 24 und 25 treten mit Wir-
kung vom 1. Juli 2011 in Kraft.

entfällt

(3)
Artikel 2 Nummer 11, 19 und 26 Buchst

abe e, g und h, Nummer 30 sowie
Artikel 3 Nummer 1 und 3 Buchstabe a, Artikel 4
Nummer 2 Buchstabe b und Artikel 14 treten mit
Wirkung vom 1. Januar 2012 in Kraft.

(2)
Artikel 2 Nummer 12, 26 und 35 Buchst

abe i, m und n, Nummer 40 sowie
Artikel 3 Nummer 1 und 3 Buchstabe a, Artikel 4
Nummer 1 Buchstabe b und Artikel 15 treten mit
Wirkung vom 1. Januar 2012 in Kraft.

(4)
Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe b, Num

mer 6, 10, 16 Buchstabe a, Nummer 25, 26 Buchst
abe i, Nummer 27 Buchstabe a, Nummer 28, 29,
Artikel 3 Nummer 4 und 5,
Artikel 8, 9 Nummer 1, 3 Buchstabe c, Nummer 5
, 9 bis 11, 13 und 15 bis 17,
Artikel 10 Nummer 1 bis 11, 13, 14 und 16 bis 27,
Artikel 12, 13 Nummer 1 und
Artikel 15, 16 Nummer 1, 2 und 6 und
Artikel 17 bis 19, 21 und 22 treten am Tag nach
der Verkündung in Kraft.

(3)
Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe b, Num

mer 5 Buchstabe b, Nummer 6, 10, 11, 13, 14, 2
1, 22 Buchstabe a, Nummer 33, 35 Buchstabe h, j,
k und o, Nummer 36 Buchstabe a, Nummer 38, 3

9, Artikel 3 Nummer 4 und 5,
Artikel 4 Nummer 3, 4 Buchstabe c, Artikel 5,
Artikel 9, 10 Nummer 1, 3 Buchstabe d, Nummer
6 Buchstabe d, Nummer 10 bis 12, 14, 16 und 1

8 bis 20,
Artikel 11 Nummer 2 bis 11, 13, 14, 16 bis 23 un
d 25 bis 29, Artikel 12 Nummer 1,
Artikel 13, 14 Nummer 1 und
Artikel 16, 17 Nummer 1 Buchstabe a, b, d und
e, Nummer 2 und 6 und
Artikel 18 bis 20, 22, 23, 26 und 31 treten am Tag
nach der Verkündung in Kraft.

(5)
Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe a, Num

mer 5, 7 und 26 Buchstabe d tritt an dem Tag in
Kraft, an dem die Europäische Kommission nach
Artikel 4 Absatz 2, 3 oder 6 oder nach Artikel 7
Absatz 2, 3 oder 4 der Verordnung (EG)
Nr. 659/1999 des Rates vom 22. März 1999 über
besondere Vorschriften für die Anwendung von
Artikel 93 des EG-Vertrags (ABl. L 83 vom
22.3.1999, S. 1), die zuletzt durch Verordnung
(EG) Nr. 1791/2006 des Rates vom 20. November
2006 (ABl. L 363 vom 20.12.2006, S. 1) geändert

(4)
Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe a, Num

mer 5 Buchstabe a, Nummer 7 und 35 Buchstabe
d tritt an dem Tag in Kraft, an dem die Europäi-

sche Kommission nach Artikel 4 Absatz 2, 3
oder 6 oder nach Artikel 7 Absatz 2, 3 oder 4 der
Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom
22. März 1999 über besondere Vorschriften für
die Anwendung von Artikel 93 des EG-Vertrags
(ABl. L 83 vom 22.3.1999, S. 1), die zuletzt durch
Verordnung (EG) Nr. 1791/2006 des Rates vom
20. November 2006 (ABl. L 363 vom 20.12.2006,
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wurde, entscheidet, frühestens am 1. Januar 2013.
Der Tag, an dem die in Satz 1 genannten Vor-
schriften in Kraft treten, ist vom Bundesministeri-
um der Finanzen im Bundesgesetzblatt gesondert
bekannt zu machen.

S. 1) geändert wurde, entscheidet, frühestens am
1. Januar 2013. Der Tag, an dem die in Satz 1
genannten Vorschriften in Kraft treten, ist vom
Bundesministerium der Finanzen im Bundesge-
setzblatt gesondert bekannt zu machen.

(5)
Artikel 10 Nummer 6 Buchstabe a un

d b tritt in Kraft zu Beginn des zweiten Mo-
nats, der dem Tag der Veröffentlichung des
Durchführungsbeschlusses des Rates der Eu-
ropäischen Union zur Ermächtigung der Bun-
desrepublik Deutschland im Amtsblatt EU
Reihe L folgt. Der Tag der Veröffentlichung
des Durchführungsbeschlusses des Rates der
Europäischen Union ist vom Bundesministeri-
um der Finanzen im Bundesgesetzblatt Teil II
bekannt zu geben.

(6) Artikel 10 Nummer 5 und 13 tritt am
1. Januar 2014 in Kraft.

(6) Artikel 16 Nummer 3 bis 5 tritt am
1. Juli 2014 in Kraft.

(7) Artikel 17 Nummer 3 bis 5 tritt am
1. Juli 2014 in Kraft.

(7) Artikel 29 tritt am 1. Januar 2015 in
Kraft.

(8) Artikel 32 tritt am 1. Januar 2015 in
Kraft.

(8) Das EG-Amtshilfe-Gesetz vom 19. De-
zember 1985 (BGBl. I S. 2436, 2441), das zuletzt
durch Artikel 17 des Gesetzes vom 20. Dezember
2007 (BGBl. I S. 3150) geändert worden ist, tritt
am 1. Januar 2013 außer Kraft.

(9) u n v e r ä n d e r t
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Anlage zu Artikel 2 Nummer 30 Anlage zu Artikel 2 Nummer 40
u n v e r ä n d e r t

Anlage 2
(zu § 43b)

Gesellschaften im Sinne der Richtlinie
Nr. 2011/96/EU

Gesellschaft im Sinne der genannten Richtlinie ist
jede Gesellschaft, die

1. eine der folgenden Formen aufweist:

a) Eine Gesellschaft, die gemäß der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates
vom 8. Oktober 2001 über das Statut
der Europäischen Gesellschaft (SE) und
der Richtlinie 2001/86/EG des Rates
vom 8. Oktober 2001 zur Ergänzung
des Statuts der Europäischen Gesell-
schaft hinsichtlich der Beteiligung der
Arbeitnehmer gegründet wurde sowie
eine Genossenschaft, die gemäß der
Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 des
Rates vom 22. Juli 2003 über das Statut
der Europäischen Genossenschaft
(SCE) und gemäß der Richtlinie
2003/72/EG des Rates vom 22. Juli
2003 zur Ergänzung des Statuts der Eu-
ropäischen Genossenschaft hinsichtlich
der Beteiligung der Arbeitnehmer ge-
gründet wurde,
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b) Gesellschaften belgischen Rechts mit
der Bezeichnung „société anony-
me“/„naamloze vennootschap“, „société
en commandite par acti-
ons“/„commanditaire vennootschap op
aandelen“, „société privée à
responsabilité limitée“/„besloten
vennootschap met beperkte
aansprakelijkheid“, „société coopérative
à responsabilité limitée“/„coöperatieve
vennootschap met beperkte
aansprakelijkheid“, „société coopérative
à responsabilité illimitée“/„coöperatieve
vennootschap met onbeperkte
aansprakelijkheid“, „société en nom
collectif“/„vennootschap onder firma“
oder „société en commandite simp-
le“/„gewone commanditaire
vennootschap“, öffentliche Unterneh-
men, die eine der genannten Rechtsfor-
men angenommen haben, und andere
nach belgischem Recht gegründete Ge-
sellschaften, die der belgischen Körper-
schaftsteuer unterliegen,

c) Gesellschaften bulgarischen Rechts mit
der Bezeichnung „събирателно 
дружество“, „командитно 
дружество“, „дружество с ограничена 
отговорност“, „акционерно 
дружество“, „командитно дружество 
с акции“, „неперсонифицирано 
дружество“, „кооперации“, 
„кооперативни съюзи“ oder 
„държавни предприятия“, die nach 
bulgarischem Recht gegründet wurden
und gewerbliche Tätigkeiten ausüben,

d) Gesellschaften tschechischen Rechts
mit der Bezeichnung „akciová
společnost“ oder „společnost s ručením 
omezeným“,

e) Gesellschaften dänischen Rechts mit
der Bezeichnung „aktieselskab“ oder
„anpartsselskab“. Weitere nach dem
Körperschaftsteuergesetz steuerpflichti-
ge Gesellschaften, soweit ihr steuerba-
rer Gewinn nach den allgemeinen steu-
errechtlichen Bestimmungen für die
„aktieselskaber“ ermittelt und besteuert
wird,
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f) Gesellschaften deutschen Rechts mit
der Bezeichnung „Aktiengesellschaft“,
„Kommanditgesellschaft auf Aktien“,
„Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung“, „Versicherungsverein auf Ge-
genseitigkeit“, „Erwerbs- und Wirt-
schaftsgenossenschaft“ oder „Betrieb
gewerblicher Art von juristischen Per-
sonen des öffentlichen Rechts“ und an-
dere nach deutschem Recht gegründete
Gesellschaften, die der deutschen Kör-
perschaftsteuer unterliegen,

g) Gesellschaften estnischen Rechts mit
der Bezeichnung „täisühing“,
„usaldusühing“, „osaühing“,
„aktsiaselts“ oder „tulundusühistu“,

h) nach irischem Recht gegründete oder
eingetragene Gesellschaften, gemäß
dem Industrial and Provident Societies
Act eingetragene Körperschaften, ge-
mäß dem Building Societies Act ge-
gründete „building societies“ und „trus-
tee savings banks“ im Sinne des Trustee
Savings Banks Act von 1989,

i) Gesellschaften griechischen Rechts mit
der Bezeichnung „αvώvυμη εταιρεία“ 
oder „εταιρεία περιωρισμέvης ευθύvης 
(Ε.Π.Ε.)“ und andere nach griechischem 
Recht gegründete Gesellschaften, die
der griechischen Körperschaftsteuer un-
terliegen,

j) Gesellschaften spanischen Rechts mit
der Bezeichnung „sociedad anónima“,
„sociedad comanditaria por acciones“
oder „sociedad de responsabilidad
limitada“ und die öffentlich-rechtlichen
Körperschaften, deren Tätigkeit unter
das Privatrecht fällt. Andere nach spani-
schem Recht gegründete Körperschaf-
ten, die der spanischen Körperschaft-
steuer („impuesto sobre sociedades“)
unterliegen,



* Wird nach Vorliegen der lektorierten Druckfassung durch diese ersetzt.

ele
ktr

on
isc

he
 Vora

b-F
as

su
ng

*

Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode -114- Drucksache 17/11190

Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses

k) Gesellschaften französischen Rechts mit
der Bezeichnung „société anonyme“,
„société en commandite par actions“,
„société à responsabilité limitée“,
„sociétés par actions simplifiées“,
„sociétés d'assurances mutuelles“,
„caisses d'épargne et de prévoyance“,
„sociétés civiles“, die automatisch der
Körperschaftsteuer unterliegen,
„coopératives“, „unions de
coopératives“, die öffentlichen Indust-
rie- und Handelsbetriebe, die öffentli-
chen Industrie- und Handelsunterneh-
men und andere nach französischem
Recht gegründete Gesellschaften, die
der französischen Körperschaftsteuer
unterliegen,

l) Gesellschaften italienischen Rechts mit
der Bezeichnung „società per azioni“,
„società in accomandita per azioni“,
„società a responsabilità limitata“,
„società cooperative“ oder „società di
mutua assicurazione“ sowie öffentliche
und private Körperschaften, deren Tä-
tigkeit ganz oder überwiegend handels-
gewerblicher Art ist,

m) Gesellschaften zyprischen Rechts mit
der Bezeichnung: „εταιρείες“ im Sinne 
der Einkommensteuergesetze,

n) Gesellschaften lettischen Rechts mit der
Bezeichnung: „akciju sabiedrība“ oder 
„sabiedrība ar ierobežotu atbildību“, 

o) Gesellschaften litauischen Rechts,

p) Gesellschaften luxemburgischen Rechts
mit der Bezeichnung „société ano-
nyme“, „société en commandite par ac-
tions“, „société à responsabilité limi-
tée“, „société coopérative“, „société
coopérative organisée comme une so-
ciété anonyme“, „association d'assu-
rances mutuelles“, association
d'épargne-pension“, „entreprise de na-
ture commerciale, industrielle ou mi-
nière de l'Etat, des communes, des syn-
dicats de communes, des établissements
publics et des autres personnes morales
de droit public“ sowie andere nach
luxemburgischem Recht gegründete
Gesellschaften, die der luxemburgis-
chen Körperschaftsteuer unterliegen,
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q) Gesellschaften ungarischen Rechts mit
der Bezeichnung: „közkereseti
társaság“, „betéti társaság“, „közös
vállalat“, „korlátolt felelősségű 
társaság“, „részvénytársaság“,
„egyesülés“ oder „szövetkezet“,

r) Gesellschaften maltesischen Rechts mit
der Bezeichnung: „Kumpaniji ta' Res-
ponsabilita' Limitata“ oder „Soċjetajiet 
en commandite li l-kapital tagħhom 
maqsum f'azzjonijiet“,

s) Gesellschaften niederländischen Rechts
mit der Bezeichnung „naamloze
vennnootschap“, „besloten
vennootschap met beperkte
aansprakelijkheid“, „open
commanditaire vennootschap“,
„coöperatie“, „onderlinge
waarborgmaatschappij“, „fonds voor
gemene rekening“, „vereniging op
coöperatieve grondslag“, „vereniging
welke op onderlinge grondslag als
verzekeraar of keredietinstelling
optreedt“ und andere nach
niederländischem Recht gegründete
Gesellschaften, die der niederländischen
Körperschaftsteuer unterliegen,

t) Gesellschaften österreichischen Rechts
mit der Bezeichnung „Aktiengesell-
schaft“, „Gesellschaft mit beschränkter
Haftung“, „Versicherungsvereine auf
Gegenseitigkeit“, „Erwerbs- und Wirt-
schaftsgenossenschaften“, „Betriebe
gewerblicher Art von Körperschaften
des öffentlichen Rechts“, „Sparkassen“
sowie andere nach österreichischem
Recht gegründete Gesellschaften, die
der österreichischen Körperschaftsteuer
unterliegen,

u) Gesellschaften polnischen Rechts mit
der Bezeichnung „spółka akcyjna“ oder 
„spółka z ograniczoną 
odpowiedzialnością“, 

v) Gesellschaften portugiesischen Rechts
in Form von Handelsgesellschaften oder
zivilrechtlichen Handelsgesellschaften
sowie Genossenschaften und öffentliche
Unternehmen,
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w) Gesellschaften rumänischen Rechts mit
der Bezeichnung „societăţi pe acţiuni“, 
„societăţi în comandită pe acţiuni“ oder 
„societăţi cu răspundere limitată“, 

x) Gesellschaften slowenischen Rechts mit
der Bezeichnung „delniška družba“,
„komanditna družba“ oder „družba z
omejeno odgovornostjo“,

y) Gesellschaften slowakischen Rechts mit
der Bezeichnung „akciová spoločnosť“, 
„spoločnosť s ručením obmedzeným“ 
oder „komanditná spoločnosť“, 

z) Gesellschaften finnischen Rechts mit
der Bezeichnung
„osakeyhtiö“/„aktiebolag“,
„osuuskunta“/„andelslag“,
„säästöpankki“/„sparbank“ und
„vakuutusyhtiö“/„försäkringsbolag“,

aa) Gesellschaften schwedischen Rechts
mit der Bezeichnung „aktiebolag“,
„försäkringsaktiebolag“, „ekonomiska
föreningar“, „sparbanker“, „ömsesidiga
försäkringsbolag“ und
„försäkringsföreningar“,

bb) nach dem Recht des Vereinigten König-
reichs gegründete Gesellschaften;

2. nach dem Steuerrecht eines Mitgliedstaats in
Bezug auf den steuerlichen Wohnsitz als in
diesem Staat ansässig betrachtet wird und auf
Grund eines mit einem dritten Staat ge-
schlossenen Doppelbesteuerungsabkommens
in Bezug auf den steuerlichen Wohnsitz nicht
als außerhalb der Gemeinschaft ansässig be-
trachtet wird und

3. ohne Wahlmöglichkeit einer der folgenden
Steuern unterliegt oder irgendeiner Steuer,
die eine dieser Steuern ersetzt, ohne davon
befreit zu sein:

– vennootschapsbelasting/impôt des
sociétés in Belgien,

– корпоративен данък in Bulgarien,  

– daň z příjmů právnických osob in der 
Tschechischen Republik,

– selskabsskat in Dänemark,

– Körperschaftsteuer in Deutschland,

– tulumaks in Estland,
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– corporation tax in Irland,

– φόρος εισοδήματος νομικών προσώπων 
κερδοσκοπικού χαρακτήρα in Griechen-
land,

– impuesto sobre sociedades in Spanien,

– impôt sur les sociétés in Frankreich,

– imposta sul reddito delle persone giuri-
diche in Italien,

– φόρος εισοδήματος in Zypern,  

– uzņēmumu ienākuma nodoklis in Lett-
land,

– pelno mokestis in Litauen,

– impôt sur le revenu des collectivités in
Luxemburg,

– társasági adó, osztalékadó in Ungarn,

– taxxa fuq l-income in Malta,

– vennootschapsbelasting in den Nieder-
landen,

– Körperschaftsteuer in Österreich,

– podatek dochodowy od osób prawnych
in Polen,

– imposto sobre o rendimento das pessoas
colectivas in Portugal,

– impozit pe profit in Rumänien,

– davek od dobička pravnih oseb in 
Slowenien,

– daň z príjmov právnických osôb in der 
Slowakei,

– yhteisöjen tulovero/inkomstskatten för
samfund in Finnland,

– statlig inkomstskatt in Schweden,

– corporation tax im Vereinigten König-
reich.


